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Das Zivilschutz.Magazin und der ,,Allpapielbel'g" 

"Was man schwarz auf weiß besitzt, kann 
man getrost nach Hause tragen " - so hieß 
es fruher und so heißt es auch noch heute, 
wenn der Wert des geschriebenen und 
gedruckten Wortes gegenuber dem ge­
sprochenen herausgestellt werden soll. 

Das vorstehende "geflügelte Wort" stimmt 
seit einiger Zeit nur noch bedingt - nicht 
etwa weil das gedruckte Wort heute nicht 
mehr soviel gilt wie früher. Umweltbewußte 
Burger sind zunehmend auch mit "schwarz 
auf grau" zufrieden, Ja oftmals sogar zufne­
dener. "Die verstarkte Verwendung des 
RecyclingpapIers ist ein gutes Beispiel da­
fur, daß überhöhte Oualitatsansprüche . 
im Interesse an unserer Umwelt auf ein 
vernunftiges Maß herabgesetzt werden 
kannen", meinte Bundesinnenminister 
Gerhart Rudolf Baum kürzlich in einem 
Interview zum Thema "Umweltschutz" 

Es geht also um das sogenannte Umwelt­
schutz- oder Recyclingpapier - auf dieses 

Papier ist zum ersten Male der Inhalt des 
Zivilschutz-MagaZins gedruckt worden. 

Dieser Entscheidung Sind zahlreiche Dis­
kussionen vorausgegangen: ob man dem 
Leser ein solches graues PapIer zumuten 
kann, ob die Attraktivitat der Zeitschrift lei­
det, ob der Eindruck entstehen konnte, es 
müsse mit aller Macht gespart werden -
alles Fragen, auf die man nicht ohne weite­
res mit Ja oder Nein antworten kann . 

Wir meinen aber, daß gerade eine Fach­
zeitschrift für die Bereiche Zlvil- , Katastro­
phen- und Selbstschutz schon wegen der 
zahlreichen Beruhrungspunkte mit dem 
Umweltschutz und besonders im Hinblick 
auf das gestiegene Umweltbewußtsein vie­
ler Bürger auch auf einem umweltfreundli­
chen Papier gedruckt werden sollte. Der 
Streit. ob Recyclingpapier tatsachlich so 
umweltschonend hergestellt wird oder viel­
leicht eher umweltbelastend ist, konnte 
durch Untersuchungen eindeutig geklart 

STELLENAUSSCHREIBUNG 
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werden . Das Bundesministerium des In­
nern: "Die Einfuhrung des Umweltschutz­
papiers erfolgte vor dem Hintergrund, daß 
der Einsatz von Altpapier anstelle von Zell­
stoff und Holzschliff bei der Papierherstel­
lung - unter Berucksichtlgung des Aufwan­
des fur die Zellstoff- und Holzschlifferzeu­
gung - folgende Vorteile bringt : 

• Energieeinsparung ZWischen ca. 40 bis 
70 Prozent 

• geringer Frischwasserverbrauch 

• genngere Gewasserbelastung mit 
sauerstoffzehrenden Stoffen 

• geringere Luftverunreinigung 

• Entlastung der Abfallbeseitigung. " 

Diese Fakten sprechen für Sich. "Von den 
10 Millionen Tonnen des 1980 in der Bun­
desrepublik verbrauchten Papiers mussen 
6 Millionen Tonnen als Abfall beseitigt wer­
den. Die recyclinggerechte Herstellung 
von Druckerzeugnissen und die breite Ver­
wendung von Recyclingpapier kann zu ei­
ner spurbaren Verringerung dieses .Altpa­
pierberges' beitragen", betont der Bun­
desinnenminister. Gegenwärtig beträgt der 
Anteil des Umweltpapiers am Gesamtver­
brauch graphischer Papiere weniger als 0,4 
Prozent. Der Innenminister strebt mittelfri­
stig eine Steigerung auf etwa 5 Prozent an. 

" Im Vordergrund sollte der Wille stehen, 
durch einen VerZicht auf uberhohte Ouali­
tätsansprüche . zu einer Umwelt- und 
Ressourcenschonung beizutragen", damit 
schließt eine Untersuchung über die Eig­
nung des Umweltschutzpapiers, in der 
festgestellt wurde, daß sich dieses Papier 
nach allen ublichen Verfahren beschreiben 
und bedrucken laßt, sich zum Kopieren und 
Mikroverfilmen eignet. 

Was ISt demnach an diesem Papier an­
ders? Es ist grau - und daran kann man 
sich, so meint die Redaktion, Sicherlich 
gewöhnen. In vielen Bereichen wird ver­
starkt Umweltpapier verwandt, der Um­
weitmInisterrat der EG empfiehlt es ebenso 
wie die Organisation für Wirtschaftliche Zu­
sammenarbeit und Entwicklung (OECD) . 
"Schwarz auf grau" werden Wir sicherlich 
kunftig haufiger getrost nach Hause tragen. 

Vielleicht wird der schon erwahnte "Altpa­
pierberg " ein wenig niedriger. Wir - und wir 
möchten unsere Leser mit einschließen -
versuchen, dazu einen kleinen Beitrag zu 
leisten. 

Die Redaktion 
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Umschau 

THW-Ehrenzeichen 
für Staatssekretär 
Robert Ruder 

Im Rahmen einer feierlichen Veranstal­
tung in der Oberrheinhalle in Oflenburg 
überreichte Staatssekretär Dr. Siegfried 
Fröhlich im Namen des Bundesministers 
des Innern dem Staatssekretär im In­
nenministerium von Baden-Württem­
berg, Robert Ruder, das Ehrenzeichen 
der Bundesanstalt Technisches Hilfs­
werk in Silber. Staatssekretär Ruder 
nahm diese hohe Auszeichnung im Bei­
sein des Direktors der Bundesanstalt 
THW, Dipl.-Ing. Hermann Ahrens, des 
THW-Landesbeauftragten lür Baden­
Württemberg, Dipl.-Ing. Rolf Schneider, 
und einer großen Anzahl ehrenamtlicher 
THW-Angehörigen aus Südbaden ent­
gegen. 

In seiner Laudatio würdigte Staatssekre­
tär Dr. Fröhlich die Verdienste Ruders, 
der durch sein Engagement für das 
THW "einen vorbildlichen Beitrag zur 
Verwirklichung eines einheitlichen Kata­
strophenschutzes" geleistet habe. Ru­
der habe sich bereits als Mitglied des 
baden-württembergischen Landtages 
und als Vorsitzender des Unteraus­
schusses "Innere Sicherheit" in konse­
quenter Weise nicht nur für das THW, 
sondern auch für einzelne THW-Ortsver­
bände, vor allem in seinem Heimatkreis 
Ortenau, eingesetzt. Als Staatssekretär 
im Innenministerium von Baden-Würt­
temberg habe er das THW weiter unter­
stützt. Dank seiner Bemühungen habe 
das THW heute seinen festen Platz im 

Sta.t .. ekretir Or. Fröhlich, Bundesmlnlst.rlum 
des I""em, überreicht dem Staal • • • kretär Im 
baden-wOrttemberglschen Innenministerium, 
Ruder (links), das THW-Ehrenzelchen In Silber. 
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Katastrophenschutz des Landes Baden­
Württemberg gefunden. 

Anhand von Beispielen konnte Staats­
sekretär Dr. Fröhlich wesentliche Fort­
schritte im Bereich des Katastrophen­
schutzes aufzeigen . Die materielle Fort­
schritte allein garantieren jedoch nach 
Auffassung Dr. Fröhlichs noch kein wirk­
sames Hilfeleistungssystem. Eine "straf­
fe und praktikable Organisation, eine 
qualifizierte Führung, motivierte Helfer 
und der Wille aller zur Zusammenarbeit" 
seien hierbei unverzichtbare Vorausset­
zungen. Es sei, so Dr. Fröhlich, ein we­
sentlicher Verdienst Ruders, daß diese 
Konzeption eines einheitlichen Hilfelei­
stungssystems In Baden-Württemberg in 
nachahmenswerter Weise verwirklicht 
worden sei. 

Staatssekretär Robert Ruder betonte in 
seiner Dankesrede, daß er die Aus­
zeichnung als Ansporn empfinde, die 
begonnene Arbeit fortzusetzen. Er habe 
sich immer wieder persönlich davon 
überzeugen können, daß das THW qua­
litativ gute Arbeit leiste und mit den an­
deren Organisationen hervorragend zu­
sammenarbeite, zum Beispiel bei den 
Hochwasserkatastrophen im Lande, bei 
der Erdbebenkatastrophe auf der 
Schwäbischen Alb und erst kürzlich 
beim Brand des Krankenhauses in 
Achern. 

Das Technische Hilfswerk, so Ruder ab­
schließend, gehöre darüber hinaus auch 
zu den Kräften der Gesellschaft, die da­
zu aufgerufen seien, jungen Menschen, 
die bereit seien, anderen zu helfen, 
Ziele vorzugeben. 

Innen senator Fröhlich 
würdigte Einsatz 
ehrenamtlicher Helfer 
bei Bremer Hochwasser­
katastrophe 

Der .. Tag des Helfers " war für den Bre­
mer Innensenator Helmut Fröhlich ein 
willkommener Anlaß, den ehrenamtli­
chen Helfern und hauptamtlichen Kräf­
ten seinen Dank auszusprechen, die bei 
der Hochwasserkatastrophe im März 
1981 ihren Einsatzwillen und ihre Fähig­
keit zu helfen unter Beweis gestellt 
hatten. 

Rund 250 Helfer der im Katastrophen­
schutz mitwirkenden Organisationen hat­
ten sich zu dem Senatsempfang im 
Festsaal des Rathauses versammelt. 
Senator Fröhlich nannte den Einsatz der 
Helfer ein "lebendiges Beispiel für 
staatsbürgerliches Engagement", das 
mehr wiege als "eine noch so pertekte 
staatliche Organisation". Der Innensena­
tor erwähnte als Beispiel nicht nur den 

Einsatz während des Hochwassers in 
Bremen, sondern auch die vielfaltigen 
Einsätze der Organisationen im Ausland, 
so unter anderem im italienischen Erd­
bebengebiet. 

Im Bereich der Zusammenarbeit zwi­
schen den Katastrophenschutz-Organi­
sationen und den staatlichen Stellen 
sieht Fröhlich noch Möglichkeiten einer 
Verbesserung. Die Vorsorge des Staates 
für den Fall der größten Katastrophe, die 
der Menschheit drohe, den Krieg, sieht 
Fröhlich als eine Verpflichtung gegen­
über dem Bürger an. Aber auch dem 
einzelnen Bürger müsse seine Verant­
wortung bewußt gemacht werden, lür 
den Fall nicht ausschließbarer Katastro­
phen und Notzeiten eigene Vorsorge zu 
treffen. 

Bilanz der Hubschrauber­
Rettungsflugelnsätze des 
Katastrophenschutzes 
im Jahre 1981 

Rund 17500 Einsätze im Rettungsdienst 
haben Piloten des Bundesgrenzschutzes 
mit Hubschraubern des Katastrophen­
schutzes im Jahre 1981 geflogen. Dabei 
erhielten über 8000 Patienten direkt am 
Unfallort erste ärztliche Hilfe bzw. wur­
den schwerverletzt in Krankenhäuser 
geflogen. Seit Beginn des Luftrettungs­
dienstes im Jahre 1971 wurden damit 
insgesamt rd. 100000 Einsätze geflogen 
und mehr als 80000 Patienten ärztlich 
versorgt. 

Der Ausbau des Hubschraubernetzes 
für den Katastrophenschutz konnte 1981 
abgeschlossen werden. Auf 18 Luftret­
tungsstationen sind Hubschrauber des 
Katastrophenschutzes eingesetzt. Die 
Hubschrauber des Katastrophenschut­
zes, die von Piloten des Bundesgrenz­
schutzes geflogen und auch vom Bun­
desgrenzschutz gewartet werden, sind 
an Krankenhäusern stationiert, die für 
den Einsatz im Rettungsdienst rund um 
die Uhr Notärzte bereithalten. Die Hilfs­
organisationen (Arbeiter-Samariter­
Bund. Deutsches Rotes Kreuz, Johanni­
ter-Unfall-Hilfe, Malteser-Hilfsdienst, 
kommunale Feuerwehren), die im Ein­
zugsbereich der zentralen Rettungsleit­
stelle den bodengebundenen Rettungs­
dienst betreiben, stellen für den Hub­
schrauber-Einsatz die Rettungssanitäter. 
Jeder Hubschrauber - innerhalb von 
zwei Minuten einsatzbereit - ist mit dem 
notwendigen medizinisch-technischen 
Gerät für die ärztliche Versorgung der 
Notfallpatienten ausgestattet. 

Die vom Bundesministerium des Innern 
getragenen Gesamtkosten der Beschaf­
fung der Hubschrauber belaufen sich auf 



63 Mio. DM. Der Bund beteiligt sich au­
ßerdem mit einem Anteil von rd. 25 Pro­
zent an den Betriebskosten der Hub­
schrauber. 

Bundesinnenminister Gerhart Rudolf 
Baum wertete die sehr gute Zusammen­
arbeit sämtlicher beteiligter Institutionen 
und Organisationen auf der Ebene von 
Bund, Landern und Kommunen sowie 
der Hilfsorganisationen des Katastro­
phenschutzes als Musterbeispiel eines 
leistungsfähigen kooperativen Födera­
lismus. 

NRW·lnnenminister 
Dr. Schnoor 
stellte weiteres Feuerlösch· 
boot in Dienst 

Nordrhein-Westfalens Flotte von Feuer­
löschbooten erhielt Zuwachs: In Wesel 
stellte Innenminister Dr. Herbert 
Schneor am Samstag, dem 9. Januar 
1982, das Feuerlöschboot" Wesei" in 
Dienst. Es wird der Freiwilligen Feuer­
wehr der Stadt Wesel übergeben. 

Das Feuerlöschboot "Wesei" ist das 
zweite einer Reihe von sechs Neubau­
ten, die das Land in Auftrag gegeben 
hat und die im Laufe der nächsten drei 
Jahre fertiggestellt werden sollen. Der 
erste Neubau fährt bereits seit Juli 1981 
im Dienst der Bonner Feuerwehr. Die 
schnelleren und mit modernsten techni­
schen Mitteln ausgerüsteten Boote er­
setzen künftig sieben kleine, ehemals 
vom Land beschaffte Boote, die zur Ab­
wehr der Gefahren auf den nord rhein­
westfälischen Wasserstraßen - Brände, 
Havarien, Explosionen oder ausgelaufe­
ne Flüssigkeiten und Chemikalien -
nicht mehr ausreichen. 

Das rund 1,7 Millionen Mark teure Boot 
hat eine Wasserverdrängung von 25 
Tonnen . Es ist 19,70 Meter lang, 4,80 
Meter breit und hat einen Tiefgang von 
1,15 Meter. Zwei Dieselmotoren von je 
487 kW (650 PS) verleihen ihm eine 
Höchstgeschwindigkeit von 45 km/ho 

Schneller und sicherer 
ans Ziel mit ALl 

Nach einem eineinhalbjährigen Ver­
suchsprogramm ist die vom Bundesmi­
nisterium für Forschung und Technolo­
gie mit 14 Mio. DM geförderte Erpro­
bung eines Zielführungssystems mit 
fahrzeuginterner Zieleingabe und Ausga­
be von Wegeempfehlungen abgeschlos­
sen worden. Mit 400 Versuchsteilneh­
mern wurden im Autobahnnetz des 
RUhrgebietes die technisch-wirtschaftli-

ehen und die psychologisch-physiologi­
schen Aspekte des von zwei namhaften 
Industrieunternehmen entwickelten Au­
tofahrer-Leit- und Informationssystems 
untersucht. 

Und so funktioniert All: Das Fahrzeug 
ist mit einem Bordgerät ausgestattet, 
dem der Fahrer bei Fahrtbeginn sein 
Fahrziel eingibt. Am Straßenrand instal­
lierte Mikrocomputer geben den Ziel­
wunsch an eine zentrale Datenverarbei­
tungsanlage weiter, die mit Hilfe eines 
Rechenprogramms den günstigsten 
Fahrweg ermittelt und dem Fahrer mit­
teilt. Auf die gleiche Weise erhält der 
Fahrer Geschwindigkeitsempfehlungen 
sowie Hinweise auf Stau-, Nebel- und 
Glättegefahren, mit denen er auf seiner 
Strecke rechnen muß. 

Die praxisgerechte Erprobung hat den 
Nachweis erbracht, daß der Informa­
tionsaustausch zwischen Fahrzeug und 
Fahrbahn und umgekehrt funktioniert 
und die entwickelte Software die gestell­
ten Anforderungen erfüllt. Die begleiten­
den UnterSUChungen haben gezeigt, daß 
mit dem Anzeigesystem im Fahrzeug 
keine unzumutbare Informationsbela­
stung für den Autofahrer verbunden ist. 
Es konnte auch gezeigt werden, daß mit 
einem vereinfachten System die Fahr­
zeuggeschwindigkeit mit ausreichender 
Genauigkeit erfaßt wird. 

Die gewonnenen Erkenntnisse rechtfer­
tigen Überlegungen für eine stufenweise 
Realisierung. Dabei zielt die Entwicklung 
darauf ab, ein integriertes Verkehrsbe­
einflussungssystem zu verwirklichen, 
das den größten Gesamtnutzen bringt. 
Wicht ig ist daher, Investitionen im Stra­
ßenverkehr bereits heute so anzulegen, 
daß eine spätere Nutzung für fahrzeug­
interne Informationssysteme möglich ist. 

DLRG warnt: 
Vorsicht auf Eisflächen! 

Die Deutsche Lebens-Rettungs-Gesell­
schaft richtet an alle Eltern die dringen­
de Bitte, ihre Kinder vor dem leichtsinni­
gen Betreten von Eisflächen zurückzu­
halten. Jeder sollte mit dafür sorgen, 
daß eine Eisfläche erst dann betreten 
wird, wenn sie dafür offiziell freigegeben 
worden ist. 

Eine Eisfläche kann ohne Bedenken be­
treten werden, wenn sie eine Stärke von 
mindestens 8 cm, bei starkem Besuch 
von 10 cm und bei Benutzung von 
Schlitten eine Stärke von 12 cm hat. Be­
sonders vorsichtig sei man jedoch bei 
Eisflächen, die mit Schnee bedeckt sind. 
Sie haben infolge des aufsteigenden 
Grundwassers meistens eine verminder­
te Tragfähigkeit. 

Ereignet sich trotz allem ein Unfall, dann 
gilt in erster Linie: Ruhe behalten, erst 
überlegen, dann handeln! Ein Rettungs­
versuch ohne Hilfsmittel hat in den mei­
sten Fällen wenig Aussicht auf Erfolg. 
Bretter, Bohlen, Tische, Türen, Leitern 
usw. sind geeignete Hilfsmittel, um eine 
möglichst große Fläche zu belasten und 
somit den Druck auf die Eisfläche pro 
Quadratmeter zu verringern. Aus diesem 
Grund soll sich der Retter auch nie ste­
hend der EinbruchsteIle nähern. Im Not­
fall können auch mehrere Retter - auf 
dem. Bauch liegend - eine Kette bilden 
und dann dem Eingebrochenen ein Klei­
dungsstück zureichen, an dem er sich 
festhalten kann. 

Wohnhaus von Explosion 
zerstört 

Bei der Explosion eines Wohnhauses in 
Wiesbaden erlitten zwei Bewohner 
schwere Verletzungen. Durch die Explo­
sion, deren Ursache noch unbekannt ist, 
wurde das Haus völlig zerstört und die 

umliegenden Gebäude teilweise schwer 
beschädigt. Erst nach dem Einsatz von 
Rettungshunden konnten die Verletzten 
aus den Trümmern geborgen werden. 

Erhöhung der 
Einsatzkraft durch 
Übungen und Ausbildung 

Fürth. Nachdem zahlreiche Übungen 
auf Zugebene gute Ergebnisse brachten, 
führte die 1. Feuerwehrbereitschaft Fürth 
jetzt eine Alarmübung auf Bereitschafts­
ebene durch. Als Übungslage war ein 
durch einen Flugzeugabsturz entstande­
ner Brand im Waldgelände angenommen 
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worden. Die Einheiten der Bereitschaft 
erhielten den Auftrag, ein Übergreifen 
des Brandes auf ein Krankenhaus und 
ein Erholungsheim zu verhindern. Wei­
tere Aufgabe war die Suche nach einer 
in dem Waldgebiet vermißten Jugend­
gruppe. 

Während zwei Züge zum Schutz der 
Gebäude eingesetzt wurden, übernah­
men die restlichen drei Züge der Bereit­
schaft die Vermißtensuche. Der Ablauf 
der Übung wurde von THW und BRK 
gestellten Schiedsrichtern aufmerksam 
verfolgt. Der Oberbürgermeister der 
Stadt Fürth, Kurt Scherzer, sowie Ord­
nungsreferent Alfred Fischer nahmen 
ebenfalls als Beobachter an der Übung 
teil. 

Moers - Kreis Wese!. Der Überprüfung 
der Alarm- und Einsatzbereitschaft und 
der Schulung der Einsatzkräfte diente ei­
ne Alarmübung des KatS-Fernmeldezu­
ges Moers - Kreis Wesel. Es war ange­
nommen worden, daß sich Feuerwehr, 
Hilfsorganisationen und Polizei in einem 
Großeinsatz befänden und der Unter­
stützung durch die Regieeinheit bedürf­
ten. Nach der Alarmierung durch die 
Reltungsleitstelle trafen die Einsatzkräfte 
an den Sammelpunkten ein und rückten 
mit ihren Fahrzeugen zur Einsatzstelle 
ab. Dort wurden FernmeIdeverbindun­
gen aufgebaut und Fernmeldebefehls­
stellen eingerichte!. Durch die Ubung 
konnte ein Überblick über die Alarmie­
rungszeiten und die Einsatzstarke des 
Fernmeldezuges gewonnen werden. 

Fürth. Aufgrund der Erfahrung, daß bei 
größeren Ubungen die FernmeIdever­
bindungen überlastet sind, werden bei 
der 1. Feuerwehrbereitschaft Fürth die 
Ausbildung der Melder besonders geför­
dert und die für diese Aufgabe vorgese­
henen Kräfte zusätzlich ausgebildet. Für 
die Teilnehmer eines entsprechenden 
Lehrganges stellte sich im Rahmen ei­
ner Nachtübung die Aufgabe, mit Hilfe 
vorgegebener Marschrichtungszahlen ei­
ner bestimmten Route durch ein Wald­
und Berggelände zu folgen. Die Leistun­
gen der Teilnehmer lassen auf ein gutes 
Endergebnis dieser Schulung hoffen. 

Hochwasser verursachte 
Katastrophenalarm 

Regen und Schneeschmelze haben zum 
Jahresbeginn 1982 zu erhöhten Wasser­
ständen der Flußläufe geführt, dabei 
kam es in weiten Gebieten der Bundes­
republik zu Uberschwemmungen. Am 
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In Bemkastel-Ku •• überschwemmte die Mosel große Teile des Ort.s. 

Vorbeugender HochwasserlChutz Im Frank­
furter Römerberg: Die Feuerwehr legte einen 
Schlauch all " Waslerlperre" aus. 

schlimmsten betroffen waren Nord­
bayern und Südwestdeutschland. 
In Coburg wurde Katastrophenalarm 
ausgelöst, nachdem der Pegel der Itz 
den kritischen Stand von 3,50 Meter be­
reits um 60 Zentimeter überschritten hat­
te. In Rheinland-Pfalz und im Saarland 
stiegen Mosel und Saar um mehrere 
Meter über ihren normalen Wasserstand 
und überfluteten zahlreiche Ortsteile und 
Uferstraßen. Die Frankfurter Feuerwehr 
legte am Römerberg einen 1,50 Meter 
dicken Schlauch, der mit Wasser gefüllt 
war, als transportablen Damm gegen die 
steigenden Mainfluten aus. Außerdem 
wurden hier, wie in den anderen gefähr­
deten Gebieten auch, Sandsackbarrieren 
zur Sicherung ufernaher Gebäude er­
richtet. Infolge des Hochwassers kam 
die Schiffahrt auf zahlreichen Flüssen, 
darunter auch die Rheinschiffahrt, zum 
Erliegen. 



MdB Möllemann: Mitwirkung 
der Kommunen in der zivilen 
Verteidigung unzureichend 

• Nicht nur die militärische Verteidi­
gungsbereitschaft, sondern auch eine 
angemessene zivile Verteidigung tragen 
zur Abschreckung und damit zur Ent­
spannung bei. Militarische Verteidigung 
ohne die zivile Komponente könnte 
nicht voll wirksam werden", erklärte der 
F.D.P.-Bundestagsabgeordnete Jürgen 
W. Möllemann in einem Statement. Im 
Bereich der zivilen Verteidigung müssen 
Bund, Länder, Kreise und Gemeinden 
ihren Anteil leisten. Nach Feststellungen 
des sicherheitspolitischen Sprechers der 
F.D.P.-Bundestagsfraktion kommen die 
wenigsten Kreise und Gemeinden ihren 
Pflichten nach. Dies sei wesentlich auf 
die wenigen Mitwirkungsmöglichkeiten 
der Kreistage und Stadträte zurückzu­
führen, obwohl, so meint Möllemann, 
gerade hier der Schutz der Bevölkerung 
dem Bürger direkt und hautnah gegen­
übertritt. 

Für die zivile Verteidigung ist der Ver­
waltungschef nicht Politikern, sondern 
ausschließlich seiner Aufsichtsbehörde 
verantwortlich. Nach Ansicht der libera­
len sei es deshalb verständlich, daß Po­
litikern die Übersicht fehle und sie bei 
der erforderlichen personellen und ma­
teriellen Ausstattung der kommunalen 
Stellen nicht sonderlich engagiert sind. 
Für Möllemann steht jedoch außer Fra­
ge, daß die zivile Verteidigung auf eine 
breite Unterstützung in der Bevölkerung 
angewiesen ist. Diese Unterstützung 
könne aber letztlich nur erreicht werden, 
wenn der Bürger und die ihn repräsen­
tierenden Politiker über den Zweck der 
Maßnahmen unterrichtet werden. 

Auch Möllemann will nicht, daß die 
Stadträte und Kreistage an der Durch­
führung von Maßnahmen der zivilen 
Verteidigung unmittelbar beteiligt wer­
den, den darunter könne die notwendige 
und bundesweite straffe, einheitliche 
Führung verlorengehen. Bei der Förde­
rung der zivilen Verteidigung aber sollen 
nach den Vorstellungen von Möllemann 
Kommunalpolitiker ihre Verantwortung 
deutlich machen. 

Einen ersten Erfolg erreichte Möllemann 
jetzt: In vielen Gemeinden und Kreisen 
wurden Politikern Auskünfte über den 
Stand der zivilen Verteidigung verwei­
gert. Der Bundesminister des Innern, 
Gerhart Rudolf Baum, betont, daß die 
Verwaltungen Auskunft zu geben haben, 
falls dies im Einzelfall nicht durch be­
sondere Geheimhaltung ausgeschlossen 
ist. Wachsendem Interesse der Öffent­
lichkeit dürfe nicht durch eine zu restrik­
tive Informationspraxis entgegengewirkt 
werden. Wenn Auskünfte ohne stich hal-

tige Gründe verweigert würden, könnten 
die Politiker sich an die Aufsichtsbehör­
den wenden. Möllemann will dazu ermu­
tigen, diese Möglichkeiten voll auszu­
schöpfen . 

Aktuelle Termine 

Das Minimax-Schulungszentrum in 
Urach teilt die Daten des Schulungspro­
gramms 1982 mit: 

Seminar" Betrieblicher Brandschutz " für 
Brandschutzverantwortliche aus Indu­
strie, Handel und Verwaltung: 
16.-19. März 1982 
11.-14. Mai 1982 
31. August bis 3. September 1982 
21.-24. September 1982 

Seminar .Brandschutz-Praxis" für 
Brandschutzpraktiker aus Industrie, Han­
del und Verwaltung sowie Absolventen 
des vorhergehenden Seminars: 
20.-23. April 1982 
25.-28. Mai 1982 

7.-10. September 1982 
28. September bis 1. Oktober 1982 

Seminar" Brandschutz-Technik" für 
Sicherheitsingenieure und andere Fach­
kräfte für Arbeitssicherheit, Sicherheits­
beauftragte, Werkfeuerwehrkommandan­
ten, Werkschutzleiter sowie für Absol­
venten der Seminarreihen 1 und 2: 
27.-30. April 1982 
1.- 4. Juni 1982 
5.- 8. Oktober 1982 

Seminar .Baulicher Brandschutz" für 
Brandverhütungsingenieure, Leiter von 
Baubehörden, Versicherungsfachleute, 
Sicherheits- und PlanungsIngenieure, 
Technische Aufsichtsbeamte von Be­
rufsgenossenschaft und Gewerbeauf­
sichtsämtern sowie für Absolventen der 
Seminarreihen 1, 2 und 3: 
20.-22. Oktober 1982 

Seminar "Brandschutz-Führungssemi­
nar" für Absolventen der Seminarreihen 
1 bis 4 zum Erwerb des Brandschutz­
zertifikats sowie für Entscheidungsträger 
und KostensteIlenverantwortliche: 
26.-29. Oktober 1982 

Seminar .Brandschutz aktuell" für Ab­
solventen der Seminare 1 bis 5: 
3.-5. November 1982 

Informationen: Preussag AG, Minimax, 
Schulungszentrum, Stuttgarter Straße 
140, 7432 Urach 1, Tel.: (07125) 1831. 

BVS-Arbeitstagung 
"Frauenarbeit" 
in Freudenberg 

Die Fachgebietsleiterinnen für Frauenar­
beit der BVS-Landesstellen trafen sich 
Ende November 1981 nach zweieinhalb­
jähriger Pause zu einer Arbeitstagung in 

Empfang der Stadt Freudenberg (von recht.): 
stY. BOrgermellter Slebel·Achenbach, BVS­
Abteilung.leiter Geliert, landelltallenl.lter 
Eykmann, 1. SelgeordMter Ker. tln und die 
BVS.Sachbearbelterln für Frauenarbeit, 
Weißenhagen. 

Freudenberg. Ziel der Tagung war die 
Intensivierung der Frauenarbeit im Rah­
men der Öffentlichkeitsarbeit des BVS. 
Insbesondere sollte nach neuen Wegen 
und Möglichkeiten gesucht werden, 
Frauen für den Selbstschutzgedanken 
zu motivieren. 

Nach der Begrüßung durch die Ta­
gungsleiterin, Brigitte Weißen hagen, 
Sachbearbeiterin für Frauenarbeit in der 
BVS-Bundeshauptstelle, gab der Leiter 
der Fachabteilung, Verwaltungsdirektor 
Heinz Gessert, einen kurzen Überblick 
über die Situation des BVS und die 
Arbeit des Verbandes im Jahr 1982. 

Im Verlauf der Tagung stellte Frau Wei­
ßenhagen eine Reihe gezielter Maßnah­
men der Öffentlichkeitsarbeit vor, mit 
denen Frauen auf Möglichkeiten zur Mit­
wirkung im Selbstschutz aufmerksam 
gemacht werden sollen. In der anschlie­
ßenden Diskussion wurden die Realisie­
rungsmöglichkeiten erörtert. Dabei wur­
de deutlich, daß Erfolge nur dann erzielt 
werden können, wenn auch innerhalb 
des Verbandes das Bewußtsein für die­
se Problematik geweckt und die Bedeu­
tung erkannt wird. 

Die Arbeitstagung wurde beendet mit 
Diskussionen über verbandsinterne 
Neuregelungen sowie einem Referat 
des nord rhein-westfälischen BVS-Lan­
desstellenleiters, Peter Eykmann, über 
die • Mitarbeit der Frau im Zivilschutz 
unter gesellschaftspolitischen 
Aspekten" . 

Aus Anlaß der Arbeitstagung fand im 
.Alten Rathaus" der Stadt Freudenberg 
ein Empfang statt, zu dem Bürgermei­
ster und Stadtdirektor eingeladen hatten. 

Dabei stellte der slv. Bürgermeister, 
Henning Siebel-Achenbach, die Bedeu­
tung des Selbstschutzes für die Ge­
meinde heraus. Abteilungsleiter Gessert 
unterstrich dies in seinen anschließen­
den Ausführungen. Er hob dabei den 
BVS als Service-Unternehmen der Ge­
meinden in Sachen Selbstschutz hervor 
und betonte, daß die Ergebnisse einer 
solchen Tagung letztlich den Gemein­
den zugute kommen. 
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Politiker und Fachleute diskutierten lebenswichtige Fragen 

VOI'sorge - in PIaIu1g Ulld Praxis 
Der 3. Internationale Kongreß an läßlich der "Sicherheit '81 " in Stuttgart­
Eine Zusammenfassung der Fachreferate 

Unter der Kurzbezeichnung . Slcherhelt 
'81 " fand auf dem Stuttgarter Messege, 
lände am Killesberg vom 12. bis 26. 
September 1981 zum dritten Male diese 
Messe mit Katastrophenschutz,Aus, 
stellung und Fachkongreß statt (das 
Zlviischutz,Magazln berichtete über 
den Demonstrationsteilin seiner Dkto, 
ber,Ausgabe 1981). Bel dem mehrtägi, 
gen 3. Internationalen Fachkongreß dis, 
kutlerten Politiker, Fach, und Füh, 
rungskräfte des öffentlichen und wirt, 
schaftllehen Lebens wiederum Schwer, 
punkte des Sicherheits, und Zivil, 
schutzbereichs. Die Redaktion hat sich 
bemüht, die wesentlichen Aspekte der 
für Ihren Leserkreis Interessanten Vor, 
träge zusammenfassend In einem aus, 
wählenden Überblick darzustellen. 

Die vollständige Dokumentation aller 
EInzeireferate kann von der Landesstel, 
le für Betriebsschutz e. V. Hockenhel, 
mer Str. 41 c, 7000 Stuttgart 1, bezogen 
werden. 

Zivilschutz -
eine humanitäre und 
technische Aufgabe 

Referent: Dr. H. J. Jentsch, MdB, Bonn 

Zivilschutz gehört zu denjenigen politi­
schen Themenkreisen, die nurwenige Bür­
ger bewegen: Die Möglichkeit militärischer 
Auseinandersetzungen wird viel lach ver­
drangt. Wer sich für den Zivilschutz ein­
setzt, muß von zwei Grundüberzeugungen 
getragen sein: 

• Krieg als potentielle Bedrohung kann 
nlchl ausgeschlossen werden. 

• Schutz maßnahmen haben auch im Falle 
eines Krieges am Ende des zweiten Jahr­
tausends einen Sinn. 

Zivilschutzmaßnahmen sind Kriegsverhü­
tungsmaßnahmen. Sie erhöhen die Glaub­
würdigkeit der Abschreckung, weil ein 
Staat, der seine Bevölkerung schutzlos 
läßt, mit seinen mil itärischen Vorkehrungen 
nicht glaubwürdig sein kann. Militarische 
und Zivile Vorsorge wären allerdings im 
Falle der totalen atomaren Auseinanderset­
zung überflüssig: So richtig diese Erkennt­
nis ist, so sicher ist aber auch, daß keiner 
der Verantwortlichen in dieser Welt diesen 
Extremfall herbeiführen will. Der Extremfall 
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des ewigen Friedens ist genauso unsicher 
wie der Extremfall des totalen Atomkrieges 
unwahrscheinlich ist. Viel wahrscheinlicher 
sind Auseinandersetzungen, die zwischen 
diesen beiden Extremfällen liegen und bei 
denen Vorsorge durchaus sinnvoll ist. Teil­
schutz darf nicht deshalb unterlassen blei­
ben, weil Vollschutz nicht möglich ist. 

Um ein Mindestmaß an Schutz und zu­
gleich eine glaubwürdige Verteidigungsbe­
reitschaft sicherzustellen, muß es ent­
scheidende Fortschritte geben: 

• Vervollständigung des Warndienstes 

• Verbesserte Aufklärung der Bevölke­
rung über die Bedeutung der Sirenen­
signale 

• Erweitertes Schutzraumbauprogramm 

• Erneute Diskussion einer Schutzraum­
baupflicht 

• Erhebliche Verbesserung der gesund­
heitlichen Versorgung der Bevölkerung im 
Spannungs- und Verteidigungsfall. 

Zivilschutz lebt vom Willen des Staates und 
jedes einzelnen, das zu tun, was an Vorsor­
ge für den Ernstfall möglich ist. 

Energieversorgung 
in Krisenzeiten 

1950 betrug die Importabhängigkeit der 
Bundesrepublik Deutschland in der Ener­
gieversorgung wegen des hohen Anteils 
heimischer Kohle nur 6 Prozent. Heute 
sind wir zu fast zwei Dritteln von Energieein-

In unterirdischen Ka· 
vernen - hier Ist nur 
der Kavemenkopf 
,k:htblr - werden Erd­
ölvorrite gelagert ; En­
de 1980 waren .a In. 
g ... mt 20,1 Millionen 
Tonnen Rohöl und 
MIneralölprodukte. 

fuhren aus dem Ausland abhängig. Dieser 
Zustand wird sich auch in den 80er und 
90er Jahren trolz aller Bemühungen um 
Einsparung und Mobilisierung der inlandi­
schen Reserven nicht wesentlich ändern. 
Somit gewinnen Fragen nach der Sicher­
heit und Sicherung unserer Energieversor­
gung besondere Bedeutung. 

Energieversorgung 
in Krisenzeiten - 01 

Referent: Dr. M. Ehrhardt, Esso AG, 
Frankfurt 

Die Mineralölbestände In der Bundesrepu­
blik Deutschland betrugen Mitte 1981 ein­
SChließlich der Lagerhaltung privater Ver­
braucher ca. 60 Millionen Tonnen. Sie la­
gen damit um etwa 3 Millionen Tonnen 
niedriger als im Sommer 1980. 

Um die Sicherheit der Versorgung mit Roh­
öl und Mineralölproduk1en auch in Krisen­
zeiten zu gewährleisten, hat die Bundesre­
gierung ein - am 1. August 1978 wirksam 
geworden es - Gesetz über die Bevorra­
tung mit Erdöl und Erdölerzeugnissen er­
lassen. Danach haben sich Bundesregie­
rung und Mineralölwirtschaft geeinigt, eine 
Pflichtbevorratung zu mehr als zwei Drittel 
dem Erdölbevorratungsverband (EBV) - ei­
ner öllentlich-rechtlichen Körperschaft -
zu übertragen. Mitglieder des EBV sind 
Hersteller und Importeure bevorratungs­
pflichtiger Ölproduk1e. 

Für diese ausgewählten Erzeugnisse - in 
Höhe der im Vorjahr im Laufe von 65 Tagen 



eingeführten oder hergestellten Menge -
übernimmt der EBV die Bevorratung. Dar­
über hinaus halten die Hersteller zusätzli­
che Vorräte in Höhe der im letzten Jahr 
durchschnittlich an 25 Tagen hergestellten 
Mengen. Die Kosten der Pflichtbevorra­
tungsmengen werden seit dem 1. Dezem­
ber 1978 in den Verbraucherrechnungen 
als "gesetzliCher Bevorratungsbeitrag" 
ausgewiesen . Außerdem hält die Bundes­
regierung eine eigene, selbstfinanzierte 
Reserve von zur Zeit 7 Millionen Tonnen 
Rohöl. 

Am 31. Dezember 1980 waren auf dem 
Gebiet der BundesrepUblik insgesamt 20,1 
Millionen Tonnen Rohöl und Mineralölpro­
dukte eingelagert, 3,4 Millionen Tonnen 
mehr als 1979. Der EBV hält heute 18 
Millionen Tonnen Öl mit einem Bestands­
wert von 4,6 Mrd. DM. Der Krisenmecha­
nismus tritt in Kraft, wenn die Internationale 
Energieagentur (IEA) einen Versorgungs­
ausfall von 7 Prozent des durchschnittli­
chen Verbrauchs der letzten neun Monate 
einzelner Mitglieder oder der Gemein­
schaft der Mitgliederländer feststellt. In die­
sem Fall müssen die Mitgliederlander ihren 
Ölverbrauch um 7 Prozent einschränken. 
Erreicht das Defizit mehr als 12 Prozent, 
muß der Verbrauch um 10 Prozent gedros­
selt werden. 

Die Differenz wird durch Inanspruchnahme 
der Pflichtvorräte gedeckt, die im allgemei­
nen auf eine Reichweite von 90 Tagen des 
Netto-Mineralöl-Importbedarfs festgelegt 
sind. Jedes Land kann allerdings innerhalb 
dieser Deckungsmaßnahmen noch höhere 
Verbrauchseinschränkungen vornehmen. 

Energieversorgung 
in Krisenzeiten - Gas 

Referent: Dr. L. ECkert, Ruhrgas AG, 
Essen 

Beim Primärenergieaufkommen hatte das 
Erdgas in der Bundesrepublik Deutschland 
1980 einen Anteil von 16,3 Prozent. Damit 
liegt die Erdgasquote unter dem internatio­
nalen Durchschnitt. Langfristig rechnet die 
deutsche Gaswirtschaft mit einem auf etwa 
18 Prozent steigenden Erdgasanteil am 
Primärenergieverbrauch. 

Die Bundesrepublik Deutschland bezieht 
ihr Gas von Ländern, aus denen sie kein 
oder nur wenig Öl importiert. Auch lür die 
nächsten Jahrzehnte ist abzusehen, daß 
unser Erdgas überwiegend aus vergleichs­
weise sicheren westeuropäischen Be­
zugsquellen kommen wird. 

Neue Fördertechniken und die jüngsten 
Explorationserfolge im Inland gewährlei­
sten, daß dabei auch deutsches Erdgas 
langfristig in bedeutendem Umfang zur 
Verfügung stehen wird. Bei einem Eigen­
anteil von 30 Prozent stammen derzeit 83 

Prozent des Gases aus westeuropäischen 
Quellen. Zusätzliche Beschaffungsmög­
lichkeiten bieten sich für die Zukunft auch 
im außereuropäischen Bereich. Bei der 
Auswahl potentieller Bezugsquellen wird 
die deutsche Gaswirtschaft auf eine ausge­
wogene Risikostreuung achten. 

Für die Versorgungssicherheit gelten die 
von gegenseitigen hohen finanziellen Ver­
pflichtungen getragenen Vertragsbedin­
gungen und die langfristigen Lieferverträge 
im internationalen Erdgasgeschäft als be­
sonders positiv. Weiter hat die Aufteilung 
der Importprojekte auf mehrere westeuro­
päische Gesellschaften den Vorteil, daß 
jede einzelne Gesellschaft sich an einer 
größeren Zahl von Beschaffungsprojekten 
beteiligen und damit die Bezugsquellen im 
Interesse der Risikoverminderung weiter 
diversifizieren kann. Entscheidend für die 
Versorgungssicherheit sind auch die große 
Zahl der Einspeisestellen und die Verma­
schung des Transportnetzes, wobei die 
Bundesrepublik Deutschiand im europäi­
schen Erdgasverbund aufgrund ihrer Lage 
eine zentrale Stellung einnimmt. 

Es ist also durchaus möglich, bei Ausfall 
einer großen Versorgungsquelle durch Än­
derung der Gasflußrichtung die Versor­
gung aufrechtzuerhalten. Zusätzlich be­
steht die Möglichkeit 

• einer Erhöhung der Bezüge aus deut­
schen und niederländischen Feldern 

• des Einsatzes von Untertagespeichern 

• der Umschaltung von technisch darauf 
vorbereiteten Großkunden auf lagerfahige 
Zweitenergie oder auf Verbundstrom. 

Auch bei einer Totalunterbrechung der rus­
sischen Lieferungen (derzeitiger Anteil 17 
Prozent, geplanter Anteil 30 Prozent) blie­
be die Lage nach den Unlersuchungen der 
deutschen Gaswirtschaft undramatisch 
und wäre beherrschbar. Sollte es dennoch 
einmal zu einer nicht mit den vorhandenen 
Möglichkeiten zu bewaltigenden ZUSPlt· 
zung kommen, stünde ein rechttiches Maß­
nahmenbündel aus 

• Energiesicherungsgesetz 

• Gassicherungsverordnung 

• Wirtschaftssicherstellungsgesetz 

und 

• Gaslastverteilungsverordnung 

zur Bewältigung der Lage zur Verfugung. 

Energieversorgung 
in Krisenzeiten - Strom 

Referent: Dr. E. Hagenmeyer, EnergIe­
versorgung Schwaben AG, Stuttgart 

Im Gegensatz zur ÖI- oder Gasversorgung 
muß bei der elektrischen Energieversor­
gung der Strom im gleichen Augenblick 

erzeugt werden, in dem er vom Verbrau­
cher abgenommen wird. Speichermöglich­
keiten für elektrische Energie in nennens­
wertem Umfang existieren derzeit nicht. 
Um etwaigen Netzzusammenbrüchen zu­
vorzukommen, haben die Elektrizitatsver­
sorgungsunternehmen (EVU) ihre Netze 
bereits sehr früh zum Westeuropäischen 
Verbundnetz zusammengeschlossen. 
Sämtliche Partner stellen innerhalb dieses 
Verbundnetzes kurzfristig Reserveleistung 
zur Verfügung. 

Die Elektrizitätsversorgung unterliegt in 
Normalsituationen dem "Energiewirt­
schaftsgesetz" vom 13. Dezember 1935 
mit seinen entsprechenden Verordnungen 
(vom 21. Juni 1979). Während Mangelsi­
tuationen gilt das "Energiesicherungsge­
setz " vom 20. Dezember 1974 mit den 
Verordnungen 

• Elektrizitätsverwendungsverordnung 
(Entwurf vom 12. Januar 1981) 

• Elektrizitätssicherungsverordnung 
(Entwurf vom 10. Juli 1981). 

Im Spannungs- und Verteidigungsfall geI­
ten das "Energiewirtschaftsgesetz" und 
das "Wirtschaftssicherstellungsgesetz" 
vom 1. Juli 1965 mit ihren Verordnungen 
und Verwaltungsvorschriften. So sieht die 
"Kraftwerksbevorratungsverordnung " vor, 
daß in Kraftwerken mit einer Leistung mit 
mehr als 100 Megawatt mindestens für 30 
Tage Brennstoff vorhanden ist. Tatsächlich 
verfügen die EVU jedoch über erheblich 
größere Vorräte an Brennstoff. Die" Elektri­
zitätssicherungsverordnung" sieht die 
prioritäre Versorgung bei großflächigen 
Netzabschaltungen vor. 

Das elektrische Versorgungssystem ist 
durch äußere Einflüsse leicht verwundbar. 
Die EVU haben deshalb durch organisatori­
sche und planerische Maßnahmen vorge­
sorgt, um Störungen so schnell wie mög­
lich zu beseitigen. Wichtige organisatori­
sche Maßnahmen zur Überwindung von 
Mangelsituationen sind vorbereitet: 

• Sparappelle an die Bevölkerung über die 
Medien 

• Abschaltpläne, um den Mangel gleich­
mäßig auf alle Verbraucher zu verteilen. 

Während des Katastropheneinsatzes sind 
die EVU im Bereich der Fachdienste ange­
siedelt, um bei Bedarf mit eigenen Mitteln 
die Energieversorgung sicher- bzw. wie­
derherzustellen. 

Mit baulichen Maßnahmen zum Oblekt­
schutz werden Anlagen aller Art gegen 
Auswirkungen des Spannungs- und Ver­
teidigungsfalles, gegen Naturkatastro­
phen, aber auch gegen Gewalttätigkeit ge­
schützt. 
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Nahrungsmittelversorgung 
In Krisenzeiten 

Ein Blick in die Vergangenheit und eine 
kritische Wertung der Gegenwart bewei­
sen deutlich die Notwendigkeit einer Kri­
senvorsorge im Ernährungsbereich, Legis­
lative und Exekutive haben dazu wichtige 
Voraussetzungen geschaffen, die aber al­
leine nicht ausreichen, diese Vorsorge zu 
realisieren, Dazu ist es unerlaßlich, daß 
letztlich die Gesamtheti der Bevölkerung 
solche Maßnahmen bejaht und bereit ISt, 
zum eigenen vorbeugenden Schutz im 
notwendigen Umfang ihren Beitrag zu lei­
sten, 

Versorgung aus der Sicht 
des Bundes 

Referent: Dr, G, v, Heydebrand und der 
Lasa, Bundesministerium für Ernäh­
rung, Landwirtschaft und Forsten, 
Bonn 

Zur Planung und Durchfuhrung der In ei­
nem Krisenfall erforderlichen Maßnahmen 
bedarf es rechtlicher Grundlagen - einer­
seits zur Regelung von Behördenzustan­
digkeiten, andererseits wegen der dann 
unumganglichen Eingriffe in die Rechts­
sphäre des einzelnen und in den freien 
Wirtschaftsverkehr, Mit dem Erlaß des 
Ernährungssicherstellungsgesetzes von 
1965 wurde der erste und grundlegende 
Schritt dazu getan, 

Als Rahmengesetz unterscheidet es zwi­
schen Rechtsetzungsermachtigungen für 
den Verteidigungsfall und fur wirtschaftli­
che Krisen in Friedenszeiten, Durch bereits 
heute anwendbare Verordnungen wurde 
den Inhabern der für die Ernahrungsslcher­
stellung besonders wichtigen Betriebe die 
Pflicht aufertegt, alle fünf Jahre Angaben 
über Produktions- und Lagerkapazitäten, 
über Vorrate und Bestande sowie über den 
sachlichen und personellen Bedarf zu ma­
chen, Der Hauptzweck besteht darin, kon­
krete Planungsunterlagen für den örtlichen 
und regionalen Bereich zu bekommen, Ei­
ne weitere Verordnung , die Ernahrungsbe­
wlrtschaftungsverordnung, regen die Ver­
teilung ernahrungs- und landw rtschaftli­
cher Erzeugnisse In einem Bewirtschaf­
tungsfall. Grundpfeiler des in ihr niederge­
legten BewIrtschaftungssystems sind eine 
Verfügungsbeschränkung und eine Abga­
bepflicht für alle In der Anlage zu dieser 
Verordnung aufgeführten bewirtschafteten 
Erzeugnisse, 

Die Bundesregierung hält die laufende 
Nahrungsmittelversorgung für ausrei­
chend gesichert, Der Selbstversorgungs­
grad der Bundesrepublik liegt bei dem der­
zeitigen Produktionsstand und Verbrauch 
einschließlich der Erzeugung aus einge­
führten Futtermitteln bei etwa 87 Prozent. 
Ohne die Erzeugung aus austandischem 
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0 .. ZM" Vtrttldlgungsre.erv., die Bundesreser­
ve Getreide und die EG-Intervtntlon.be.tände 
dienen der Bewlltlgung möglicher Versorgung ... 
achwlertgkeften. 

Futter läge er bei 70 Prozent. Fur die einzel­
nen landwirtschaftlichen Erzeugnisse er­
geben sich allerdings unterschiedtich hohe 
Versorgungsgrade, 

In Krisenzeiten muß zumindest mit zeitwei­
ligen Einfuhrstörungen, darüber hinaus 
aber auch mit regionalen Versorgungs­
schwIerigkeiten gerechnet werden, Ergän­
zend zu den Bestanden in der Landwirt­
schaft und am Markt werden In offentlicher 
Hand folgende Vorrate gehalten: 

• Die Bundesreserve Getreide 

• Die Zivile Verteidigungsreserve 

• Die EG-Interventionsbestande, 

Besondere Bedeutung kommt neben die­
sen öffentlichen Vorräten der freiwilligen, 
privaten Lebensmittelbevorratung zu, 

Vorbereitungen eines Landes 
zur Ernährungssicherstellung 

Referent: Dr. R. Wandel, Ministerium für 
Ernährung, Landwfrtschaft, Umwelt 
und Forsten, Baden-Württemberg, 
Stuttgart 

Paragraph 15 des Ernährungssicherstel­
lungsgesetzes verpflichtet unmittelbar die 
Länder, Kreise und Gemeinden, alle" orga­
nisatorischen, personellen und materiellen 
Voraussetzungen zur Ernährungssicher­
steIlung zu schaffen" , Dies mag verdeut­
lichen, vor welche Schwierigkeiten die Ver­
waltung gestellt wird, Es kommt hinzu, daß 
die Ernährungssicherstellung in Krisenzei­
ten und im Verteidigungsfall nicht isoliert 
betrachtet werden darf, 

Die externe Betriebsmittelabhängigkeit der 
Land- und Ernährungswirtschaft ist offen­
sichtlich, Ohne Energie, Wasser und weite-

Besond .... Bedeutung kommt der prlvlt.n Le­
ben,mlttelbevorratung zu; Hier t 'n MUltervorr.t 
tOr 14 Tag • . 

re substantielle Betriebsmittel ist In unserer 
hoch technisierten Wirtschaft jegliche Pro­
duktion nahezu ausgeschlossen , An eine 
Umstellung auf vereinfachte Produktions­
weisen kann während einer Krise nicht 
gedacht werden, 

Der Gesamtkomplex der Ernahrungssi­
cherstellung ist ferner durch fortschreiten­
de Strukturwandlungen sehr erschwert, 
Die deutliche DifferenZierung der Bundes­
republik in Ballungsgebiete und landwirt­
schaftliche Erzeugungsgebiete bringt für 
die Sicherstellung der Ernahrung große 
Probleme, Denn für diesen Aufgabenkom­
plex gibt es kaum noch Sinnvolle Verwal­
tungsgrenzen, So konnte es durchaus 
sinnvoll sein, die Grenzen der Ernahrungs­
verwaltung - sich gegenseitig uberlagernd 
- den Produktlons- und VerarbeItungsge­
bieten anzugleichen, 

Die Uberlegungen zur Zustandigkeltsab­
grenzung führen in Verbindung mit vertief­
ten Aufgaben- und StrUkturanalysen zu 
weiteren grundsatz lichen Erkenntnissen, 
die für das Funktionieren der Ernahrungs­
sicherstellung wichtig sind. Die Umstel­
lungsprozesse von der Marktwirtschaft auf 
die Planungs- und LenkungswIrtschaft Im 
Falle der Lebensmittelbewirtschaftung wird 
auf jeden Fall mit Schwerigkeiten verbun­
den sein, da in der öffentlichen Verwaltung 
diesbezügliche Fachkenntnisse nur auf 
wenige Beamte In speZiellen Funktionen 
konzentriert sind, In enger Zusammenar­
beit mit der Ernahrungs- und Landwirt­
schaft wird es jedoch moglich sein, die 
fehlende sektorale Gliederung und die Un­
terbesetzung der Ernährungsverwaltung 
zu überspielen, 

Großfirmen mit LeitfunktIonen werden in 
Abstimmung mit den Verwaltungen die 



großen und für die Ballungszentren le­
benswichtigen Versorgungsströme unter­
halten und damit Stockungen vermeiden 
können. 

Landwirtschaftliche Produk· 
tion und Möglichkeiten der 
Bedarfsdeckung 

Referent: Prof. Dr. F. Galter, Bauernver­
band Baden-Württemberg e. V., StulI­
gart 

Die Versorgungslage bei Nahrungsmitteln 
beträgt in der europäischen Gemeinschaft 
zur Zeit rund 103 Prozent, nach Abzug der 
importierten Futtermittel nur noch 89 Pro­
zent. In der Bundesrepublik Deutschland 
liegt der Selbstversorgungsgrad zwischen 
85 und 88 Prozent, auf eigener Futter­
grundlage dagegen nur bei 72 bis 73 Pro­
zent. Das entspricht einer Versorgung auf 
dem Niveau der 50er Jahre - oder: 7 
Millionen deutsche Verbraucher müssen 
heute mit importierten Nahrungsmitteln 
versorgt werden, ohne Futterimporte sogar 
16 Millionen. 

Bei der Beurteilung der Ernährungssiche­
rung darf auch die kritische Entwicklung der 
Welternährungslage nicht vernachlässigt 
werden . Heute sind die WeItgetreidevor­
räte auf weniger als 14 Prozent des jähr­
lichen Verbrauchs zusammengeschmol­
zen . Nach Expertenmeinungen soll ten 
aber wenigstens 17 bis 20 Prozent Sicher­
heitsvorräte angestrebt werden. 

Es ist sehr frag lich , ob die derzeitigen Nah­
rungs- und Futtermittelimporte auch in Kri­
senzeiten zur Verfügung stehen. Unter­
stellt man, daß ein um ein Viertel reduzier­
ter Nahrungsverbrauch keine nachteiligen 
Auswirkungen auf den Gesundheitszu­
stand der Bevölkerung hat, dürfte auch bei 
Ausfall der Importfuttermittel eine ausrei­
chende Nahrungsmittelversorgung ge­
währleistet sein. Aber: 

• Es dürfen beim Transport und bei der 
Verteilung von Nahrungsmitteln keine we­
sentlichen Störungen entstehen. 

• Die Intensität der landwirtschaftlichen 
Produktion muß auf dem bisherigen Niveau 
bleiben. 

• Weitere betriebl iche Konzentrationen in 
der Landwirtschaft müssen vermieden 
werden. 

Entscheidend und lebenswichtig ist die Er­
haltung einer ausreichenden Produktions­
bereitschaft. Dies hängt weitgehend davon 
ab, ob es gelingt, die bäuerl iche Landwirt­
schaft zu erhalten und die Entwicklung 
anfälliger Großbetriebe zu verhindem. Ge­
lingt es nicht, die derzeitige Tendenz auf­
zuhalten, kann sich eine extrem anfällige 
industrielle Agrarproduktion entwickeln, 
die bei der geringsten Störung total ausfäl lt. 

Lebensmittelbedarfsdeckung 
aus der Sicht der Ernährungs· 
wirtschaft 

Referent: S. Schweikert, Verband des 
Nahrungsmlllelgroßhandels Baden­
Württemberg e. V., Stullgart 

Im Vergleich zu der Situation im Zweiten 
Weltkrieg und in den Nachkriegsjahren 
steht die Bundesrepublik Deutschland 
heute vor einer völlig veränderten Situa­
tion . Dies ist bei den Überlegungen zur 
Lebensmittelbedarfsdeckung und bei der 
Regelung durch Gesetz- und Ordnungs­
geber zu berücksichtigen . 

Die Konzentration in der gesamten Ernäh­
rungswirtschaft hat einen Grad erreicht, der 
die Bewältigung der auf die Verwaltung und 
die Ernährungswirtschaft zukommenden 
Aufgaben im Krisen- und Bewirtschaf­
tungsfall sehr erschwert. Viele Daten, die 
vor fünf Jahren nach der Ernährungswirt­
schafts-Meldeverordnung erfaßt worden 
sind , sind überholt, weil die Unternehmen 
teils nicht mehr bestehen, teils ihre Betrie­
be zusammengelegt haben und neue 
Märkte und Standorte dazugekommen 
sind. 

In einem Bewirtschaftungsfall gewinnt das 
Nachbarschaftsgeschäft für den Verbrau­
cher an Bedeutung. Damit wächst auch die 
Zustellfunktion des Nahrungsmittelgroß­
handels, der zur Warenbeschaffung auf 
einen einsatzfähigen Fuhrpark angewiesen 
ist. 

Eine gesunde Mischung von Groß-, Mittei­
und Kleinbetrieben ist aus verschiedenen 
Gründen für die bundesdeutsche Volks­
wirtschaft von großer Bedeutung. Dies ist 
möglicherweise unter dem Gesichtspunkt 
der Ernährungssicherstellung in Krisenzei­
ten zu spät erkannt worden. Angesichts der 
Kostenentwicklung gilt für alle Vertriebsfor­
men des Lebensmittelhandels das Bestre­
ben, das Warenlager so schnell wie mög­
lich umzuschlagen. Von wenigen Ausnah­
men abgesehen, gibt es für die Vorratshal­
tung keine steuerlichen Anreize. Eine aus­
reichende Lagerhaltung aber könnte Staat 
und Bevölkerung vor Krisen bewahren 
helfen. 

Ernährungswirtschaftliche 
",nd agrarpolitische 
Uberlegungen 

Referent: Prof. Dr. A. Henze, Institulfür 
Agrarpolitik und landwirtschaftliche 
Marktlehre der Universität Hohenhelm, 
Stullgart-Hohenheim 

Das Problem der Sicherstellung der Ver­
sorgung in Krisenzeiten erfordert ein Ab­
wägen zwischen Kosten der Vorsorgemaß­
nahmen in Nichtkrisenzeiten und Nutzen in 
Krisenzeiten. Bei lebensnotwendigen Gü­
tern wie Nahrungsmitteln gilt es zwar als 

unumstritten, daß für Krisensituationen 
Vorsorge zu treffen ist. 

Gegen eine Sicherstellung in Höhe des 
derzeitigen Nahrungsverbrauchs sprechen 
jedoch außer Kostenüberlegungen auch 
ernährungswissenschaftliehe Gründe. 
Vergleicht man den derzeitigen Verbrauch 
mit der durchschnittlichen ernährungsphy­
siologisehen Optimalnorm, so läßt sich ei­
ne Überernährung der Bundesbürger von 
mehr als 15 Prozent feststel len. Der Abbau 
dieser Überernährung wäre von Vorteil und 
würde zu nicht unerheblichen Kostenein­
sparungen im Gesundheitswesen führen . 

Das Verbrauchsniveau ließe sich durch Ab­
bau der quantilativen Überernährung über 
eine allgemeine Verbrauchsreduzierung 
von 15 Prozent und durch Einschränkung 
des Energieanteils tierischer Produkte von 
40 auf 25 Prozent vermindern. Insgesamt 
wäre im Rahmen einer noch optimalen 
Ernährungsweise eine Reduzierung des 
Verbrauchsniveaus um etwa ein Drittel auf 
etwa 66 Prozent möglich. 

Das Ausmaß der Nahrungsmittelversor­
gung in Krisenzeiten hängt allerdings auch 
davon ab, inwieweit die übrigen Produk­
tionsmittel, insbesondere die Primärener­
gieträger und Düngemittel, zur Verfügung 
stehen. Die Bedeutung der Agrarproduk­
tion würde es rechtfertigen, die Landwirt­
schaft in einer Krisensituation vorrangig mit 
Energie zu versorgen. 

Medizinische Versorgung im 
Katastrophenfall 

Das Recht auf Leben und körperl iche Un­
versehrtheit gehört zu den Grundrechten 
eines jeden Menschen. Im Rahmen der 
Daseinsvorsorge ist es slaatl iche Aufgabe, 
eine ausreichende medizinische Versor­
gung der Bevölkerung zu gewährleisten. 
Dies gilt besonders für Krisenzeiten . 

Vorbereitungen zur medizini· 
schen Versorgung 

Referent: Dr. med. H. Mutschler, Mini­
sterium für Arbeit, Gesundheit und So­
zlalordnung Baden-Württemberg, StulI­
gart 

Das Gesundheitswesen der Bundesrepu­
blik Deutschland gehört zu den bestausge­
bauten der Welt. Im Normalfal l gewährlei­
stet es eine umfassende medizinische Ver­
sorgung . Auch wenn im Katastrophenfall 
jeder Arzt und jedes Krankenhaus zur Hil­
feleistung verpflichtet ist und diese Hilfe 
sicherlich geleistet wird, so ist doch ohne 
vorherige Planung keine umfassende me­
dizinische Versorgung der Opfer zu er­
warten . 
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Eine aUlrelchende Vorratshaltung an Medika­
menten gehört zu den staatlichen Vorlorgemaß­
nahmen. 

Besonders drei Punkte nehmen in der Vor­
bereitungsphase eine Schlüsselstellung 
ein: 

• Planung der Bereitstellung von geschul­
tem Personal. 

• Genügend Vorratshaltung an Sanitäts­
material einschließlich Medikamenten. 

• Gezielte Fortbildung der Ärzteschalt in 
Katastrophenmedizin. 

Im Bemühen um Fortbildung auf dem Ge­
biet der Katastrophenmedizin sind zahl­
reiche Veranstaltungen mit gutem Erfolg 
durchgeführt worden. Dennoch - so not­
wendig diese Art der informativen Fortbil­
dung als Grundlage späteren Handeins 
ist - muß sich für den Kreis besonders 
interessierter und befahigter Ärzte als 
zweite Stufe eine zusätzliche Schulung als 
ärztliche Führungskraft anschließen. 

Katastrophenmedizin erfordert von jedem 
Arzt ein erhebliches Umdenken von der 
üblich erweise auf die Einzelperson bezo­
genen optimalen IndivIdualmedizin. Die 
harte Notwendigkeit der Auswahl hat das 
einzige Ziel, die Zahl der Verluste an Men­
schenleben so gering wie möglich zu hal­
ten. Dabei besteht im Ernstfall ein krasses 
Mißverhältnis zwischen Behandlungsbe­
dürftigkeit und Behandlungsmöglichkeit. 

Zweifellos ist in den letzten Jahren ein 
positiver Bewußtseinswandel in der Frage 
der KatastrophenmedizIn und dazu not­
wendiger vorsorglicher Maßnahmen ein­
getreten. 

Nun gilt es, bundesweit und bundesein­
heitlich, ein systematisches Konzept für die 
Aus- und Fortbildung sowohl des ärztlichen 
Nachwuchses als auch der Ärzte und des 
medizinischen Personals zu entwickeln 
und in besonderem Maße ärztliche Füh-
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rungskräfte für den Katastrophenfall heran­
zubilden. Und nicht zuletzt sind eingehen­
de Überlegungen notwendig, um die Be­
vorratung und Versorgung mit Sanitätsma­
terial zu gewährleisten. 

Erstmaßnahmen in einer 
Katastrophensituation 

Referent: Prol. Dr. med, R. Dötp, Städti­
sche Kliniken, Futda 

Nicht nur die durch die Weltpresse gehen­
den Großkatastrophen führen allein zu ei­
ner Auflösung der medizinischen Versor­
gung, bereits ein Unfallgeschehen mit An­
fall mehrerer Schwerverletzter kann Aus­
maße einer lokalen Katastrophe anneh­
men. Immer wird es sich um die arztliche 
Behandlung von Notfallpatienten in Aus­
nahmesituationen handeln. Zum Notfallpa­
tienten wird derjenige, dessen Vitalfunktio­
nen - Atmung, Herz-Kreislauf - infolge 
eines Traumas oder einer lebensbedrohli­
chen akuten Erkrankung gestört sind. Hin­
zuzurechnen sind auch solche Patienten, 
bei denen mit einer lebensbedrohlichen 
Stdrung als Folge eines akuten Ereignisses 
zu rechnen ist. 

Die Tätigkeit des Arztes in einer Katastro­
phensituation erfordert ein Umdenken, Die 
medizinische Normalpflicht muß in Konkur­
renz treten zu den in einer Katastrophe 
notwendigen Aufgabe der auf den einzel­
nen Patienten ausgerichteten Hilfeleistung. 
In einer solchen Situation gilt keine Dienst­
anweisung; der Arzt ist nur seinem Gewis­
sen verpflichtel. Darüber hinaus hat er ne­
ben der Bewältigung medizinischer Proble­
me eine Reihe taktischer Aufgaben zu er­
fullen, deren Losung erst die rein arztliche 
Versorgung erlauben, d. h. das Bestmögli­
che für die größte Anzahl von Verletzten 
zur rechten Zeit zu tun. 

Es erweist sich als nützlich, die Möglichkei­
ten der ärztlichen Katastrophenhilfe in drei 
Phasen einzuteilen. Die erste Phase, die 
Isolationsphase: Das Schadensereignis 

bricht unvorhergesehen und innerhalb kur­
zer Zeit über einen nicht vorbereiteten oder 
ungenügend geschützten Bevölkerungs­
teil herein. Spontane Selbstschutzaktionen 
durch Laien gehören zu den ersten Maß­
nahmen und entscheiden über das Überle­
ben. In der zweiten Phase, der Rettungs­
phase, kommt es bereits zu einer organi­
sierten Hilfe. Ärztliche Aufgabe dabei ist, 
eine Sichtung (Triage) der Patienten vorzu­
nehmen. Diese Maßnahme ist mit einem 
Filtervorgang zu vergleichen und bedarf 
nicht nur einer erheblichen Qualifikation, 
sondern auch der Kenntnisse über Trans­
portmöglichkeiten sowie Aufnahmekapazi­
tät und Leistungsfahigkeit rückwartiger Ein­
richtungen. In der dritten Phase schließlich, 
der Wiederherstellungsphase, Wird der 
Einsatz von Spezialisten notwendig, die 
durch gezielte Behandlungstechniken eine 
Genesung und Rehabilitation des Patien­
ten betreiben. 

Die bei der Triage vorzunehmende Eintei­
lung der Patienten nach DrInglichkeItsstu­
fen gilt natürlich nur für den Fall begrenzten 
Transportraums. Es wird nicht verkannt, 
daß gerade die Sichtung bei Massenanfall 
von Erkrankten oder Verletzten immer mit 
den stärksten moralischen Bedenken ver­
bunden sein wird. Je intensiver Rettungs­
sanitäter eine Ausbildung in qualifizierten 
lebensrettenden Maßnahmen erfahren ha­
ben. desto mehr kann der ärztliche Bereich 
entlastet werden. Ärztliche Maßnahmen 
können sich dann auf Sofortmaßnahmen 
bei Verletzten der Dringlichkeitsstufe I (Pa­
tienten mit Behandlungspriorität) be­
schränken; der Arzt gewinnt dann Zeit, sich 
vermehrt den Fällen der Stufe V zuzu­
wenden. 

Für den medizinischen Bereich sollte als 
prima res Ziel gelten, das Chaos auf den 
Katastrophenraum zu begrenzen und nicht 
auf die Umgebung übergreifen zu lassen. 
Dies wird nicht immer ge,ingen, da auch die 
Umstellung eines Krankenhauses auf den 
Katastrophenbetrieb - Vlenn nicht bereits 

Bel Obungen der Sani­
tätsdienste werden 
oftmals auch Ärzte mit 
In den praktischen Ab­
laut einbezogen. 



vorsorglich geplant - vielerlei Probleme 
aufwirft. 

Von entscheidender Bedeutung ist aber 
neben einer zumindest auf der Ebene ei­
nes Bundeslandes einheitlich durchge­
führten Katastrophenplanung die wieder­
holte Aktualisierung in Form von Übungen 
und Diskussionen der Koordinationsmaß­
nahmen. 

Sehr wesentlich ist ferner, daß die perso­
nelle Situation den Ansprüchen gerecht 
wird, d.h. daß eine entsprechende Aus-, 
Weiter- und Fortbildung Kenntnisse und 
Fähigkeiten vermittelt, und daß Wiederho­
lungen das Erworbene sichern. 

Grundlage für die Katastrophenmedizin 
muß die Notfallmedizin sein. Jede Aktivität 
zur Verbesserung der Notfallmedizin wird 
zwangsläufig zu einer Verbesserung der 
Vorbereitung auf eine Katastrophensitua­
tion führen. 

Probleme bei Verbrennungen 

Referent: Prof. Dr. med. R. Hettich, Uni­
versltätsklinlk Tübingen 

In der Bundesrepublik Deutschland führt 
bereits der gleichzeitige Anfall mehrerer 
Schwerverbrannter zu unlösbaren Proble­
men, da die drei von den Berufsgenossen­
schaften eingerichteten kleinen Verbren­
nungszentren nicht einmal die Behandlung 
der berufsbedingten Verbrennungen voll 
übernehmen können. Die Bundesrepublik 
verfügt derzeit für die Behandlung von 
20000 Verbrennungen pro Jahr über 32 
Spezialbetten, von denen 24 von den Be­
rufsgenossenschaften verwaltet werden. 

Gerade bei Massenanfall ist es entschei­
dend, daß der richtige Patient zur Weiterbe­
handlung an die richtige Stelle gebracht 
wird. Seit Juni 1981 existiert daher in Ham­
burg eine "Zentrale AnlaufsteIle für die 
Vermittlung von Schwerverbrannten" 
(Tel.: 040/24828838), die jederzeit über 
den aktuellen Bettennachweis verfügt und 
dadurch eine rasche Vermittlung einleiten 
kann. 

Für das Organisationsteam bei einer Groß­
katastrophe ist außer der Kenntnis der Bet­
tenkapazität auch das Wissen über die Ver­
fügbarkeit von Transportmitteln und die Be­
fahrbarkeit der Transportwege eine wichti­
ge Voraussetzung für die Planung. Der 
Hubschrauber dient nicht nur als sicherstes 
und schnellstes Transportmittel für Brand­
verletzte, sondern mehr noch für die 
schnelle Beförderung des ärztlichen Per­
sonals sowie des Infusions- und Verband­
materials. 

Am Katastrophenort wird es praktisch nicht 
möglich sein, sich ein genaues Bild über 

thermischer Verletzungen zu verschaffen. 
Das wichtigste Kriterium für die Prognose 
muß deshalb die Flächenausdehnung der 
Verbrennung sein. Für jede Behandlung 
sind absolut sterile Bedingungen Voraus­
setzung. Gerade im Katastrophenfall wird 
die sehr pflegeintensive Verbrennungsbe­
handlung durch die Anwendung der soge­
nannten "Gerbungsbehandlung" enorm 
vereinfacht. Ihre wichtigsten Argumente 
lauten: 

• Einschränkung der subjektiven 
Schmerzhaftigkeit und der daraus resultie­
rende günstige Einfluß auf die Streß- und 
Schockentwicklung bei den betroffenen 
Patienten 

• Verminderung des Eiweiß-, Wasser- und 
Elektrolytverlustes an der verbrannten Kör­
peroberfläche 

• Aufrechterhaltung steriler Verhältnisse 
über einen Zeitraum von zwei bis drei 
Wochen. 

Dies führte gerade im Katastrophenfall zu 
einem erheblichen Zeitgewinn und zu ei­
nem erheblich verringerten Personalbedarf 
bei wesentlich reduziertem pflegerischen 
Aufwand. 

Betrieblicher Brandschutz 

Verantwortung für Leben und Gesundheit 
der Mitarbeiter und Verantwortung für die 
Erhaltung der Arbeitsplätze bedingen vor-

beugende Überlegungen zur Abwendung 
und Selbsthilfe bei betrieblichen Brandka­
tastrophen. Zu den vorbeugenden Maß­
nahmen gehört die betriebliche Katastro­
phenschutzplanung, die jedoch nur dann 
wirkungsvoll ist, wenn sie den jeweiligen 
betrieblichen Gegebenheiten und der öf­
fentlichen Umgebung genau angepaßt ist. 

Betriebliche Katastrophen­
schutzplanung 

Referent: Dr. E. Merz, Fa. Carl Freuden­
berg, Weinheim 

Ziel jeder Katastrophenschutzplanung ist 
die Sicherstellung der lebenswichtigen Be­
lange der Gemeinschaft. Bei einer allge­
meinen Kataslrophe im öffentlichen Be­
reich sind zur Erreichung dieses Zieles 
andere Maßnahmen erforderlich als bei ei­
ner betrieblichen Katastrophe. Im Betrieb 
kann erheblich gezielter geplant werden, 
da Ort und Umfang von Katastrophen eher 
vorhersehbar sind. Ob sich eine Krisensi­
tuation für den betroffenen Betrieb als Ka­
tastrophe auswirkt, hängt wesentlich von 
der vorhandenen Betrieblichen Katastro­
phenschutz-Organisation ab. 

Ihre Aufgaben: 

• Organisation vorhandener betrieblicher 
Kräfte zur Gefahrenabwehr unter einheit­
licher Leitung 

die Tiefe und die prozentuale Verteilung Schneller und sicher.r Einsatz betrieblicher Kräfte bei der Gefahrenabwehr: Ausbildung und Übung 
der Verbrennungsgrade verschiedener sind wichtige Voraussetzungen. 
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• Schneller und sicherer Einsatz von ge­
schulten und erfahrenen Mitarbeitern 

• Schnelle Verfügbarkeit von Einsatzmit­
teln 

• Sicherstellung aller Möglichkeiten der 
Vorbeugung 

• Vernünftiger wirtschaftlicher Aufwand 
bei Übungen 

• Bildung eines gemeinsamen Verantwor­
tungsgefühls der gesamten betrieblichen 
Gemeinschaft. 

Grundlage der betrieblichen Katastrophen­
schutzplanung ist die Betriebs- oder Werk­
analyse. Sie enthält : 

• Lage der einzelnen Gebaude und deren 
Verwendung mit Hinweis auf die Anzahl der 
in ihnen untergebrachten Mitarbeiter 

• Hinweis auf besondere Gefahren, wie 
Brand- oder ExplosIonsgefahr, Lagerung 
von Chemikalien oder sonstigen gefahr­
lichen Arbeitsstoffen, Radioaktivität 

• Beschreibung der Wasser-, Gas- und 
Stromversorgung 

• Auflistung der Brandmelde- und Lösch­
einrichtungen. 

Allerdings ist es erforderlich, durch praxis­
nahe Übungen die betriebliche Katastro­
phenschutzplanung auf Zweckmäßigkeit 
und Vollstandigkeit zu überprüfen und 
durch standige Aktualisierung auf dem lau­
fenden zu halten. Dazu ist ein sorg faltiger 
Übungsplan ebenso notwendig wie das 
Anlegen einer Mängelliste, in der alle 
Schwachslellen eingetragen werden . 

Brandschutz im Betrieb 

Relerent: Dipl.-Ing. W. Steuer, Fa. Bayer 
AG, Leverkusen 

Bei neu zu planenden Belrieben beginnt 
der Brandschutz schon bei der Auswahl 
des Grundstücks, der Zuordnung von Ge­
bauden und in der Planung von Gebaude­
abslanden . Doch die Verzahnung zwi­
schen Planung, Brandschutzberatung und 
anzuwendender Technik findet mit der Fer­
tigstellung des Gebäudes und seiner Be­
triebseinrichtung noch kein Ende. Parallel 
zu dieser Brandschutzprophylaxe muß das 
Verhalten der Betriebsangehörigen bei 
Brand und Unlall geschult werden. 

Die Betriebsfeuerwehr muß als außerste 
Klammer in diesem Sicherheilskonzept 
betrachtet werden. Sie kommt zum Ein­
satz, wenn alle anderen Vorsorgemaßnah­
men versagt oder nicht ausgereicht haben. 

Um im Gefahrenfall die Rettung von Perso­
nen zu gewährleisten, gilt den Flucht- und 
Rettungswegen ein besonderes Augen­
merk. Brandschutztechnische Trennung 
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von Gebäuden oder Gebäudeteilen verhin­
dern das Übergreifen von Branden auf be­
nachbarte Bauabschnitte. BrandmeIde­
und Löschsysteme verhindern im Verbund 
mit bautechnischen Maßnahmen und gün­
stigen Baustoffen ein schnelles Ausbreiten 
von Entstehungsbränden. Um bei Brand, 
Unfall oder außergewöhnlichen Betriebs­
störungen auf das richtige Verhalten der 
Betriebsangehörigen einwirken und um 
Abwehrmaßnahmen gezielt einleiten und 
koordinieren zu können, leisten betriebli­
che Alarmplane wesentliche Unterstüt­
zung . 

Die Summe aller vorgenannlen Maßnah­
men gilt als Gesamtkonzepl des Brand­
schutzes im Betrieb. Zusatz liehe Maßnah­
men wie Absprachen mit den zuständigen 
Behörden für Störfalleinwirkungen vom 
Betrieb auf die Umgebung ergänzen die­
ses Konzepl. 

Eine Besonderheit stellt das Hilfsangebot 
im Hinblick auf mögliche Schäden beim 
Transport gefährlicher Güter bzw. bei Bran­
den mit eigenen Produkten außerhalb des 
Werkes im Rahmen emes Transportunfall­
Informationssystems dar. 

Betrieblicher Brandschutz 
aus der Sicht der Aufsichts· 
behörde 

Relerent: Dipl.·lng. H. Schäler, Innenmi· 
nlsterlum Baden·Württemberg, Stutt· 
gart 

Nach § 31 Feuerwehrgesetz kann ein Bur­
germeister in Baden-Württemberg Betrie­
be mit erhöhter Brand- und Explosionsge­
fahr oder anderen besonderen Gefahren 
verpflichten, die für die sofortige Selbsthilfe 
erforderlichen Feuerwehrgeräte und Feu­
erlöschanlagen auf eigene Kosten zu be­
schaffen und zu unterhalten. Dies setzt 
eine entsprechende Ausbildung von Be­
triebsangehörigen voraus. 

Der Begriff "Betriebsfeuerwehr" in § 22 
des Feuerwehrgesetzes hat eine zweifa­
che Bedeutung. Einmal ist es der Oberbe­
griff für alle nichtöffentlichen Feuerwehren, 
deren Trager zumeist private Unternehmen 
sind. Sie können von Betrieben und Ver­
waltungen nach eigenem Ermessen aufge­
stellt, ausgerüstet und ausgebildet werden. 
Gesetzliche Bestimmungen dafür beste­
hen nicht. "Die Verpflichtung der Gemein­
defeuerwehr zur Hilfeleistung bleibt durch 
die Einrichtung einer BetrIebsfeuerwehr 
unberührt" (§ 22 Abs. 1 FWG). 

Dagegen haben Werkfeuerwehren in Be­
trieben und Verwaltungen die Aufgaben 
der Gemeindefeuerwehr in vollem Umfang 
allein zu erfüllen. Wegen dieser besonde­
ren Stellung kann die Werkfeuerwehr ihre 
Aufgabe nur von einer staatlichen Stelle 
übertragen bekommen. Das Antragsrecht 

einzelner Betriebe, ihre Betriebsfeuerwehr 
als Werkfeuerwehr anerkennen zu lassen, 
ist nicht auf Betriebe bestimmter Art be­
schränkt. Jedoch kann die Aufsichtsbehör­
de Betriebe oder Verwaltungen mit erhöh­
ter Brand- oder Explosionsgefahr oder an­
deren beson~eren Gefahren verpflichten, 
eine Werkfeuerwehr zu unterhalten. 

Durch diese Einrichtung kommen auf die 
Unternehmen nicht unerhebliche Proble­
me zu . So gilt es beispielsweise zu ent­
scheiden, ob hauptberufliche Krafte not­
wendig sind oder die Aufgaben auch von 
Werksangehörigen wahrgenommen wer­
den können, die im Betrieb überwiegend 
andere Tätigkeiten ausüben. Zusätzlich be­
darf die Frage der ständigen Alarmierbar­
keit - was insbesondere außerhalb der 
Arbeitszeit Probleme aufwerfen kann - ei­
ner Regelung . 

Die Entscheidung zur Einrichtung einer 
Werkfeuerwehr berührt Gemeinde und 
Gemeindefeuerwehr unmittelbar, da da­
durch der Betrieb aus dem Zuständigkeits­
bereich der örtlichen Wehr herausgenom­
men wird. Wie bei der Gemeindefeuerwehr 
hängt auch die Leistungsfähigkeit emer 
Werkfeuerwehr maßgeblich von ihrem Lei­
ter ab. Seine Bestellung bedarf deshalb der 
Bestätigung der unteren Verwaltungsbe­
hörde. An den Leiter werden die gleichen 
Anforderungen gestellt wie an Personen, 
die entsprechende Funktionen in der Ge­
meindefeuerwehr wahrnehmen. 

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben sind die Feu­
erwehren vielfach auf gegenseitige Hilfe 
angewiesen. Oft verfügen die Werkfeuer­
wehren über Spezialfahrzeuge und -gerate 
für die Bekämpfung besonderer Gefahren 
im Betrieb. Eine Unterstützung kann für 
eine Gemeindefeuerwehr bei besonderen 
Einsätzen sehr wichtig sein. 

Für Einsatze der Werkfeuerwehr außerhalb 
des Betriebes besteht em Anspruch auf 
Kostenerstattung gegen die Gemeinde. In 
Sonderfällen ist es möglich, einer Werkfeu­
erwehr die Aufgaben einer Gemeindefeu­
erwehr zu übertragen. Dies kommt aller­
dings nur dann in Betracht, wenn ein aus­
reichender öffentlicher Brandschutz nicht 
gewährleistet ist. 

Betrieblicher Brandschutz aus 
der Sicht der öffentlichen 
Wehr 

Relerent: Dipl.·lng. H. Hertel, Ober­
branddirektor, Stuttgart 

Die Versicherer unterscheiden für die 
Brandschadensstallstik drei Gefahren­
gruppen: Großgewerbe. Landwirtschaft 
und sogenannte einfache Gefahren. Im 
Großgewerbe einschließlich der Industrie 



liegt der Bereich, den der betriebliche 
Brandschutz abdecken soll. Die unter­
schiedlichen Risiken lassen sich unschwer 
durch Schadensziffern darstellen. An den 
Arbeitsplätzen gibt es weit weniger Brand­
tote und Brandverletzte als anderswo, ob­
wohl im öffentlichen Brandschutz, der ja 
gerade auch den privaten Bereich der Ge­
meindebewohner schützen soll, der Perso­
nenschutz eindeutigen Vorrang vor dem 
Sachschutz hat und die baurechtlichen 
Vorschriften aus diesem Grund entspre­
chend gefaßt sind. 

Nicht zuletzt sind die Erfolgszahlen in den 
Betrieben einer intensiveren Aufklärungs­
arbeit zu verdanken. Grundsätzlich muß 
sich die öffentliche Wehr auf die Aufgaben 
vorbereiten, die sich ihr von den Betrieben 
her in ihrem Einsatzbereich stellen. Aus­
stattung, Ausbildung und organisatorische 
Maßnahmen wie Einsatz- und Angriffsplä­
ne, Alarmprogramme, Tabellen über ge­
fährliche Stoffe, Vermittlung des Führungs­
wissens, Orts- und Betriebskenntnis wur­
den verbessert oder werden als Möglich­
keiten von den öffentlichen Wehren immer 
besser genutzt. 

Ein wesentlicher Fortschritt im betriebli­
chen Brandschutz ist im Bereich des vor­
beugenden baulichen Brandschutzes zu 
verzeichnen. Dort werden die Weichen ge-

• stellt, die bei einem Brand entweder zu 
einem frühen Löscherfolg führen oder aber 
das Großschadensereignis vorprogram­
mieren. Größe der Brandabschnitte, 
Brandwiderstandsfähigkeit der Bauteile, 
das Brandverhalten der Baustoffe, Zugäng­
lichkeit der Anlagen und vor allem ihre 
Nutzungsart sind die maßgebenden Fakto­
ren, die zusammen mit Lösch- und MeIde­
anlagen die Beurteilungsgrundlage für ei­
nen sachgerechten baulichen Brandschutz 
bilden. 

Die erfolgreiche Bekämpfung eines Bran­
des setzt eine frühe Meldung und unver­
zügliche Alarmierung voraus. Schon man­
ches Schadenfeuer hat überhand genom­
men, weil dieser Grundsatz nicht befolgt 
wurde. Die größeren Werkfeuerwehren ge­
hen davon aus, daß bereits fünf Minuten 
nach Alarmierung der Werklöschzug jeden 
Punkt der Werksanlage erreichen muß. 
Verspätete Weiterleitung von Alarmen, die 
durch nicht durchgeschaltete Frühwarnan­
lagen ausgelöst werden, entwertet diese 
weitgehend. 

Die Gemeinde hat die Ausstattung der öf­
fentlichenWehr an den vorgegebenen ört­
lichen Verhältnissen zu messen. Abgese­
hen von Kommunen mit rein ländlichem 
Charakter finden wir heute fast überall Ge­
werbe- und Industrieansiedlungen, die das 
Brandrisiko und damit die Ausstattung der 
öffentlichen Feuerwehr bestimmen. Feuer­
wehrführung und Betriebsleitung müssen 
sich gemeinsam auf ihre Aufgaben bei Ein­
sätzen im Betrieb vorbereiten, beispiels-

weise durch Erarbeiten von Alarm- und 
Einsatzplänen. 

Auch für Fragen des vorbeugenden Brand­
schutzes sollte der Kommandant der Ge­
meindefeuerwehr oder sein Beauftragter 
für eine Beratung verfügbar sein. Umge­
kehrt kommt dem betrieblichen Brand­
schutz gerade auf dem Gebiet der gefährli­
chen Stoffe - spätestens jetzt mit der Stör­
fallverordnung - eine sehr große Bedeu­
tung zu. Dies gilt sowohl für die Störfallpla­
nung wie für die Störfallabwehr. 

Vorsorgende bauliche Maßnahmen 
für Katastrophenfälle 

UngeSChützte Menschen können im Frie­
den durch Katastrophen aller Art oder im 
Verteidigungsfall infolge von Waffenwir­
kungen verletzt oder getötet werden. 
Schutzmaßnahmen müssen in der Lage 
sein, die Zivilbevölkerung vor den Scha­
denswirkungen einer Katastrophe oder ei­
nes Krieges zu bewahren. 

Einwirkungen auf Schutz· 
räume bei Katastrophen 

Referent: Dr, H. Schleslnger, Bundes· 
amt für Zivilschutz, Bonn 

Katastrophen können durch Naturereignis­
se, menschliches oder technisches Versa­
gen ausgelöst werden. Im Verteidigungsfall 
sind Waffeneinwirkungen Ursache der 
Schadensereignisse. Aus diesem Grund 
muß auch der Krieg als Katastrophenfall 
betrachtet werden, der sich nur durch eine 
stärkere Intensität des Schadens von den 
vorgenannten Katastrophen unterscheidet. 
So wirken beim Einsatz konventioneller 
und nuklearer Waffen sowohl deren Pri­
märwirkung als auch deren Sekundärwir­
kung auf den ungeSChützten Menschen. 
Zusätzliche Primärwirkungen treten dann 
auf, wenn chemische oder biologische 
Kampfstoffe sowie Strahlungswaffen zum 
Einsatz kommen. 

Zwei Waffengruppen können im Hinblick 
auf ihre Wirkungen unterschieden werden: 

• Solche, die sowohl organisches Leben 
als auch anorganisches Material schädi­
gen. Dies sind konventionelle und nukleare 
Waffen herkömmlicher Bauart. 

• Waffen, die bevorzugt organisches Le­
ben beeinträchtigen. Dazu gehören chemi­
sche und biologische Kampfstoffe sowie 
Strahlenwaffen. 

Im Volltrefferbereich kann ein Schutz ent­
weder gar nicht oder aber nur unter sehr 
hohem materiellen und finanziellen Auf­
wand erstellt werden. Mit wachsendem Ab-

stand zum Zentrum werden jedoch die 
Schutzaufwendungen proportional zum 
Wirkungsabfall geringer. Die Oualitat des 
Schutzes bestimmt den Grad der Schädi­
gung in Abhängigkeit vom Abstand zum 
Maximum. 

Grundsätzlich lassen sich nachstehende 
Schutzsysteme unterscheiaen: 

• Vollschutzräume des verstarkten Schut­
zes bewahren den Menschen weitgehend 
vor Schäden 

• Grundschutzräume schützen nur in be­
stimmtem Abstand vom Wirkungszentrum 
gegen Trümmer, Brand, Strahlung und 
chemische Kampfstoffe 

• Teilschutzräume gewähren entweder 
nur Trümmer-, Brand- oder Strahlenschutz 
bzw. Schutz vor chemischen Waffen, aber 
auch Kombinationen dieser Teilschutzar­
ten sind denkbar 

• Behelfsschutzräume sind behelfsmäßig 
hergerichtete Wohn- und Kellerräume, die 
in größerer Entfernung zum Wirkungszen­
trum einen anteiligen Schutz gegen Trüm­
mer, Brand, Strahlung oder chemische 
Kampfstoffe bieten 

• Selbstschutzmaterial schützt den Körper 
kurzzeitig auf dem Weg zu Schutzräumen 
oder auf der Flucht aus Gebieten höherer 
Schadstoffkonzentration . 

Aus der Leistungsfähigkeit der einzelnen 
SChutzsysteme und deren Kosten lassen 
sich Aussagen über den Nutzen unter be­
sonderer Berücksichtigung der Schadwir­
kungsdauer machen. Gerade im Hinblick 
auf die aufzuwendenden Kosten bietet das 
Konzept des Grundschutzes optimale 
Schutzwirkung. 

SChutzbaukonzeption in der 
Bundesrepublik 

Referent: Dlpl.-Ing. Klehne, Bundesmi­
nisterium für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau, Bonn 

Der Konzeption für den baulichen Zivil­
schutz in der Bundesrepublik Deutschland 
liegen folgende Erkenntnisse zugrunde: 

• Gegen die Wirkungen bestimmter Waf­
fen gibt es keinen absoluten Schutz 

• Der Bereich totaler Zerstörung durch 
diese Waffen ist jedoch relativ begrenzt 

• Insbesondere ABC-Wallen entwickeln 
über große Gebiete hinweg Wirkungen, 
gegen die auch relativ einfache Schutz­
maßnahmen wirkungsvoll, technisch 
machbar und wirtschaftlich vertretbar sind. 

Auf der Grundlage dieser Erkenntnis wurde 
der sogenannte Grundschutz zum Kern­
stück der Schutz bau konzeption in der Bun­
desrepublik. 
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Das Schutzbau-Förderungsprogramm des 
Bundes sieht dabei folgende Maßnahmen 
vor: 

• Bau von Hausschutzräumen (7 bis 50 
Plätze) 

• Bau von Großschutzräumen als Mehr­
zweckanlagen (300 bis 3000 Plätze) 

• Nutzbarmachung vorhandener Bunker 
und Stollen aus dem Zweiten Weltkrieg. 

Der Bau von Hausschutz- und Großschutz­
räumen wird mit Zuschüssen und Steuer­
vergünstigungen gefördert. Die Nutzbar­
machung gehört zu den Bauaufgaben des 
Bundes. 

Bauteilbemessung von 
Schutzräumen 

Referent: Prof. Or.-Ing. Ehm, BundesmI­
nisterium für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau, Bonn 

Schutzräume des Grundschutzes sollen 
gegen herabfallende Trümmer, Brandein­
wirkung, radioaktive Niederschläge sowie 
in begrenztem Umfang gegen biologische 
und chemische Kampfmittel schützen . 

Aus diesen Anforderungen ergeben sich 
von der "Normalbauregel" abweichende 
statisch-dynamische Bemessungswerte 
für die Schutzraume. Neben der Trümmer­
komponente als statischer Ersatzlast müs­
sen Druckstoßbeanspruchungen mit ein­
kalkul iert werden. Ihre Berechnung ent­
spricht einer Katastrophenbemessung, 
d. h. bei Auftreten des Spitzenüberdrucks 
dürfen die Erschöpfungszustände der ein­
zelnen Bauteile gerade eintreten, ohne daß 
die Tei le aber einstürzen. 

Im Katastrophenfall muß mit Trümmerbil ­
dung über dem Schutzraum gerechnet 
werden, verbunden mit der besonderen 
Gefahr, daß diese Trümmer wie Meiler 
abbrennen können. Dies führt zu beson­
ders langanhaltenden Temperaturelnwlf­
kungen bei relativ geringen Temperaturen. 
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Daraus ergibt sich als Bemessungskrite­
rium eine Begrenzung der Oberflächen­
temperatur an der Schutzrauminnenseite, 
besonders der Decke. 

Da bei größeren Meilerbränden mit langen 
Standzeiten ein vollkommener konstrukti­
ver Wärmeschutz einmal technisch schwer 
zu realisieren und darüber hinaus unwirt­
schaftlich ist, kommt es in vielen Fällen 
darauf an, im Bereich der ersten 48 Stun­
den einen unzulässigen Temperaturdurch­
gang zu verhindern . Gefahrliche Tempera­
turerhöhungen der Raumluft müssen durch 
Sandfilter - die eine große Wärmekapazität 
besitzen - reduziert werden . Auch die Ab­
schlüsse von Schleusen sollten so gefer­
tigt sein, daß sie auch nach einer Brandbe­
anspruchung gasdicht bleiben. 

Gefahren aus radioaktivem Niederschlag 
erfordern Maßnahmen für einen strahlen­
hygienisch unbedenklichen Daueraufent­
halt bis zu 14 Tagen im Schutzraum. Als 
Dosisleitung der Rückstandsstrahlung 
werden für den Grundschutz 1 000 RI Stun­
de planer sch angenommen. Um diesen zu 
hoher Strahlen belastung führenden Wert 
auf ein erträgliches Maß zu reduzieren, 
muß ein Schutzfaktor von mindestens 100 
erreicht werden. Da nach einem Dauerauf­
enthalt im Schutz raum noch eine zusätzli­
che Strahlennachbelastung bei anschlie­
ßendem Aufenthalt im Freien mit in Be­
tracht gezogen werden muß, sollte die 
Strahlenbelastung im Schutzraum über 14 
Tage 50 Rem nicht übersteigen. 

Die Wirksamkeit eines gegebenen Mate­
rials gemessen an der Verringerung der 
Gamma-Strahlungsintensität läßt sich 
durch die "Zehntelwertsdicke" darstellen. 
Diese Größe beschreibt die Dicke eines 
Materials, das nach Durchdringung die 
Stärke der einfallenden Strahlung auf ein 
Zehntel ihres Anfangswertes abschwäch!. 

Die Gefahren der Streustrahlung erfordern 
eine entsprechende Sicherung aller Öff­
nungen in den Umfassungsbauteilen. 
Durch zweckmäßige Ausbildung der Zu­
gänge, wie mehrfache Abwinkelungen,las­
sen sie sich verringern. 

Link .. Bild: Ein mit 
Sltz-Ltege.Komblnatlo­
nen lutgeltatteter 
Gro8achutzraum In 
Bremen. 

Der privat. Schutz­
raurnbilu : Der Bundes­
verbind fOr den 
Selb.tachutz Infor­
miMt Ober Konltruk­
tlon und Nutzung. 

Raumlufttechnische' 
Konzeptionen 

Referent: Olpl.-Ing. Bong, BundesmInI­
sterium für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau, Bonn 

Um das Innenraumklima in zumeist dicht 
belegten Schutzraumen erträglich zu ge­
stalten, bedarf es einer zumindest ausrei­
chenden lufthygienischen Versorgung der 
Insassen. Für die Aulrechterhaltung des 
Lebens ist die Luft in ihrer naturlichen 
Zusammensetzung eine Grundbedingung. 
Ihre Qualität steuert maßgeblich die mei­
sten klimaphysiologischen Reaktionen des 
Menschen. 

Als Hauptbewertungsgröße lür die Luftver­
unreinigung in einem Schutzraum wird der 
Kohlendioxidgehalt der Atemlult gewählt. 
Er führt bei Überschreitung eines Grenz­
wertes zu Gesundheitsschäden und bei 
stark überhöhter Konzentration uber zehn 
Prozent zum Tod. 

Aus diesem Grund muß die im Schutzraum 
verbrauchte Luft ständig abgeführt und 
durch Frischluftzuluhr erneuert werden . 
Einige Faktoren, die das Raumklima und 
die chemische Zusammensetzung der 
Schutzraumluft wesentlich beeinflussen : 

• Temperatur und Feuchtigkeit der Außen­
luft 

• Größe, Form und Lage des Schutzraums 

• Außenluftvolumenstrom der raumluft­
technischen Anlage 

• Temperatur und Feuchtigkeit im Schutz­
raum vor Belegung 

• Wärmeabgabe und Stoffwechsel, Sauer­
stolfverbrauch, erzeugte Kohlensäure, 
Größe, Alter, Geschlecht, Tätigkeit und 
Kleidung der Insassen 

• Thermische Eigenschaften der Schutz­
raumwandung 

• Physiologische und psychologische Re­
aktionen der Schutzrauminsassen auf die 
jeweilige Situation 

• Witterungsverhältnisse der Schutzraum­
umgebung. 



Karl Hübner 

Ölschadenbekämpfung durch das Technische Hilfswerk 

Kampf der Ölpest 
Eine Aufgabe zur Unterstützung des friedensmäßigen Katastrophenschutzes -
Zwei Beispiele aus Kiel und dem Kreis Ostholstein 

Der Verfasser stellt nachstehend die ÖI­
schadenbekämpfung im THW-Geschäfts­
führerbereich Kiel vor, die sowohl von der 
technischen Ausstattung her als auch im 
Zusammenwirken mit Dienststellen der 
Katastrophenabwehr modell haften Cha­
rakterträgt. (Red.) 

Im Grundsatz 

Im Sinne der Vorgabe durch die Stärke­
und Ausstattungsnachweisungen (STAN) 
ist die Mitwirkung bei der Ölschadenbe­
kämpfung bei den Instandsetzungszügen 
des Technischen Hilfswerks anzusiedeln, 
das sind im Geschäftsführerbereich Kiel: 

1. der 4. Instandsetzungszug Kiel 
(Standort Kiel) 

2. der 1. Instandsetzungszug Ostholstein 
(Standort Neustadt/H.) 

Instandsetzungszug -
AÖ·Gruppe 

Aufgaben 

Der Instandsetzungszug (IZ) führt zur Be­
hebung von Gefahren und Notständen im 
Rahmen des Katastrophenschutzes unauf­
schiebbare, behelfsmäßige Instandset­
zungsarbeiten an Versorgungsleitungen, 
unter anderem auch an Ölanlagen und Ab­
wassernetzen durch, die zum Schutze und 
zur Versorgung der Bevölkerung sowie zur 
Fortführung lebenswichtiger Betriebe drin­
gend notwendig sind. 

Er unterstützt andere Einheiten und Ein­
richtungen des Katastrophenschutzes im 
Rahmen seiner Möglichkeiten. 

Die Abwasser-Ölschadenbekämpfungs­
gruppe (AÖ-Gruppe) führt durch: 

• Mitwirkung bei der Ölschadenbekämp­
fung und -beseitigung, z. B. bei Unfällen, 
Absaugen von ausgelaufenem Mineralöl, 
(Wasserflächen, Straßen usw.), Auffangen 
von ausgelaufenem Mineralöl 

• Abdichten von Leckstellen an Mineral­
ölbehältern, Sicherung von Kanaleinläufen 
und Schachtdeckeln 

• Eindämmen von freifließendem Mineral­
öl durch Öl sperren auf ölverseuchten Vor­
flutern, Bächen und sonstigen Gewässern 

• Maßnahmen zur Verhinderung der Aus­
breitung von Ölschäden, 

STAN·Ausstattung 

Zur Ausstattung der AÖ-Gruppen gehören 
u.a. 

eine Ölumfüllpumpe zur Förderung von 
Ölschlamm, von Viskosen oder schäumen­
den Medien, von Wasser oder entspre­
chenden Mischungen. 
Max. Ansaughöhe: 9 m 
Max. Druckhöhe: bis rd. 30 m 
Max. Mengenleistung: rd. 32 cbm/h. 
E-Motor 380 V, Ex EG 3, 1480 UPM 

eine Unterwassertauchmotorpumpe 380 V, 
2,2 kW-Drehstrommotor ex. bei 1,35 m 
Förderhöhe = 43 cbm/h Leistung, bei 
4,00 m Förderhöhe = 36 cbm/h Leistung 

ein Ölwehr-Notbesteck mit Dichtschnell­
verschluß, mit Holzkeilen, Kegeln und 
Gummistopfen sowie Straßeneinlauf- und 
Schachtabdeckung aus PVC 

eine SChmutzwasserhandpumpe NW 50, 
60 Ltr.lmin 

verschiedenes Gerät, wie z. B. Ölbinder­
siebschaufeln, Tankdichtungsstopfen und 
-keile, 100 Meter Schlauchfolie für Flüssig­
keitslagerung, 100 Quadratmeter Kunst­
stoffolie für Deponierzwecke, Ölbindemit­
tel und sonstiges Zubehör. 

Ölwehr im THW·Ortsverband 
Kiel 

Grundausstattung 

Im Jahre 1975 wurde durch das THW ein 
Prototyp "Ölwehr" zusammengestellt, der 
anläßlich der Leistungsschau des Techni­
schen Hilfswerks im Oktober 1975 in Kiel­
Schilksee vorgeführt werden konnte. 

Mit dieser Ausstattung wird wirksame Hi lfe 
bei Öl schäden auf dem Wasser geleistet. 
Sie umfaßt: 120 Meter Iteecran-Ölsperre 
Typ "Trinkwasser", eine Indux-Vacuum-

Die schwimmende Ölsperre Ist In kürzester Zeit 
ausgebracht und auch wieder eingeholt. 

Pumpe, Typ 3 BN, drei Slurp-ÖI-Skimmer 
komplett mit Regulierung, Schlauchmate­
rial usw., 30 Meter ölabsorbierende Netz­
schlauchsperre, drei selbstaufrichtende 
Mineralölauffangbehälter (3000 Liter In­
halt), verschiedenes Zubehör wie Ölbin­
dersiebschaufeln, Einweg-Schlauchfolien, 
Warnschilder, Wathosen etc. 

Zur Gewährleistung der nötigen Mobilität 
stellte die Organisation einen eigenen LKW 
7,5 Tonnen mit einem Einachs-Hänger 1,5 
Tonnen bereit. Zusätzlich steht ein Mehr­
zweckboot mit Aubo, verlastet auf Trailer, 
zur Verfügung. 

Weitere Entwicklung 

Die Ölsperrenausstattung versetzte die mit 
der Aufgabe betraute AÖ-Gruppe des 
4. Instandsetzungszuges Kiel in die Lage, 
Ölschäden durch die schwimmende Sper­
re einzugrenzen bzw. zu kanalisieren. Mit 
den Slurp-ÖI-Skimmern wurde das Absau­
gen des Ölfilms von Wasseroberflächen 
ermöglicht, mit den Auffangbehältern bzw. 
mit der Schlauchfolie die Zwischenlage­
rung bis zum Abtransport durch Saugwa­
gen praktiziert. 

Aus der besonderen Gefährdungslage an 
der Kieler Förde, am Nord-Ostsee-Kanal 
mit Schleusenanlagen und Bunkeranlage, 
Werfteinrichtungen ziviler und militärischer 
Art sowie Hafenbetrieb im Innen-Fördebe­
reich ergaben sich die ersten Einsätze des 
Technischen Hilfswerks. Daraus erwuchs 
eine positive Zusammenarbeit mit dem für 
die Sicherheit der Bundeswasserstraßen 
zuständigen Amt für Land- und Wasser­
wirtschaft in Kiel. 

Öffentliche Mittel standen dem Amt für 
Land- und Wasserwirtschaft (ALW) aus 
dem Programm der vier norddeutschen 
Küstenländer für die Beschaffung von ÖI­
wehrgerät zur Verfügung. Auch hier ent­
wickelte sich aus gemeinsamer Überle­
gung des ALW Kiel und des THW Kiel der 
Prototyp einer Ölwehr, die nach ihrer Be­
schaffung dem Ortsverband Kiel des THW 
per Überlassungsvereinbarung zur War­
tung, Ausbildung und Einsatznutzung 
übergeben wurde. 

Ölwehrgerät ALW 

Geräteumfang: ein Mopmatic-Wringer, Typ 
1003,380 V, 0,75 kW, mit Verstellantrieb, 
75 m Mopkordel 

ein Stromerzeuger BSKA 5 - 5 kVA 

ZS-MAGAZIN 1/82 15 



drei Satz Anker, komplett mit Anker- und 
Ausgleichbojen 

drei Mop-Umlaufrollen 

ein Einachs-Hänger, 1;2 t Gesamtgewicht 
in Spezialausführung. 

Funktion des Mopmatlc-Wrlngers 
Typ 1003 

Der Mopmatic-Wringer ist das einzige ÖI­
wehrgerät, das gleichzeitig im horizontalen 
und vertikalen Betrieb arbeitet. Eine ölma­
gnetische Kunststoffkordel hoher Reißfe­
stigkeit wird im Endlosbetrieb durch An­
triebs- und Preßwalzen gezogen, wobei 
eine dreifache Kordelführung möglich ist. 
Im Vertikalbetrieb hängt die Kordel vom 
Gerät aus in das Medium hinein, der Hori­
zontalbetrieb wird durch schwimmende 
Umlaufrollen gewährleistet. 

Die öl magnetische Kordel nimmt die ÖI­
schicht bzw. den Ölfilm von der Wasser­
oberfläche auf. Auf dem Wege zu den 
Walzen des Gerätes tropft das Wasser ab, 
durch die Preßwalzen wird das Öl ausge­
preßt und ,n einem Auffangbehälter ge­
sammelt. 

Der Wasseranteil ist gering; er kann über­
dies durch Ablassen aus dem Auffangbe­
hälter je nach Stand der Separation ausge­
schieden werden. 

Aus dem Auffangbehälter des Gerätes er­
folgt die Abteilung in Sammelbehälter bzw. 
Schlauchfolien zum späteren Abtransport. 
Durch Verstell-Antrieb wird die Kordelge­
schwindigkeit der Öl beschaffenheit ange­
paßt, von sieben cm/sec bis 49 cm/sec. 

Je nach Art des geförderten Mediums liegt 
die Wringerleistung bei 1 700 bis 3 800 Liter 
Öl je Stunde. 

Ölwehrkonzeptlon Kiel 

Grundausstattung des THW und Ausstat­
tung des ALW bilden eine Einsatzeinheit, 
die durch Verlastung auf geländegängigen 
LKW weitgehend mobil ist. Der Mopmatic­
Wringer Typ 1003 mit Aggregat BSKA 5 
wurde auf dem Einachs-Hänger in einsatz­
bereiter Anordnung fest montiert. Dem 
liegt zugrunde, das Gerät in der Abmes­
sung so zu gestalten, daß der Transport 
über die Tore der geschlossenen Schleu­
senkammern des Nord-Ostsee-Kanals ge­
währleistet ist. 

Die ehrenamtlichen Helfer des Instandset­
zungszuges werden durch die Organisa­
tion auf Anforderung alarmiert und stehen 
in kürzester Frist zur Verfügung . Einsatzan­
forderungen ergehen durch das Amt für 
Land- und Wasserwirtschaft, durch Was­
serschutzpolizei oder Berufsfeuerwehr. 
Die Leistungsabrechnung erfolgt nach dem 
Verursacher-Prinzip mit dem Schädigerauf 
Grund der Richtlinien des THW für das 
Verfahren der Abrechnung wirtschaftlicher 
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Leistungen und Einsätze. Konzeption und 
Zusammenarbeit haben sich bewährt. 

Ölwehr im Kreis Ostholstein 

Entwicklung der Ölwehr Im Kreis 
Ostholstein 

Steigendes Umweltbewußtsein führte zu 
sorgfältigerer Beobachtung und Meldung 
von Ölschäden, die früher leichter überse­
hen wurden. Der Kreis Ost holst ein, hier ist 
das Amt für öffentliche Sicherheit zu nen­
nen, erkannte die Notwendigkeit der zen­
tralen Ölschadenbekämpfung . Rund 185 
Kilometer Ostseeküste mit Wirtschafts­
und Sporthäfen und eine Vielzahl von Bin­
nenseen zeigen auch die Gefährdung des 
Fremdenverkehrskreises auf. 

Eine zentrale Ausstattung , für die der 
Kreisausschuß eine Investitionssumme 
von mehr als 100000 DM für das Jahr 1981 
bereitstellte, muß den Erfordernissen der 
Ölwehr sowohl in hafen- oder küsten nahen 
Bereichen als auch an den oft unzugäng­
lichen Binnenseen und Wasserläufen ge­
recht werden . 

In Zusammenarbeit zwischen dem Kreis 
Ostholstein, dem Technischen Hilfswerk 
und einem international erfahrenen Liefer­
unternehmen wuchs das "Modellpaket" 
der Ölwehr im Kreis Ostholstein. Der Land­
rat des Kreises Ostholstein übergab am 5. 
November 1981 die Ausstattung zur Nut­
zung an den 1. Instandsetzungszug Ost-

Der Mopmatlc-Wrlnger 
Im Elnutz: Sehr gut er· 
kennbar lat d .. Kunst­
atoffkordel, die durch 
die Pre6walzen gezogen 
wird. 

holstein im THW-Ortsverband Neustadt! 
Holstein . 

Ölwehr-Gerät Kreis Ostholstein 

Das komplette " Paket" der Ölwehrausstat­
tung wird nachstehend aufgeführt, wie es 
aus der Erfahrung zusammengestellt wur­
de, um die Palette der möglichen Einsatz­
forderungen abzudecken. 

Grundgerät 

Ein Mopmatic-Wringer Typ 1003 komplett, 
eine INOUX-Vacuum-Pumpe 
ein Combi-Skimmer, Edelstahl 
sechs ITEECRAN-Ölsperren "Fluß " , 
20 Meter lang 
sechs ITEECRAN-Ölsperren "Fluß ", 
10 Meter lang 
zwei Flexitanks, 3000 Liter 
ein Stromerzeuger Typ BSKA 5 
zwei Mineral-Ölbehälter, offene Ausfüh­
rung. 

Spezial-Ausstattung 

Vier Ölsperren-Zwillingsbefestigungsend­
stücke "Fluß " 
vier Übergangsstücke "Trinkwasser " / 
"Fluß" 
drei Spezial-Zwischenstücke "Fluß " 
vierzehn Alu-Gelenk-Kupplungsschienen 
"Fluß " 
zwei Ölsperren-Magnetbefestigungen 
zwölf Tragetaschen für Ölsperren 
zwei Packsäcke für Flexltank 
vier Saug/ Oruckschläuche 2" für Skimmer 



zwei Kupplungsschlüssel 
zwei Schmutzfangrechen 
zwei Ölbinderäumschaufeln 
drei Mop-Umlaufrollen 
drei Baas-Baal-Anker 
drei Ankerbojen 
drei Ausgleichbojen. 

Sonstiges Zubehör 
Zehn Wetterschutzanzüge 
zehn Paar Gummistiefel, knielang 
zehn Paar Gummistiefel, hüftlang 
ein Warnschild "Explosionsgefahr" 
ein Warnschild "Ölunfall" 
zwei Gehörschutz-Kapseln 
ein Ekoperl-Strahlrohr mit Saugschlauch 
ein Absperrschieber C 
eine Alu-Stufenleiter 
eine Handpumpe 
eine Ausstattung Stand rohr komplett mit 
einem Druckschlauch C, und einem Strahl­
rohr C 
fünf Reduzierstücke 
verschiedene Geratekisten 
zwei Sandschaufeln. 

Verbrauchsmaterial 
100 Meter Einweg-Schlauchfolie mit Kupp­
lung und Blindstutzen 
200 m2 Einwegfolie 
zehn Sack ITEESS-Ölbindewürfel -
444-W 
zehn Sack ITEESS-Ölbindewürfel -
553- G 
vier Stück-Netzschlauchsperren 
150 Meter Mopmatic-Kordel 0 150 mm. 

Funktion der Ölsperre " Fluß" 

Diese ölsperren bestehen aus PVC-be­
schichtetem Polyestergewebe in beson­
ders stabiler Qualität. Standardlängen von 
10 oder 20 Metern sichern bei einem Ge­
wicht von zwei kg/m die Handlichkeit. 
Von einer Sperrenhöhe von insgesamt 
70 cm befinden sich 30 cm über und 40 cm 
unter Wasser, senkrecht stabilisiert durch 
eingelegte Gewichte und Schwimmkörper 
in Schwimmtaschen. Einzellängen werden 
mit Spezialkupplungsschienen zur benö­
tigten Gesamtlänge gekuppelt, schnell ins 
Wasser gebracht und durch Leinenzug 
oder BooUSchlauchboot mit Aubo als 
Sperre in Position gebracht. Die Veranke­
rung erfolgt mit besonderen Befestigungs­
elementen, z. B. Haftmagneten, mit zusätz­
licher Sicherungsmöglichkeit durch Anker 
und Bojen oder Seile. Die Zugfestigkeit des 
Materials von 4,6 Tonnen erlaubt das Aus­
bringen langer Sperren. Verbindungsele­
mente zur Koppelung mit anderen Syste­
men und die Überfahrbarkeit der Sperre mit 
leichten Booten erweitern die Einsatzmög­
lichkeiten. 

Mit Öl sperren werden treibende Ölfelder 
eingefangen, Hafenbecken gesperrt oder 
in fließenden Gewässern die Schadstoffe 
zum Aufnahmegerät hin kanalisiert. 

Siurp- bzw. Combl-Sklmmer: 

In der Verbindung Induxpumpe-Combi­
Skimmer ist ein Universalgerät zum "Ab-

Eine Im Hafen ausge­
brachte und verankerte 
01-",. 

schlürfen" pumpenfähiger Verunreinigun­
gen von Wasseroberflachen gegeben, das 
vergleichbar der Wirkungsweise eines 
Staubsaugers die Schadstoffschicht auf­
nimmt. 

Combi-Skimmer können zu Batterien zu­
sammengefaßt werden, wobei die Sauglei­
tung einer Induxpumpe entsprechend re­
guliert werden kann. In Abhängigkeit von 
der Pumpe leistet ein Combi-Skimmer bis 
zu 16000 I/h Flüssigkeits-Gesamtmenge. 

Konzept der Ölwehr Im Kreis 
Ostholstein 

Für das "Paket" der Ölwehr-Ausstattung 
stellt der THW-Ortsverband Neustadt zwei 
LKW und einen Einachs-Hänger zur Trans­
portbewältigung im Einsatzfal!. 

Der Hänger, 1,5 Tonnen, wurde in Eigenlei­
stung zu einer Einsatzeinheit mit dem Mop­
matic-Wringer und dem Aggregat zusam­
mengebaut, die minutenschnell am Ein­
satzort den Betrieb aufnimmt. Dabei be­
währt sich das Konzept der Anhängerverla­
stung, da unzulängliche Uferbereiche an 
Binnenseen oft nur mit Treckern der Land­
wirtschaft als Zugfahrzeuge erreicht wer­
den können. 
Im Kreis Ostholstein fordern die Gemein­
den/Ämter die Ölwehr über die Rettungs­
leitsteIle des Kreises an. Die ehrenamtli­
chen Helfer der AÖ-Gruppe des 1. In­
standsetzungszuges Ostholstein sind mit 
Funkalarmempfängern ausgestattet und 
nach Alarmruf kurzfrisig einsatzbereit. 

Zusammenfassung 

Mit den Ölwehrausstattungen in den THW­
Ortsverbänden Kiel und Neustadt (Ge­
schäftsführerbereich Kiel) zeigt sich das 
Ergebnis positiver Zusammenarbeit zwi­
schen Behörden des Katastrophenschut­
zes und dem THW. Dem friedensmäßigen 
Katastrophenschutz gilt die Aufmerksam­
keit des THW im Interesse der Motivation 
der freiwilligen Helfer wie im Interesse des 
Gemeinwohls. 

Mit den über die STAN-Ausstattung des 
THW hinausgehenden Ausstattungen ste­
hen den Helfern wertvolle Gerätschaften 
zur Verfügung. Sie werden auf Grund von 
Vereinbarungen für Ausbildungs- und 
Übungszwecke in den Ortsverbänden ge­
nutzt. 

Positiv ist zu vermerken, daß sowohl die in 
Kiel als auch die in Neustadt stationierten 
Ölwehren auf Anforderung auch für andere 
Bedarfsträger (Landkreis/kreisfreie Städte) 
eingesetzt werden. 

Die Erfahrungen sind es wert, über den 
örtlichen Bereich hinaus bekannt zu wer­
den, um Anregung für die Gestaltung in 
anderen Regionen zu geben. 

ZS·MAGAlIN 1/82 17 



Jurgen Schulz 

Eine Alternative zur herkömmlichen Kommunikation 

Der Einsatz von FeI.lkopie.ge.äten im Zivilschutz 
Der Warndienst sammelte bereits Erfahrungen im Telefaxdlenst der Deutschen Bundespost -

Vorlagen werden originalgetreu wiedergegeben - Drei Minuten Übertragungsdauer für ein DIN-A4- Blatt 

Fernkopieren - warum? 

Nachrichten werden auf den unterschied­
tichsten Übermittlungswegen ausge­
tauscht. Die Art und Weise der Kommuni­
kation zwischen Sender und Empfänger 
wird im wesentlichen von Inhalt und Form 
der zu übertragenden Nachricht sowie den 
vorhandenen und wirtschaftlichsten Über­
tragungswegen bestimmt. So haben sich in 
der Vergangenheit für die Sprachkommu­
nikation das Teleion, für die Textkommuni­
kation der Fernschreiber als die am häulig­
sten benutzten Nachrichtenträger heraus­
gestellt. 

Nachteile dieser Nachrichtenträger sind, 
daß bei der Sprachkommunikation eine 
Weiterleitung der Nachricht an weitere Be­
darfsträger in der Regel mit Inlormations­
verlusten verbunden ist. Bei der T extkom­
muni kation ist nachteilig, daß die Nachricht 
aul einen geeigneten Datentrager (Briel, 
Lochstreifen) geschrieben werden muß 
und erst dann übertragen werden kann. 
Zusätzlicher Arbeitsaulwand und Zeitverlu­
ste sind dabei nicht zu vermeiden. Schwie­
rigkeiten treten bei dieser Art von Textkom­
munikation besonders dann au I, wenn 
Skizzen, Zeichnungen, Sammellisten, 
Meßwerte, Diagramme u.ä. schnell zu 
übermitteln sind. 

Hier bietet sich nun als Alternative das 
Fernkopieren an, d. h. die Möglichkeit, mit 
der Faksimile-Technik Schrilt und Graphik 
originalgetreu ohne Umsetzung aul einen 
besonderen Datenträger zu übertragen. 
Dabei werden die Abbildungen vorlagen­
getreu mit Fernkopierern über das Fern­
sprechnetz übermittelt. Das ist möglich 
durch die lotoelektrische Zerlegung der 
Vorlage in Rasterpunkte und deren Um­
wandlung in elektrische Signale, die über­
tragen werden. 

Wie kann man fernkopieren? 

Fernkopiergeräte sind international bereits 
seit einiger Zeit in den Bereichen der Bild-, 
Dokumenten- und Wetterkartentelegralie 
im Einsatz . Zunehmend gewinnen sie auch 
im kommerziellen Bereich an Bedeutung. 
Die Verwendung in internationalen Kom­
munikationsketten machte es erforderlich, 
lür Sender und Emplänger sowie den 
Übertragungskanal gemeinsame Übertra­
gungsnormen lestzulegen. Die CCITI (Co­
mitee Consultatil International Telegraphi-
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que et Telephonique), eine ständige Ein­
richtung der Internationalen Fernmelde­
union, hat lür Fernkopierer international 
standardisierte Gerätenormen vorge­
schrieben, die eine weltweite Verkehrsab­
wicklung zwischen Geräten gleicher Norm 
zulassen. 

Fernkopierer können in öffentlichen oder 
privaten Fernsprechnetzen eingesetzt 
werden. Die Deutsche Bundespost bietet 
seit 1979 als neue Dienstleistung den Tele­
faxdlenst an. Dieser neue Dienst bietet 
jedermann die Möglichkeit, nach einheitli­
chen Normen Vorlagen mit Fernkopierern 
im öffentlichen Fernsprechnetz der Deut­
schen Bundespost zu übertragen. 

Diese Fernkopierer gehören zur internatio­
nal standardisierten Gerätegruppe 2 (nach 
CCITI) . Sie benötigen eine einheitliche 
Übertragungsdauer von drei Minuten je 
DIN-A4-Blatt. Darüber hinaus ist auch das 
Fernkopieren mit Anschlüssen gleichen 
Standards in anderen Ländern möglich. 

Telelaxanschlüsse können jederzeit bean­
tragt werden. Aber auch leder bereits vor­
handene Fernsprechhauptanschluß oder 
Nebenanschluß einer Fernsprechneben­
stellenanlage kann grundsätzlich in einen 
Telelaxanschluß umgewandelt werden. 

Die Deutsche Bundespost (DBP) vermietet 
Fernkopierer. In diesem Fall wird der Fern­
kopierer von der Bundespost unterhalten 
und entstört. Es ist jedoch auch möglich, 
Fernkopierer privat über den Handel zu 
beschaffen. Hierbei trägt der Telelaxteil­
nehmer selbst Sorge lür Unterhaltung und 
Entstörung. Private Fernkopiergeräte lür 
den Telelaxdienst sind vom Fernmelde­
technischen Zentralamt der DBP zugelas­
sen und abgenommen. 

Weiterhin können private Fernkopiergeräte 
aul den von der Deutschen Bundespost 
angemieteten Fernsprechstromwegen ein­
gesetzt werden. Dies erfordert jedoch Ge­
räte mit Zusatzeinrichtung, die einen wahl­
weisen Betrieb aul Wählleitungen oder aul 
OB-Leitungen zulassen. 

Einsatzmöglichkeiten 
im Zivilschutz 

Die Nachrichtenübermittlung Im Bereich 
des Zivilschutzes wird überwiegend mit 
den traditionellen Kommunikationseinrich­
tungen Telefon, Funksprechgerät und 
Fernschreiber abgewickelt. Lediglich im 

Bereich des Warndienstes werden seit lan­
gem auch Hell-Schreiber, d. h. Fern­
schreibgeräte nach dem Prinzip der Bildte­
legrafie, verwendet. 

Diese Nachrichtenmittel genügen in der 
Regel auch den Anforderungen der unmit­
telbaren Kommunikation und Befehlsge­
bung zwischen Führungsstellen und Ein­
heiten/Einrichtungen. 

In den Bereich der Lageerfassung, Lage­
auswertung und Lagedarstellung fallen je­
doch viele Mengendaten (Bestandsmel­
dungen, Meßwerte, Sammellisten) und 
auch grafische Daten (Lageskizzen, Zeich­
nungen) an, deren Ubermittlung als 
Spruch- oder Fernschreiben problema­
tisch, wenn nicht ganz unmöglich ist. Oft ist 
der Einsatz eines Melders hier die einzige 
Lösung. 

Überall dort, wo Daten dieser Art zwischen 
Führungsstellen unverzüglich und mög­
lichst originalgetreu übertragen werden 
müssen, bietet sich der Fernkopierer an. In 
folgenden Bereichen der Führung er­
scheint seine Anwendung besonders nütz­
lich: 

lageerlassung 

• Übermittlung von Skizzen und Erkun­
dungsergebnissen 

• Logistische Bedarfsmeldungen 

• Sammelmeldung von Meßwerten 

Lagedarstellung 

• Umsetzen der Lageskizzen aul Folien 
zum Auflegen auf die Lagekarte 

• Übertragen von Fol ienzeichnungen von 
der Karte an andere Stellen 

• Fertigen von Fotokopien 

Befehtsgebung 

• Schnelle Übermittlung handschriftlicher 
Weisungen und Skizzen 

• grafische Übermittlung von Meß- und 
Spüraufträgen 

• Übersendung von Einsatzunterlagen 
(Pläne, Fotos, Kartenausschnitte). 

Der Einsatz der Fernkopierer zwischen den 
Führungsstellen aller Ebenen wird im Be­
re ich des Zivilschutzes hauptsächlich im 
öffentlichen Fernsprechnetz, d. h. im Tele­
faxd ienst, abzuwickeln sein. Dabei kann es 



z. B. zweckmäßig sein, die im Bereich der 
öffentlichen Verwaltung für den friedens­
mäßigen Betrieb vorhandenen Fernkopie­
rer im Ernstfall in die Befehlsstellen zu 
bringen, wo sie an vorbereitete Anschait­
einrichtungen für Telefaxanschlüsse ange­
schlossen werden. 

Zusätzliche Aufwendungen für die Be­
schaffung können dann entfallen. Der Auf­
stellungsort muß dabei nicht immer die 
Fernmeldezentrale sein. Beim Einsatz ge­
räuscharmer und geruchsfreier Fernkopie­
rer ist eine Aufstellung an den Arbeitsplät­
zen, ja sogar im Lagezentrum selbst, 
durchaus zweckmäßig, da somit verzugs­
los zwischen den Entscheidungsträgern di­
rekt Nachrichten ohne Umsetzung ausge­
tauscht werden können. 

Für den Telefaxdienst oder privaten Fern­
kopierbetrieb können verwendet werden: 

• Fernkopierer mit manueller Betriebswei­
se, bei denen für den VerbIndungsbau so­
wie für die Einleitung und Beendigung der 
Übertragung beim Absender und Empfän­
ger eine Bedienungskraft mitwirkt; 

• Fernkopierer, die als automatische Emp­
fangskopierer arbeiten können, d. h. nur auf 
der Sendeseite wirkt eine Bedienungskraft 
mit. 

Für den taktischen Einsatz im Zivilschutz 
sind Geräte mit automatischer Empfangs­
möglichkeit zu bevorzugen. Beim Einsatz 
auf OB-Leitungen sind Fernkopierer mit 
einer OB-Zusatzeinrichtung erforderlich. 

Erfolgt kein Fernkopierbetrieb, kann der 
Telefaxanschluß für den normalen takti­
schen Fernsprechbetrieb genutzt werden. 

Einsatz der Fernkopierer im 
Warndienst 

Im Bereich des Warndienstes wurden Fak­
simile-Geräte (Hell-Schreiber) alter Art für 
die Übertragung der Wetterlage und der 
Kommunikationslage eingesetzt. Diese al­
te Technik erforderte jedoch lange Übertra­
gungszeiten, die die vorhandenen Fern­
sprechstromwege unverhältnismäßig hoch 
belasteten. 

Fernkopierer neuerer Technik wurden 
dann erstmals für die Übertragung von 
Warn meldungen an die Warndienste der 
NATO-Nachbarstaaten erprobt. 

Die Erfahrungen aus diesen Einsätzen von 
Faksimile-Geräten führten zu der Entschei­
dung, im gesamten Bereich des Warndien­
stes Fernkopierer einzusetzen und die al­
ten, aussonderungsreifen Hell-Schreiber 
durch Gerate der neuen Technik zu er­
setzen. 

Nach mehrjähriger Erprobung der ver­
schiedenen Fabrikate wurde 1980 ein von 
einer deutschen Firma vertriebenes Gerät 
ausgewählt, das dem Pflichten heft des 

Warndienstes voll entsprach. Bei diesem 
Gerät handelt es sich um einen in Halblei­
tertechnik ausgeführten Fernkopierer. 
Sende- und Empfangsleil sind in einem 
flachen Kunststoffgehäuse untergebracht. 
Die Mechanik ist auf ein Minimum redu­
ziert. Das Gerät ist nicht reparaturanfällig. 

Dieser Fernkopierer kann mit allen Fremd­
fabrikaten korrespondieren, die der CCITI­
Empfehlung für die Telefaxgruppe 2 ent­
sprechen. Die Bildübertragung kann von 
Hand und der Empfang wahlweise von 
Hand oder automatisch eingeleitet werden. 
Der Sender arbeitet mit einem optoelektro­
nischen Bildabtaster, der Empfänger be­
nutzt ein thermisches Wiedergabeverfah­
ren . Der Druckvorgang verursacht keinerlei 
Geruchsentwicklung und ist geräuscharm 
(wichtig für den Betrieb in Bunkern und in 
engen Arbeitsräumen). 

Die Verkehrsabwicklung erfolgt im Halbdü­
plex-Betrieb, d. h. es wird wechselseitig 
gesendet und empfangen. Je nach der 
gewünschten Wiedergabequalität können 
hohe oder mittlere Übertragungsge-

Fernkoplergerlt, einge­
richtet für den 
OB-Betrieb. 

Fernkoplergerät Im 
Sendebetrieb. 

schwindigkeiten (zwei, drei oder vier Minu­
ten für eine DIN-A4-Seite) gewählt wer­
den. Bei kleineren Vorlageformaten (DIN 
A5, DIN A6) verringern sich die Übertra­
gungszeiten entsprechend. 

Wichtig für die Lagebildübertragung ist die 
Möglichkeit, Folienzeichnungen direkt 
übertragen zu können. Die Bedienung des 
Gerätes ist einfach und bedarf keiner be­
sonderen Ausbildung. Bei Bedarf ist das 
Gerät auch als normaler Fotokopierer zu 
verwenden. 

Für die besonderen Einsatzzwecke des 
Warndienstes verfügt das Gerät über einen 
Zusatz für den OB-Betrieb. Der Beschaf­
fungspreis des Gerätes liegt übrigens weit 
unter dem Preis eines normalen Fern­
schreibgerätes. 

Im Warndienst werden Fernkopiergeräte 
im Telefaxdienst der DBP zum Nachrich­
tenaustausch zwischen den zehn Warnäm­
tern, vier Warndienst-Verbindungsstellen, 
dem Bundesamt für Zivilschutz und künftig 
auch den 40 Warndienst-Leitmeßstellen 
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eingesetzt. Über den Telefaxdienst kann 
der Warndienst auch mit seinen Partnern, 
den Befehlsstellen auf Landes-, Bezirks­
und Kreisebene fernkopieren, soweit dort 
Telefaxanschlüsse eingerichtet sind. 

Neben dem Einsatz im Telefaxdienst der 
DBP betreibt der Warndienst in seinem 
Verständigungsnetz (von der OBP ange­
mietete Dauer- bzw. Reserve-Fernsprech­
stromwege) ein eigenes Fernkopiernetz. 
Dieses Netz verbindet die Warnämter un­
tereinander und mit der Zivilen ABC- und 
Luftlagemeldesammelstelle (ZALM), er­
möglicht den OB-Fernkopierbetrieb mit 
den NATO-Nachbarwarndlensten in Däne­
mark, Großbritannien, den Benelux-Staa­
ten und mit Frankreich. Ferner ist der Aus­
tausch von Wetterdaten zwischen dem 
Zentralamt des Deutschen Wetterdienstes 
in Offen bach (DWD) und dem Warndienst 
möglich. 

Die im Warndienst zur Zeit eingesetzten 
Fernkopierer sind teilnehmereigene Gerä­
te. Ihre Wartung und Unterhaltung durch 
Fachpersonal der Warnämter ist bisher pro­
blemlos. Der Einsatz der Geräte hat sich 
auch bei Dauerempfang bewährt. 

Die taktische Verwendung, primär für die 
Lagebildübertragung und das Übermitteln 
von Nachrichten auf Vordrucken sowie von 
Meßwertsammellisten, hat in kurzer Zeit zu 
einer Beschleunigung und Vereinfachung 
von Arbeitsverfahren geführt. Zur Zeit wird 
geprüft, ob der friedens mäßige Schriftver­
kehr durch den Einsatz von Fernkopierern 
nicht auch rationeller gestaltet werden 
kann. 

Zusammenfassung 

Der Einsatz von Fernkopiergeräten im Te­
lefaxdienst der DBP oder auf angemieteten 
Fernsprechnetzen bietet der Führung im 
Zivilschutz neue Möglichkeiten der Nach­
richtenabwicklung. Besonders bei der 
Übertragung von Mengendaten und grafi­
schen Mitteilungen ist das Fernkopiergerät 
eine Alternative zu den herkömmlichen 
Nachrichtenmitteln. Die guten Erfahrungen 
des Warndienstes mit Fernkopiergeräten 
sollten Anlaß zu Uberlegungen sein, auch 
in den anderen Bereich des Zivilschutzes 
den Einsatz von Fernkopiergeräten in Be­
tracht zu ziehen. 

Quellenverzeichnis 

Faltblatt "Der Telefaxdienst der DBP' 
(FTZ B 14-4 Nr. 132 [6/79)) 
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DeTeWe-Produktinformation 7160 
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, Schieswig-Hoistein 
Zwischen Nord- und Ostsee 

Llelh. Vor den Vertretern des Kreisver­
bandes Dithmarschen des Schleswig­
Holsteinischen Gemeindetages hielt 
BVS-Dienststellenleiter Ingram Bonny 
(Itzehoe) einen Vortrag über den Auftrag 
und die Aufgaben des BVS, insbeson ­
dere im Bereich der Gemeinden. Der 
Präsident des Deutschen Landkreista­
ges, Buhse, führte aus. daß die Amts­
vorsteher laut Gesetz die Aufgaben ha­
ben, den Selbstschutz in der Gemeinde 
aufzubauen. zu fördern und zu leiten. ' 
Buhse hob in diesem Zusammenhang 
die Bemühungen des Kreises hervor, 
den Selbstschutz im Landkreis Dithmar­
schen auf einen guten Stand zu bringen. 

Nordersledt. Zu einer lebhaften Diskus­
sion zwischen den Referenten und den 
Besuchern einer Veranstaltung, zu der 
die Bürgerinitiative Umweltschutz Unter­
eibe (BUU) in die Kirchengemeinde 
Schalom in Norderstedt eingeladen hat­
te, kam es vor allem bei der Frage. ob 
es Sinn hat, Vorkehrungen zum Schutz 
vor den Auswirkungen eines mit atoma­
ren Waffen geführten Krieges zu treffen. 

Als Referenten nahmen teil ein Vertreter 
der Hamburger Ärzteinitiative gegen 
Atomenergie. eine Vertreterin der Ar-

Hamburg 
Berichte aus Hamburg 

Hamburg-Mllle. Der Leiter des Bezirks­
amtes Hamburg-Mitte, Jungesblut, hatte 
im September 1981 die Bevölkerung der 
Ortsteile Hamm, Billstedt und Hamburg­
Mitte mit einer Postwurfsendung zur 
Teilnahme an Selbstschutz-Grundlehr­
gängen aufgerufen. In dem Aufruf hieß 
es: "Zu den Aufgaben des Bezirksam­
tes und damit zu den Pflichten des 
Amtsleiters gehören u. a. der Aufbau 
und die Förderung des Selbstschutzes. 
Bereits verhältnismäßig einfache Grund­
kenntnisse genügen, um gesundheitli­
che und materielle Schäden zu mildern 
oder ganz zu verhindern. Doch der gute 
Wille allein nutzt nicht viel. Deshalb ver­
anstaltet der BVS in Zusammenarbeit 
mit dem Bezirksamt Hamburg-Mitte lau­
fend kostenlose zwölfstündige Selbst­
schutz-Grundlehrgänge. Falls Sie als 
Teilnehmer an einem solchen Kursus in­
teressiert sind, senden Sie bitte die an-

beitsgemeinschaft Zivilschutz der Ham­
burger Friedensorganisation sowie Die­
ter Hoberg. Leiter der BVS-Dienststelle 
Neumünster. 

Zur Diskussion standen einerseits die in 
erster Linie vom Vertreter der Ärzte­
initiative verflochtene These. bei einem 
möglichen Atomkrieg sei jeder vorbeu­
gende Schutz sinnlos und - als Gegen­
satz - die Auffassung. daß vorbeugende 
Maßnahmen sehr wohl sinnvoll seien. 

Vor allem wies Dieter Hoberg nach­
drücklich darauf hin. daß der Atomkrieg 
nur eine der möglichen Bedrohungsfor­
men sei. Hoberg gab dabei einen brei­
ten Einblick in die Arbeit und den Auf­
trag des BVS. 

Kiel. Seit der großen Schneekatastro­
phe vor zwei Jahren gibt es in Schles­
wig-Holstein ein .Fest der Helfer". Der 
Ministerpräsident des Landes. Dr. Ger­
hard Stoltenberg, dankte damals erstma­
lig in dieser Form allen ehren- und 
hauptamtlichen Helfern der Katastro­
phenschutzorganisationen und caritati­
ven Verbände für ihren aufopferungsvol­
len Einsatz. Die gute Idee fand so gro­
ßen Anklang. daß das Fest nunmehr er­
neut stattfand. Zwar ohne • katastropha­
len" Anlaß, dafür aber genauso herzlich. 
.. Denn". so der Ministerpräsident, .. Hel-

liegende Antwortkarte ausgefüllt zu­
rück. " 

Von ca. 79600 Aufrufen kamen rund 
900 Anmeldungen zurück. Bis Anfang 
Dezember wurden in acht Lehrgängen 
183 Teilnehmer ausgebildet. Für die 
weiteren Interessenten werden ab Janu­
ar 1982 weitere Selbstschutz-Grundlehr­
gänge durchgeführt. 

Hamburg. Zu einem Senatsempfang 
Ende des Jahres für Angehörige der 
Bundeswehr, ehrenamtliche Helfer der 
Katastrophenschutz-Organisationen und 
der Zivilverteidigung waren auch Mitar­
beiter der BVS-Dienststellen Hamburg­
Süd und Hamburg-Nord in das Hambur­
ger Rathaus eingeladen worden. In einer 
Ansprache brachte 1. Bürgermeister von 
Dohnanyi seinen besonderen Dank für 
die gute Zusammenarbeit zum Aus­
druck. 

Als Vertreter der Katastrophenschutz-

fen ist eine so gute Sache. das ist 
schon Anlaß genug zum Feiern. " 

Unter der bewährten Leitung von Show­
Master Hans Rosenthai .stieg" die Fete 
der 6000 am 27. November 1981 in der 
Kieler Ostseehalle. Mit dabei waren 
auch rund 100 haupt- und ehrenamtliche 
Mitarbeiter aus dem gesamten Bereich 
der BVS-Landesstelle. Besonderer Gag 
des Abends: Ein . Freiwilliger" aus dem 
Zuschauerraum, der sich auf Bitten von 
Hans Rosenthai gemeldet hatte. mußte 
eine komplette Hochzeitsgesellschaft in 
die Ostseehalle lotsen. Zum Gaudium 
der Zuschauer gelang ihm dies tatsäch­
lich. Die Freude auf allen Seiten war 
groß - beim Brautpaar über eine gewon­
nene Reise sowie einen Klönnachmittag 
mit Ministerpräsident Stoltenber9, beim 
Kandidaten - es war übrigens ein Ret­
tungssanitäter - über die glückliche Lö­
sung seiner Aufgabe und beim Publikum 
über den gelungenen Abend. 

" 
Kiel. In der schleswig-holsteinischen 
Landeshauptstadt Kiel sollen zwei alte 
Hochbunker wieder instandgesetzt wer­
den. Schon im Januar beginnen die Ar­
beiten am Schutz bauwerk am Schützen­
park, später folgt dann der Bunker in der 
Hohenrade. Insgesamt ist von der Bun­
desregierung die Instandsetzung von 
vier Bunkern in Kiel genehmigt worden. 

Organisation dankte der Katastrophen­
schutzbeauftragte der JUH, Riepe, dem 
Bürgermeister für die Einladung und 
führte aus: "Es wird für uns immer 
schwieriger, Kameraden zu finden, die 
sich neben ihrer beruflichen Tätigkeit 
und dem überreichen Freizeitangebot in 
hohem Maße für die Allgemeinheit ein­
setzen und damit zum Wohle unserer 
Stadt beitragen. Wir betrachten es daher 
als hohe Auszeichnung für unsere ge­
meinsam erbrachte Leistung, daß uns 
die Zuschüsse des Senats der Freien 
und Hansestadt Hamburg für das Jahr 
1982 trotz Haushaltsschwierigkeiten 
kaum gekürzt wurden. Wir möchten 
nicht unerwähnt lassen, daß besonders 
im vergangenen Jahr die Zusammenar­
beit mit den für den Katastrophenschutz 
zuständigen Fachbehörden ausgespro­
chen gut war. Wir werden weiterhin mit 
aller Kraft für das Gemeinwohl unserer 
Stadt und unseres Staates eintreten und 
versuchen, Schaden von ihm abzu­
wenden ... 
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Niedersachsen 
Quer durch Niedersachsen 

Göttingen. Am 4. November 1981 be· 
ging Olto Schütze. Fachbearbeiter der 
BVS-Dienststelle Göttingen, sein 25jäh­
riges Jubiläum im öffentlichen Dienst. 
Schütze war von 1956 bis 1970 Zeitsol­
dat bei der Bundeswehr. Seine anschlie­
ßende Mitarbeit im BVS führte ihn über 
die BVS-Dienststellen Lüneburg und 
Hannover zur Dienststelle Göttingen. In 
einer kleinen Feierstunde überreichte 
BVS-Landesstellenleiter Sohl dem Jubi­
lar eine Dankurkunde. 

Wolfsburg. Großes Interesse weckte 
die Fahrbare Zivilschutzausstellung des 
BVS bei Schülern der berufsbildenden 
Schulen in Wolfsburg. Die Schüler hat­
ten im Gemeinschaftskundeunterricht 
das Thema " Krieg" durchgesprochen, 
und so waren die Vorträge der BVS-Mit­
arbeiter eine gute Möglichkeit, sich über 
die Wirkungen von Angriffswaffen und 
SChutzmöglichkeiten zu informieren. 

Hannover. In einer kleinen Feierstunde 
überreichte BVS-Landesstellenleiter 
Sohl CDU-Landtagsabgeordneten Anton 
Teyssen die BVS-Ehrennadel. Seit mehr 
als zehn Jahren ist Teyssen Gastrefe­
rent bei Informationsseminaren des Ver­
bandes. Durch sein Fachwissen und 
sein Engagement gelingt es ihm immer 
wieder, Seminarteilnehmern die Viel­
schichtigkeit der Probleme der zivilen 
Verteidigung und des Zivilschutzes zu 
verdeutlichen. 

Hannover. Norbert Koy übernahm am 
1. Oktober 1981 die BVS-Dienststelle 
Hannover. Mit der Wahrnehmung der 
Geschäfte der BVS-Dienststelle Wil­
helmshaven wurde der Leiter der Fahr­
baren ZIvilschutzausstellung (FZA), 
Werner Pietz, beauftragt. 

Cuxhaven. Vor wenigen Wochen fand 
in Cuxhaven unter Leitung von Staats­
sekretär Chory (Niedersächsisches 
Sozialministerium) die Gründungsver­
sammlung eines Regionalarbeitskreises 
für Arbeitssicherheit statt. Mitglieder sind 
Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände, 
Katastrophenschutz-Organisationen, 
Gewerbeaufsichtsamt, Berufsgenossen­
schaften und die BVS-Dienststelle 
Cuxhaven. 

Durch Vorstandsbeschluß wurden die 
Arbeitsgruppen "Konferenzen", "Aus­
stellungen" sowie "Schulen und beglei­
tende Veranstaltungen" gebildet. Den 
Vorsitz in allen Gruppen führt ein Vertre­
ter der BVS-Dienststelle. 

Durch den Landesarbeitskreis für Ar­
beitssicherheit, dessen Vorsitzender der 
niedersächsische Sozialminister ist, wur­
de für das Jahr 1982 die Landessicher­
heitskonferenz nach Cuxhaven ver­
geben. 

Die BVS-Dienststelle erhofft sich von 
einer Beteiligung im Regionalarbeits­
kreis ein verstärktes Interesse an 
Selbstschutz-Maßnahmen in Betrieben 
und Behörden. 

Cuxhaven-Oxstedt. Die BVS-Dienst­
stelle Cuxhaven führte im vergangenen 
Jahr für die Mitarbeiter des Marine­
Munitionsdepots Informationsveranstal­
tungen durch. Die Resonanz war sehr 
groß Fast alle Teilnehmer wollen in die­
sem Jahr BVS-Fachlehrgange besu­
chen. 

Oldenburg. Einer Einladung der BVS­
Dienststelle Oldenburg zu einem infor­
mativen Gespräch über das Thema 
"Zivilverteidigung, Z,vilschutz, Selbst­
schutz" waren die Oldenburger Ratsmit­
glieder Marianne Weber, Waldtraut 
Scheibert (CDU) und Margret Werhan 
(F.D.P.) gefolgt. BVS-Dienststellenleiter 

Nordrhein-Westfalen 
Blickpunkt 
Nordrhein·Westfalen 

Leverkusen. Die ehrenamtlichen Aus­
bildungskräfte der BVS-Dienststelle 
Leverkusen besuchten die Werksfeuer­
wehr eines namhaften Chemiewerks. In 
einem eindrucksvollen Diavortrag zeigte 
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der Leiter der Wehr die Gefahrenquellen 
in einem Chemiewerk auf. Dabei ging er 
auch auf die in enger Zusammenarbeit 
mil der örtlichen Berufsfeuerwehr ent­
wickelten Alarmierungspläne für die Be­
völkerung und die umfangreichen Scha­
denabwehrpläne ein. Eine Besichtigung 
des beachtlichen Fahrzeugbestandes in 

Heinz-Günter Freese gab einen Über­
blick über die gesetzlichen Aufgaben 
des BVS und erläuterte den Schwer­
punkt der Öffentlichkeitsarbeit der BVS­
Dienststelle für 1982, Frauen zu Hilfelei­
stungen und humanitären Maßnahmen 
anzuregen und sie für eine ehrenamtli­
che Mitarbeit im BVS zu gewinnen. 

In Oldenburg sind für 1982 Straßenak­
tionen, Aufklärungsveranstaltungen und 
Ausstellungen des BVS in Zusammenar­
beit mit der Stadt Oldenburg geplant. 
Die Ratsherrinnen erklärten sich bereit, 
die Arbeit des BVS zu unterstützen. 

Oldenburg. Die Mitglieder des Ortsver­
bandes Oldenburg 11 im Deutschen 
Hausfrauen-Bund nahmen an einer Vor­
tragsveranstaltung der BVS-Dienststelle 
Oldenburg mit dem Thema "Allein ge­
gen Gefahren" teil. Unter dem Begriff 
"Selbstschutz der Bevölkerung" zeigte 
BVS-Dienststellenleiter Freese an hand 
zahlreicher Beispiele auf, welche Vor­
sorgernaßnahmen jeder Bürger - vor­
beugend und abwehrend - zu seinem 
persönlichen Schutz treffen kann. Eine 
Besichtigung des Hilfskrankenhauses 
unter dem Schulzentrum "Am Flöten­
teich " war der Veranstaltung vorausge­
gangen. 

Oldenburg. 34 Schülerinnen und Schü­
ler des Graf-Anton-Günther-Gymna­
siums nahmen an einer BVS-Informa­
tionsveranstaltung teil. Ziel dieser Veran­
staltung war, das Problembewußtsein für 
die Selbsthilfe zu wecken, Denkanstoße 
zu geben und die Bedeutung des 
Selbstschutzes aufzuzeigen. 

Eine sehr obfektive Diskussion zu The­
men des Zivil- und Katastrophenschut­
zes in der Bundesrepublik Deutschland 
schloß sich an. Alle Teilnehmer erklärten 
sich bereit, an einem Selbstschutz­
Grundlehrgang teilzunehmen. 

einer der vier uber das Werkgelände 
verteilten Feuerwachen rundeten den 
Besuch ab. 

Vlotho. 80 Mitarbeiter der Stadtverwal­
tung Vlotho ließen sich in vier Grund-



lehrgängen über Selbslschutzmaßnah­
men informieren. Stadtoberverwaltungs­
ral KÖlling, selbst bei den praktischen 
Übungsteilen aktiv, hob in einem Ge­
spräch mit der Presse die seit Jahren 
gule Zusammenarbeit mit der BVS­
Diensisteile Herford hervor und unler­
strich den guten Ausbildungsstand sei­
ner Mitarbeiler im Selbslschutz. 

Meschede, Im Rahmen eines einwöchi­
gen Seminars in der Jugendherberge 
Arnsberg nahmen fünf weibliche und 
47 männliche Nachwuchskräfte einer 
namhaften Firma in Meschede an zwei 
Selbslschutz-Grundlehrgängen leil. Die 
Theorie wurde durch praktische Übun­
gen ergänzt, an denen sich die Jugend­
lichen mit Freude beteiliglen. 

Dortmund. Zum zehnten Male fand in 
der Weslfalenhalle die größte Verbrau­
chermesse des Landes slatt. Die Besu­
cherzahlen von 1980 wurden um 30% 
übertroffen. Mit seinem Ausstellungs-

Mit seinem Ausstellungsstand war der BVS 
auch dieses Mal günstig plazlert. 

stand war der BVS recht günstig pla­
ziert, so daß über 19500 Personen In­
formationen zum Thema "Selbstschutz 
ist Vorsorge" erhiellen. Durch enlspre­
chende Filmvorführungen wurde die 
Ausstellung ergänzt. 

Mülhelm, Die F.D.P.-Ratsfraktion Mül­
heim/Ruhr wurde von BVS-Dienststel­
lenleiter Friedhelm Schillo über Vorsor­
gemaßnahmen für die Bevölkerung im 

Hinblick auf einen Verteidigungsfall in­
formiert. In einem Planspiel mit den Sla­
tionen Krise, Spannungs- und Verteidi­
gungsfall wurden Schwächen aufgezeigl 
und Lösungen erarbeitet. Hans Robertz 
- Fraktionsvorsilzender und Mitglied des 
Ausschusses für Zivile Verteidigung -
betonte : "Die zivile Verteidigung ist 
nichl ohne den Selbstschutz denkbar. 
Der Selbstschulz aber funktioniert nur 
mit einer informierten Bevölkerung." 

Die Fraktionsmitglieder hoben hervor, 
daß der Selbslschutz-Beraler wichtige 
Aufgaben hat. Frau Schwechlen - stv. 
Fraktionsvorsitzende - führte aus: "Ins­
besondere die gewählten Volksvertreter 
und Parteimitgl ieder, die im Frieden Ge­
meinschaftsaufgaben als selbstverständ­
lich wahrnehmen, sollten im Verteidi­
gungsfall die Aufgaben eines Selbst­
schutz-Beraters übernehmen, denn 
dann geht es ums Überleben der Bevöl­
kerung. " 

Bottrop, In der Krankenpflegeschule 
des Kalh. Krankenhauses Marienhospital 
in Bottrop sind im Ausbildungsplan für 
Kinderpflegeschülerinnen im Unterkur­
sus schon seit Jahren der Selbstschutz­
Grundlehrgang und der Fachlehrgang 
"Sanitätsdienst" als fester Beslandleil 
eingeplant. Diese Lehrgänge werden 
von der BVS-Dienstslelle Gelsenkirchen 
durchgeführt. In diesem Jahr wurden 
erstmals für alle Schülerinnen der Fach­
lehrgang" Brandschutz" für den MitteI­
kursus und der Selbstschulz-Ergän­
zungslehrgang "Strahlenschutz" für den 
Oberkursus in den Ausbildungsplan auf­
genommen. 

Köln. Mit dem Ausstellungsstand "Der 
Schulzraum - Ihre Sicherheit" beteiligte 
sich die BVS-Dienststelle Köln an der 
BHW-Sonderschau "Bauen, Modernisie­
ren , Finanzieren" auf dem Messegelän­
de in Köln. In den zweieinhalb Tagen 
der Ausslellung informierten die BVS­
Mitarbeiter rund 400 Besucher über die 
vielfältigen Möglichkeiten des privaten 
Schutzraumbaus. 

Wesei. Eine BVS-Informalionstagung in 
Körtlinghausen, an der Führungskräfte 
der Landfrauenvereinigung des Kreises 
Wesel teilgenommen hatten, wirkte 
nach: Im Anschluß an dieses Seminar 
entwickelte sich eine enge Zusammen­
arbeil zwischen dem Vorsland und der 
Frauenfachbearbeiterin der BVS-Dienst­
stelle Wesei, Reinhard. Nach mehreren 
Informationsvorträgen in Vorstandssit­
zungen und bei anderen Zusammen­
künften wurde angeboten, für das Win­
terhalbjahr 1981/82 versuchsweise 
Selbstschutz-Ausbildungen in den ein-

zeinen Landfrauenvereinigungen durch­
zuführen. 

Ab Anfang 1982 wird die BVS-Dienst­
stelle Selbstschutz-Grundlehrgänge im 
gesamten Kreisgebiet durchführen. Bis­
her sind insgesamt 33 Veranslaltungen 
geplant. 

Münster. Das provisorische Jugendzen­
trum "Kotten" in Kinderhaus drohle aus 
allen Nählen zu platzen: Über 200 Mo­
torradfahrer hatten sich zu den "Ersten 
Motorradtagen Münster" auf den Wege 
in die westfälische Metropole gemacht. 
Ausgestattet mit einem 14teiligen Stadt­
plan-Puzzle kurvten die Motorradfans 
durch Münslers Innenstadl, stets auf der 
Suche nach einer der zehn Stationen. 
Mitarbeiter von MHD, BVS, der Polizei, 
der AOK Münsler und zahlreiche Helfer 
des Jugendzenlrums stellten das Wis­
sen und Können der Fahrer auf eine 
harte Probe. 

Dortmund. Nach einem Vortrag mil dem 
Thema" Selbstschutz - Ihre Vorsorge" 
durch BVS-Mitarbeiter Wilhelm Weißen­
hagen kam es im Kreisvorsland der 
CDU-Frauenvereinigung zu einer lebhaf­
ten Diskussion, in der vor allem die un­
genügende Information über Maßnah­
men des Selbslschutzes durch die Ver­
wallungen kritisiert wurde. Auch die un­
befriedigende Lage des Schutzraum­
baus (so gibt es in Dortmund nur einen 
öffentlichen Schutzraum mit 1500 Plät­
zen) wurde diskutiert. 

Insbesondere sollten nach Auffassung 
der Frauen öffentliche Schulzräume ver­
mehrt bereitgestellt werden und privalen 
Bauherren ein Anreiz gegeben werden, 
Schutzräume zu bauen. Z. B. könne man 
Bauherren bei der Vorlage von Bauun­
terlagen durch Informationsschriften auf 
die Möglichkeit zur Errichlung eines 
Schulzraumes hinweisen. 

Diese Auffassung der Kreisfrauen­
vereinigung setzte sich auch beim 
40. Kreisparteilag der CDU des Kreis­
verbandes Dortmund durch. In einem 
Anlrag wurde die Verbesserung des 
Selbstschutzes in Dortmund gefordert. 
Rat und Verwaltung werden gebelen, die 
Möglichkeiten des Selbstschutzes ver­
stärkt bekannlzumachen, mehr Schutz­
räume bereilzustellen und Bauherren 
besser zu informieren. 

Münster. Es zeichnet sich immer deutli­
cher ab, daß die Straßenaklionen des 
BVS von den Bürgern der Gemeinden 
angenommen werden. Vor allem der 
Filmwagen und die praktischen Darslel­
lungen von Selbstschulzmaßnahmen fin­
den reges Interesse. Die zunächst ober­
flächliche Kontaktaufnahme mit dem Zu­
schauer geht dabei sehr schnell in ein 
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ausführliches Beratungsgespräch über. 
Ferner lassen sich bei diesen Gesprä­
chen die Inhalte der ausgelegten BVS­
Informationsschriften gut erläutern. 

Die vom Bürger selbständig ausgeführ­
ten praktischen Übungen aus Teilen des 
Selbstschutz-Grundlehrgangs wecken 
sehr oft den Wunsch nach einer Teilnah­
me an einem kompletten Grund- oder 
Ergänzungslehrgang. So wurden im Be­
reich der BVS-Dienststelle Münster in 
den vergangenen Monaten aufgrund der 
abgegebenen Meldungen eine Reihe 
von zusätzlichen Selbstschutz-Grund­
lehrgängen durchgeführt. 

Olpe_ Zu einem festen Bestandteil vieler 
Veranstaltungen ist inzwischen der Infor­
mationsstand der BVS-Dienststelle Olpe 
geworden. Auf Anforderung der Städte 
und Gemeinden beteiligte sich der BVS 
innerhalb von vier Monaten 17mal mit 
einem Informationsstand an verschiede­
nen Veranstaltungen. Ca. 20000 Besu­
cher sahen Demonstrationen aus dem 
Selbstschutz-Grundlehrgang und Filme 
des BVS. 

In 930 Einzelgesprächen konnten Fra­
gen über Selbstschutzmaßnahmen ge­
klärt werden, wobei die Gewinnung von 
Teilnehmern an einem Selbstschutz-

Hessen 
Hessenspiegel 

Wiesbaden. Die BVS-Dienststelle Wies­
baden bildete in drei Veranstaltungen 
die Mitarbeiter des größten Wiesbadener 
Hotels im Brandschutz aus. Die Ausbil­
dung soll die Sicherheit für Gäste und 
Bedienstete des Hotels im Hinblick auf 
Brand- und Explosionsgefahren er­
höhen. 

Nach einem Lehrgespräch über die 
Grundlagen des Brandschutzes, mit 
Schwerpunkt "Verhalten bei Bränden in 
Hochhäusern" wurde den Teilnehmern 
der Film "Brandschutz im Selbstschutz" 
gezeigt. Es schloß sich eine Hausbege-

01. Hotelbedlenat.ten konnten da. Ablöschen 
brennender Kleidung an einer Brandübunga­
puppe .. . 
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Grundlehrgang das Hauptziel aller Ver­
anstaltungen war. 

VIersen. Am 10. November 1981 um 
8.45 Uhr wurden die Bürger der Stadt 
Viersen in den Ortsteilen Dülken und 
Süchteln durch Sirenengeheul aufge­
schreckt. Was war passiert? Ein Defekt 
in einem Schaltrelais hatte den Alarm 
ausgelöst. Von einigen Sirenen war 
.ABC-Alarm" zu hören, andere wieder­
um gaben "Luftalarm". Dazwischen hör­
te man auch das Sirenensignal "Entwar­
nung". Nach 13 Minuten schwiegen die 
Sirenen. 

Wie reagierten Bevölkerung, Behörden 
und Betriebe? Die Mitarbeiter der BVS­
Dienststelle Viersen gingen dieser Frage 
nach: Die Telefon-Anschlüsse von Poli­
zei und Feuerwehr waren während des 
Alarms durch Anrufe aus der Bevölke­
rung ständig blockiert. Viele Passanten 
im Stadtkern eilten nach Hause, um ihr 
Rundfunkgerät einzuschalten - die ein­
zig richtige Reaktion, die auf Anfrage 
auch von Behörden und Betrieben mit­
geteilt wurde. Der WDR unterbrach sei­
ne laufende Sendung schon während 
des Alarms und meldete, daß eine tech­
nische Störung die unterschiedlichen Si­
renensignale ausgelöst hat. Die Meldung 
wurde nach einigen Minuten wiederholt. 

hung an, bei der alle vorhandenen 
Brandschutzeinrichtungen gezeigt und 
auf mögliche Gefahrenstellen hingewie­
sen wurde. Das Ablöschen brennender 
Bekleidung an einer Brandübungspuppe 
sowie die Bekämpfung eines Flüssig­
keitsbrandes mit Pulverlöschern runde­
ten das Fachprogramm ab. 

In einem Abschlußgespräch wurde die 
Notwendigkeit einer Brandschutzausbil­
dung sowohl von den Teilnehmern als 
auch von der GeSChäftSleitung hervor­
gehoben. Es sollen nun drei Brand­
sChutztrupps aufgestellt und vom BVS 
ausgebildet werden. 

. . . und d .. Bekämpfen eines FlO •• lgkeitsbran­
de. üben. 

Auch Radio Luxemburg informierte sei­
ne Hörer über den technischen Defekt. 

Düsseldorf. Zum fünften Male wurden 
mit den Lohnsteuerkarten fast 300000 
Merkblätter des städtischen Zivilschutz­
amtes verteilt. Oberbürgermeister Josef 
Kürten und Oberstadtdirektor Gerd Hö­
gener appellierten darin an die Bevölke­
rung, sich bei Unfällen, Bränden und 
Katastrophen nicht ausschließlich auf 
Hilfe anderer zu verlassen. In der Ge­
fahr sollte sich jeder zunächst selbst 
helfen können. 

Im Merkblatt werden Regeln über 
selbstschutzmäßiges Verhalten gege­
ben. Die Sirenensignale und wichtige 
Telefonnummern sind diesem Merkblatt 
ebenfalls zu entnehmen. 

VIersen. 42 Fachlehrgänge des betrieb­
lichen Katastrophenschutzes (BKO) 
führte die BVS-Dienststelle Viersen 
durch. Aufgrund der guten Resonanz 
sollen weitere 15 Lehrgänge folgen. Au­
ßerdem haben sich 60 le tende Ange­
stellte zur Fachausbildung bereiterklärt. 
Neben der BKO-Fachausbildung werden 
in den großen Betrieben lür die techni­
schen und kaufmännischen Nachwuchs­
kräfte Selbstschutz-Grundlehrgänge 
durchgeführt. 

Herbsteln/Lanzenhain. Im Auftrag der 
Stadt Herbstein führte die BVS-Dienst­
stelle Fulda ein Informationsseminar mit 
dem Thema" Waffenwirkungen und 
Schutz möglichkeiten " im Dorfgemein­
schaftshaus durch. BVS-Mltarbeiter Ha­
talla ging in seinem Referat auf die mo­
dernen Waffensysteme ein und unter­
richtete über Schutzmaßnahmen. 

Wiesbaden. Als Helfervertreter bei der 
BVS-Landesstelle Hessen wurden am 
12. Dezember 1981 gewahlt: Helferver­
treter: Peter Breitmeier (BVS-Dienststel­
le Darmstadt); 1. Stellvertreter: Günter 
Greulich (BVS-Dienststelle Frankfurt); 
2. Stellvertreter: Alfred Wels (BVS­
Dienststelle Wetzlar). 

Ober-Ramstadt. Die BVS-Dienststelle 
Darmstadt beteiligte sich neben dem 
DRK und der Bergwacht an einem" Tag 
der offenen Tür" der Freiwilligen Feuer­
wehr des Ober-Ramstädter Stadtteils 
Wembach-Hahn. Zahlreiche Gilste, unter 
ihnen Landrat Dr. Franz Hermann Kap­
pes, informierten sich über die Aufgaben 
der Organisation und besichtigten die 
ausgestellten Geräte. 



Rheinland-Pfalz 
Aktuelles aus Rheinland·Pfalz 

BItburg. Im Mittelpunkt einer Veranstal­
tung des Landesverbandes des Kyffhäu­
serbundes Rheinland-Pfalz in Bitburg 
stand das Thema .Selbstschutz". Refe­
rent war Gerhard von Leoprechting. Lei­
ter der BVS-Dienststelle Trier. Zuvor be­
grüßte Landesvorsitzender Merkel die 
zahlreichen Gäste. unter ihnen Bürger­
meister Hallet. die Beigeordneten Heinz 
Schmitz und Reinhard Böer. Repräsen­
tanten der Stadtratsfraktionen und die 
Vertreter des Kyffhäuserbundes auf 
Bezirks- und Kreisebene. 

Merkel wies auf die Bedeutung des 
Selbstschutzes hin und führte aus. daß 
sich Katastrophen selten ankündigten. 
sondern plötzlich über die Menschen 
hereinbrechen. Dafür gelte es, Vorsorge 
zu treffen. In der anschließenden Dis­
kussion zeigten die Teilnehmer beson-

Saarland 
Saarland·Rundschau 

Bosen. Zustimmung fand in einem 
BVS-Informationsseminar für Führungs­
kräne der Freiwilligen Feuerwehr der 
Vorschlag, künnig auch Politiker zu bit­
ten, an solchen Veranstaltungen teilzu­
nehmen. Erstmals referierte in diesem 
Seminar Bundestagsabgeordneter Hans­
Werner Müller über die Bedeutung der 
zivilen Verteidigung aus politischer 
Sicht. Müller ging auf Äußerungen von 
Bundesinnenminister Gerhart R. Baum 
ein, wonach im Bereich des Zivilschut­
zes noch vieles zu tun sei. Als dringen­
de Notwendigkeit bezeichnete der Ab- . 
geordnete neben der Verbesserung des 
Katastrophenschutzes auch die Intensi­
vierung der Aufklärung der Bevölkerung 
über den Selbstschutz. Müller hob her­
vor, daß die Glaubwürdigkeit der Ge­
samtverteidigung von allen erkannt und 
anerkannt werden müsse. Ein funktions­
fähiger Selbstschutz trage hierzu ent­
scheidend bei. Deshalb müsse bei allen 
Vorsorgeüberlegungen die Selbsthilfe 
der Bevölkerung im Vordergrund stehen. 

Merzlg. Die Vertreterinnen der CDU­
Frauenvereinigung Merzig waren einer 
Einladung der BVS-Landesstelle Saar­
land zu einem Informationsseminar .Zi­
vilschutz" gefolgt. BVS-Landesstellenlei­
ter Koch gab einen Überblick über die 

deres Interesse an den praktischen Vor­
sorgemaßnahmen und dem Schutz­
raumbau. 

Kaiserslautern. Am Samstag, dem 
5. Dezember 1981, begrüßte Hilmar 
Matheis, seit 1. Oktober 1981 Leiter der 
BVS-Dienststelle Kaiserslautern, in An­
wesenheit von Landesstellenleiter Awis­
zus die ehrenamtlichen Mitarbeiter aus 
dem Dienststellenbereich. Die Helfer 
waren auch zusammengekommen, um 
aus ihrer Mitte einen Helfervertreter zu 
wählen, der ihre Interessen gegenüber 
der BVS-Dienststelle vertritt. 

Gewählt wurden: 

Willy Schroeter, Pirmasens, als Helfer­
vertreter; Werner Fuck, Idar-Oberstein, 
als 1. Vertreter und Ingrid Perlick, Otter­
bach, als 2. Vertreter. 

Aufgaben des Verbandes sowie über die 
besondere Stellung des Selbstschutzes. 
Ergänzend hierzu machte Ministerialrat 
Hans Grundmann anschließend die er­
folgreichen Bemühungen des Landes 
beim Aufbau des Katastrophenschutzes 
ebenso deutlich wie die beabsichtigten 
Verbesserungsvorhaben, wozu auch der 
Ausbau des ABC-Schutzes im Kreis 
Merzig-Wadern gehört. 

Besondere Aufmerksamkeit widmeten 
die Teilnehmerinnen den Ausführungen 
von BVS-Fachlehrer 'Canaris über Waf­
fenwirkungen und Schutz möglichkeiten 
sowie dem Referat der Fachgebietsleite­
rin "Frauenarbeit", Demuth, über die 
Bedeutung der Frau im Selbstschutz. 
Bundestagsabgeordneter H. W. Müller 
referierte über die zivile Verteidigung 
aus politischer Sicht. 

Beeindruckt von den Fachaussagen 
sprachen sich die Vertreterinnen der 
CDU-Frauenvereinigung dafür aus, von 
dem Informations- und Ausbildungsan­
gebot des BVS mehr Gebrauch zu 
machen. 

Saarbrücken. Einen ausgesprochen kri­
tischen, aber dennoch aufgeschlosse­
nen Personenkreis konnte BVS-Landes­
stellen leiter Koch zu einem Zivilschutz­
Seminar begrüßen: Kommunalpolitiker 
aus verschiedenen Städten und Ge­
meinden des Saarlandes, die sich nicht 
nur über den umfangreichen Aufgaben­
bereich des BVS, sondern auch über die 

Im Rahmen der Veranstaltung wurde 
BVS-Mitarbeiter Neuroth mit der BVS­
Ehrennadel ausgezeichnet. Neuroth ist 
seit 1966 ehrenamtlich als BVS-Lehrer 
tätig und tritt jetzt in den Ruhestand. 
Seine ruhige. liebenswürdige und sachli­
che Art brachte ihm Anerkennung und 
Lob. auch von der jüngeren Generation. 

Kaiserslautern . • Dienst im Katastro­
phenschutz" heißt eine neue Broschüre 
der Stadt Kaiserslautern, die die wesent­
lichen Bestimmungen über die Mitarbeit 
im Katastrophenschutz zusammenlaßt. 
Die Broschüre wurde jetzt vom zustän­
digen Dezernenten, Dr. Horst SChöttler, 
in Anwesenheit von Vertretern der Kata­
strophenschutz-Organisation der Öffent­
lichkeit vorgestellt. Hierbei bot sich 
BVS-Dienststellenleiter Matheis die 
Möglichkeit, die Aulgaben des BVS zu 
erläutern. 

zivile Verteidigung in der Bundesrepu­
blik Deutschland einen Überblick ver­
schaffen wollten. 

Ministerialrat Grundmann referierte über 
den Stand des Katastrophenschutzes im 
Saarland sowie über die eingeleiteten 
führungstechnischen Verbesserungen; 
BVS-Mitarbeiter Canaris unterrichtete 
über Waffenwirkungen und Schutzmög­
lichkeiten, Ministerialrat Dipl.-Ing. Klein 
über bauliche Schutzmaßnahmen. 

In diesem Seminar stand die Intensivie­
rung des Selbstschutzes in den Ge­
meinden im Vordergrund. Landesstellen­
leiter Koch machte deutlich, daß ohne 
die Mitwirkung des Bürgers ein effekti­
ver Zivilschutz nicht möglich sei. Der 
Selbstschutz bilde das Kernstück, und 
es sei an der Zeit, daß sich die Gemein­
den verstärkt dem Aufbau und der För­
derung des Selbstschutzes' annehmen. 
Wesentliche Hilfe biete hierbei der BVS, 
der in der Vergangenheit mit viel Eigen­
initiative sowohl die Behörden und Be­
triebe als auch die Gemeinden tatkräftig 
unterstützt habe. 

In der abschließenden Aussprache be­
zogen die Seminarteilnehmer eine posi­
tive Stellung zum Selbstschutz. Sie 
sprachen sich einmütig dafür aus, in ih­
ren Stadt- bzw. Gemeindebereichen 
zum Aufbau des Selbstschutzes beizu­
tragen. Erfreulich war außerdef\l die Tat­
sache, daß einige Kommunalpolitiker be­
reit waren, die Aufgaben eines Selbst­
schutzberaters zu übernehmen. 
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Baden-Württemberg 
Südwest aktuell 

Ulm. Auf Anregung des Bauberaters der 
BVS-Dienststelle Ulm. Hans Klapper. 
wurden 33 Besitzer von Schutz räumen 
zu einem Selbstschutz-Grundlehrgang 
eingeladen. 24 Bürger nahmen das An­
gebot an und besuchten im Januar 1982 
einen Lehrgang. Sie waren der Über­
zeugung, daß zu dem baulichen Schutz 
ein fundiertes Wissen über das Verhal­
ten bei Katastrophen und im Verteidi­
gungsfall hinzukommen müsse. 

GÖpplngen. Hans Klapper (Bauberater 
der BVS-Dienststelle Ulm und Selbst­
schutz-Berater der Stadt Göppingen), 
seit 20 Jahren BVS-Mitarbeiter, wurde 
von Bürgermeister Dr. Jürgen Christ, 
Dezernent für Zivil- und Katastrophen­
schutz der Stadt Göpplngen, geehrt: 
"Wir sehen in Ihnen den Fachmann für 
die Selbstschutz-Beratung", führte 
Christ aus. Klapper habe in Göppingen 
und Umgebung dazu beigetragen, den 
Selbstschutzgedanken in der Bevölke­
rung zu fördern. Der Leiter der BVS­
Dienststelle Ulm, Helmut Falk, über· 

Bayern 
Straublng. 29 Behördenselbstschutz­
leiter nahmen In Straublng an einem 
Brandschutzlehrgang teil. Nach einem 
theoretischen Unterricht demonstrierten 
Mitarbeiter der BVS-Dienststelle Deg­
gendorf das Ablöschen brennender Per­
sonen, das Löschen von Flüssigkeits· 
bränden sowie die Brandbekämpfung 
mit der Einstellspritze. Alle Teilnehmer 
hatten danach die Möglichkeit, sich an 
den Löschübungen zu beteiligen. 

Straublng. In einem zweltagigen Lehr· 
gang bildeten die Mitarbeiter der Fahrba­
ren Aufklarungs- und Ausbildungsstelle 
der BVS-Dienststelle Deggendorf Non­
nen des Elisabeth-Krankenhauses 
Straubing im Brandschutz aus. Mit Be­
geisterung waren die Schwestern bei 
der praktischen Ausbildung dabei. Sie 
bilden ,etzt eine eigene Brandschutzstaf­
fel im Krankenhaus. 

• Kaufbeuren. Otto Hildebrand, BVS· 
Dienststellenleiter in Kaufbeuren, trat 
aus Altersgründen in den Ruhestand. 
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brachte die Glückwunsche des Verban­
des und überreichte eine Urkunde. 

Ebenfalls erhielten die BVS-Mitarbeiter 
Paul Paetschke für 20,ahrige und Anton 
Schmalz für 10jährige Mitarbeit eine 
Ehrenurkunde. 

Phllippsburg. Einen Beitrag zum Gelin­
gen der Selbstschutz woche in Philipps­
burg leistete die Standortverwaltung, in­
dem sie ihr jährliches Selbstschutz-Aus­
bildungsprogramm in die Veranstaltungs­
woche vom 21. bis 28. November 1981 
integrierte. Daß der Selbstschutz keinen 
Selbstzweck verfolgt, zeigte eine Übung 
an läßlich der Selbstschutzwoche, die 
von folgender Lage ausging: 

Eine Gasexplosion hatte mehrere 
Gebaude am Marktplatz und in der 
Schlachthausstraße beschadigt und in 
Brand gesetzt. Da die Einsatzkrafte der 
Feuerwehr nicht ausreichten, wurde vom 
Hauptverwaltungsbeamten Nachbar­
schaftshilfe angefordert 

Um 13.20 Uhr wurde bei der Standort­
verwaltung der Alarm ausgelöst. Wenig 
später rückte der Behordenselbstschutz 

Zur Einführung des neuen BVS-Olenltstellenlel­
lers Schmllzl erschien luch Landes .tellenleiter 
KopslBkar (rechts). 

Sein Nachfolger wurde Willibald 
SChmalzl, zuletzt bei der BVS-Landes­
stelle Bayern tätig. Neben BVS-Landes­
steIlenleiter Günther Kopsieker nahmen 
auch Oberbürgermeister Rudolf Krause 
sowie Anton Hebel als Vertreter des 
Landratsamtes und die Mitarbeiter der 
BVS-Dlenststelle an der Verabschiedung 
und Amtseinführung teil. 

Kopsieker würdigte die Verdienste Hilde­
brands und überreichte ihm eine Dank-

mit 22 Helfern und Geraten zur Einsatz­
stelle aus. Am Schadensort zeigte sich 
der gute Ausbildungsstand dieser Mann­
schaft: Die Bergungsstaffel drang mit 
fünf Helfern zur Bergung von" Verletz­
ten" über eine Leiter in das stark zer­
störte Gebäude ein. Die Brandschutz­
staffel führte einen gezielten Löschan­
griff durch, und die Helfer der Sanitäts­
staffel richteten eine Verletztenablage 
ein und übernahmen die von Brand­
schutz- und Bergungsstaffel aus dem 
Schadensbereich geborgenen" Verletz­
ten" zur weiteren Betreuung. 

Viele Bürger beobachteten die Übung 
und konnten sich von den guten Lei­
stungen der Staffeln überzeugen. 

Mannhelm. Wieder einmal war die BVS­
Dienststelle Mannheim bei der Nordba­
dischen tndustriemesse In Sinsheim mit 
einem Informationsstand vertreten. Die 
Bevölkerung hatte Gelegenheit, sich ei­
ne Woche lang über Selbstschutzmaß­
nahmen zu informieren. Rund 700 Per­
sonen ließen sich über die Möglichkei­
ten des privaten Schutzraumbaus be­
raten. 

urkunde. Der Scheidende gehörte dem 
Verband schon 1956 als ehrenamtlicher 
Helfer an. Er wurde später Dienststellen­
leiter in verschiedenen bayerischen 
Städten. Dem neuen Dienststellenleiter, 
SChmalzl, wünschte Kopsieker viel Er­
folg für seine Arbeit. Oberbürgermeister 
Krause dankte Hildebrand für die gelei­
stete Arbeit als Leiter einer BVS-Dienst­
stelle, der eine beachtliche Bedeutung 
zukomme. 

Buchloe_ In Anwesenheit zahlreicher 
Vertreter des öffentlichen Lebens eröff­
nete Erster Bürgermeister Gert Daisen­
berg die BVS-Ausstellung "Der Mensch 
in Gefahr" in der Schalterhalle der 
Buchloer Raiffeisenbank und betonte, 
daß es vor allem darum gehe, die Be­
völkerung auf die Belange des Selbst­
schutzes aufmerksam zu machen. 
"Wenn die Bombe fällt, existiert sowieso 
nichts mehr", sei seiner Meinung nach 
eine falsche Auffassung, und die Aus­
stellung, mit der damit verbundenen In­
formation über den Selbstschutz, könne 
wichtige Akzente hinsichtlich Wissens-



Eröffnet wurde die Ausstellung In der Schalter­
halle der RalHelsenbank Buchloe durch Ersten 
Bürgermeister Gert Oalsenberger (linksl, der 
von BVS-Dlenststel lenlelter Wli llbald Schmalz! 
begrüßt wurde. 

vermittlung und Anstoß zur BewuBt­
seinsbildung setzen. 

Die Ausstellung motivierte den Bürger­
meister und die Kommunalpol itiker, an 
einem Vortrag " Der Selbstschutz in der 
Gemeinde" te ilzunehmen. Zudem hat 
sich die Stadt Buchloe bereiterklärt, ei­
nen allgemeinen Selbstschutzaufruf bei 
der Verteilung der Lohnsteuerkarten als 
Merkblatt beizufügen. 

Marktoberdorf. Nicht Selbstschutzhy­
sterie erzeugen, sondern ein vernünft i­
ges Maß an Einsicht wecken : Es kann 
nicht schaden, wenn man sich im Notfall 
zu helfen weiß. Dieses Ziel hatte eine 

GZSBerlin 
GZSjetzt Im 
Deutschlandhaus 

Das zweite Halbjahr 1981 war für die 
Gesellschaft für den Zivi lschutz in Berlin 
mit erhebl ichen Problemen - was die 
Geschäftsstelle anbetrifft - belastet. Fast 
seit ihrem Bestehen hatte die GZS ihre 
Geschäftsräume in der außerordentlich 
günstig gelegenen Hardenbergstraße. 

Der Mietvertrag wurde durch die Ober­
finanzdirektion Berlin, der zuständigen 
Verwaltung, überraschend zum 31 . De­
zember 1981 gekündigt. Als Begrün­
dung wurde angeführt, daß die Decken­
belastbarkeit in den Räumen , die als 
Lehrsäle bzw. Geräteräume genutzt 
wurden , nicht ausreiche. 

Begonnen hatte alles sehr harmlos, 
nämlich mit einer Besichtigung durch 
Mitarbeiter der OFD und der Sonderver­
mögens- und Bauverwaltung. Es folgten 
eine fachtechnische Prüfung im Hinblick 
auf die Belastbarkeit der Decken und ei ­
ne Inaugenscheinnahme durch den neu­
en Mieter, das Bundesverwaltungsge­
richt. Ende September 1981 kam, was 

Die Sieger des BVS-Slcherheltswettbewerbs 
erhielten einen Ehrenteller . 

Selbstschutzwoche in Marktoberdorf, in 
deren Verlauf die Bürger Gelegenheit 
hatten , an einer Reihe verschiedener 
Veranstaltungen te ilzunehmen. 

Den Auftakt zu der von der Stadt Markt­
oberdorf und der BVS-Dienststelle Kauf­
beuren durchgeführten Selbstschutz­
woche bildete eine Ausstel lung im Foy­
er des Rathauses unter dem Motto "Zi­
vi lschutz ". Über den "Zivil- und Selbst­
schutz aus aktueller Sicht ", Thema einer 
gutbesuchten Plenumsdiskussion, äu­
ßerten sich zum Teil sehr kontrovers die 
Bundestagsabgeordneten Dr. Skarpelis­
Sperk, Kurt ROßmanith, Landtagsabge­
ordneter Otto Werner, Landrat Adolf 
Müller sowie BVS-Dienststellenleiter 
Willibald Schmalzl. 

kommen mußte - die Kündigung zum 
Jahresende. 

Da der gesetzliche Kündigungsschutz 
nur zu Wohnzwecken genutzte Räum­
lichkeiten umfaßt, begann die Suche 
nach geeignetem Ersatz . Die Oberfi­
nanzdirektion Berlin war behilfl ich und 
bot mehrere Objekte an. Nach Besichti­
gung und sorgfältiger Prüfung blieb als 
geeignet nur das Deutschlandhaus in 
Berlin 61 übrig. Die Lage ist nicht mehr 
ganz so zentral wie bisher, aber die 
neuen Geschäftsräume eröffnen mehr 
Möglichkeiten zur Erfüllung des sat­
zungsgemäßen Auftrages der GZS. Ins­
besondere die für Sitzungen und Lehr­
veranstaltungen vorgesehenen Räume 
liegen günstig. 

Für die ehrenamtl ichen Mitarbeiter steht 
künftig ein Aufenthaltsraum zur Verfü­
gung. Die Geräte und Verbrauchsmittel 
können besser als bisher gelagert wer­
den. Befriedigend ist auch die Erreich­
barkeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln. 

Soweit - so gut. Schon bei der ersten 
Besichtigung der neuen Geschäftsräume 
stand fest, daß die künftigen Miet- und 
Heizkostenzahlungen die bisherigen 

Vor welche Probleme die Landwirtschaft 
im Katastrophenfall gestellt ist, zeigte ei­
ne Informationsveranstaltung zum " Tag 
der Frau " auf, die auch von) bayeri­
schen Bauernverband unterstützt wurde. 

Ferner konnten alle Interessenten bei 
den tägl ichen Straßenaktionen vor dem 
Rathaus, bei praktischen Demonstratio­
nen, Filmvorführungen und durch per­
sönliche Beratung ihre Kenntnisse in 
Frage des Selbstschutzes vertiefen. 

In Zusammenarbeit mit der Polizei, der 
Feuerwehr, dem BRK und dem ABC­
Zug Ostallgäu hatte der BVS zum Aus­
klang der Selbstschutzwoche einen Si­
cherheitswettbewerb organisiert. 51 Bür­
ger nahmen daran te il. In diesem acht­
teiligen Test waren theoretische und 
praktische Kenntnisse zur Absicherung 
von UnfallsteIlen, zur Wiederbelebung 
und Brandbekämpfung sowie das 
Selbstschutzwissen gefordert. Die meist 
jugendlichen Tei lnehmer erwiesen sich 
als sehr fachkundig. 

Die Veranstaltungen anläßHch der 
Selbstschutzwoche waren gut besucht. 
Dies ist nicht zuletzt auf die gute Zu­
sammenarbeit der Stadt Marktoberdorf, 
dem Landratsamt Ostallgäu und der 
BVS-Dienststelle Kaufbeuren zurückzu­
führen. 

Unkosten in den Schatten stellen wür­
den. Zähe und langwierige Verhandlun­
gen mit den zuständigen Stellen began­
nen. Obwohl die Gespräche noch kei­
neswegs abgeschlossen waren, be­
schloß der Vorstand nach vorhergehen­
der gemeinsamer Besichtigung, dem 
Vorschlag der OFD Berlin, die Ge­
schäftsräume im Deutschlandhaus anzu­
mieten , zu entsprechen. 

Am 15.116. Dezember 1981 war es so­
weit. Was nicht niet- und nagelfest war, 
verschwand in großen Kartons, die zwei 
Tage später von einigen haupt- und eh­
renamtlichen Mitarbeitern wenigstens 
te ilweise wieder ausgepackt wurden. 

Die neue Anschrift, wenn auch noch 
nicht die neue Telefonnummer, steht 
fest. Sie lautet: 

Gesellschaft für den Zivilschutz 
in Berlin e. V. 
Stresemannstraße 90-120 
(Deutschland haus) 
1000 Berlin 61 

Mitglieder, Freunde und Bekannte sind 
übrigens zur Besichtigung der neuen 
Geschäftsstelle herzlich eingeladen . 
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Schieswig-Hoistein 
"Flugzeug absturz" 
In Schwienkuhlen 

Ausgangslage lür eine großangelegte 
Alarmübung, an der insgesamt t20 HeI­
ler von THW, Feuerwehr und DRK be­
teiligt waren, war der Absturz eines mit 
zehn Personen besetzten Transportllug­
zeugs in der Ortschaft Schwienkuhlen. 
Die brennenden Trümmer setzten zwei 
große Bauernhöle in Brand, ein dritter 
war stark gelährdet. Vier Personen wur­
den in einem Bauernhaus eingeschlos­
sen, über die Passagiere und die Besat­
zung des Flugzeugs lagen zunächst 
noch keine Inlormationen vor. 
Ein großes Aulgebot von Hellern der 
Feuerwehren aus Ahrensbök, Gießenra­
de und der Kreisstadt Eutin sowie des 
THW-OV Eutin und des DRK eilten mit 
Einsatzlahrzeugen zur" Unglücksstelle" . 
Das THW baute in wenigen Minuten ei­
ne große Halogenscheinwerferanlage 
auf und leuchtete die "Schadenstelle • 
weiträumig aus. Außerdem hallen die 
THW-Männer bei der Bergung der vom 
Feuer bedrohten Menschen. 

Einsatzleiter Oberbrandmeister Schmidt 
und THW-Zuglührer Radloff waren von 
dem guten Ausbildungsstand der THW­
Helfer überrascht. Schmidt würdigte den 
ungewöhnlich schnellen Einsatz des 
Eutiner THW und der Feuerwehr C. B. 

Sturmflut.Einsatz 1981 

Eine schwere Sturmflut bedrohte am 
24. und 25. November 1981 die däni­
sche und schleswig-holsteinische West­
küste. Zwar entstanden schwere Schä­
den, insbesondere an alten Deichen; 
Deichbrüche wie in Dänemark hat es in 
Schleswig-Holstein jedoch nicht ge­
geben. 

Die Insel Sylt wurde arn stärksten in Mit­
leidenschaft gezogen. Hier wurde der 
Nössedeich und der Hindenburgdamm 
auf seiner Südseite schwer beschädigt. 
Aber auch der Deich Galmsbüll und die 
Halligen Oland und Langeneß wurden 
von der Flut hart getroffen. 

Inlolge der rechtzeitigen Sturmllutwar­
nung durch das Wetteramt Schleswig 
und das Deutsche Hydrographische In­
stitut in Hamburg konnte in den beiden 
gelährdeten Westküsten-Kreisen Nord­
Iriesland und Dithmarschen bereits Irüh­
zeitig die Alarmierung ausgelöst werden. 
Die THW-OV Husum, Friedrichstadt und 
Niebüll belanden sich am 24. November 
mit allen verfügbaren Kräften biS spät in 
die Nacht im Einsatz. Auch die Helfer 
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des Ortsverbandes Tönning waren 
alarmiert worden. 

Schwerpunkte des Einsatzes der 110 
THW-Heller im Kreise Nordlriesland war 
zum einen das Bergen eines Fischkut­
ters im Fähranleger Schlüttsiel, da die­
ser einen Deich und das Pumpwerk zu 
beschädigen drohte, und zum anderen 
der Transport von Sandsäcken an ge­
lährdete Deichstellen im Raum Bred­
stedtlNiebüll, wo sie von den Helfern 
verlegt wurden. 

Parallel zu diesen größeren Einsätzen 
wurden vom Sturm beschädigte Dächer 
belestigt und Bäume, die sturmgeschä­
digt waren, gelällt. Im benachbarten 
Kreis Dithmarschen beschränkten sich 
die Einsätze der THW-OV Büsum, Mel­
dorf und Hochdonn-Burg im wesentli­
chen darauf, bei verschiedenen Arbeits­
vorhaben des Amtes lür Land- und 
Wasserwirtschaft in den Abend- und 
Nachtstunden vom 24. auf den 25. No­
vember Beleuchtungsanlagen zur Aus­
leuchtung von SchadensteIlen zu instal­
lieren. V. 

THW.Übung in Dänemark 

Unter Leitung ihres Orts beauftragten 
Günter Christiansen luhren 56 Heller 
des THW-OV Sörup mit sieben Einsatz­
fahrzeugen zu einer Wochenendübung 
über die deutsch-dänische Grenze nach 
TInglev, wo sich die wohl größte und am 
besten ausgestattete dänische Schule 
für Zivilverteidigung belindet. 

Nachdem am Irühen Morgen des Ab­
lahrtstages noch letzte Vorbereitungen 
auf dem Gelände der THW-Unterkunft in 
Sörup getroffen worden waren, setzten 
sich die beiden Bergungszüge mit ihren 
Mannschafts- und Gerätekraftwagen in 
Bewegung. Bei Padborg passierte die 
Fahrzeugkolonne die deutsch-dänische 
Grenze. Nach einer Fahrt von etwa 
20 Kilometern tralen die THW-Heller in 
Tinglev ein, wo sie von J P. Verner 
Thomsen, dem Leiter der Schule, be­
grüBt wurden. 

Der Samstag nachmittag war dem Zelt­
aulbau, dem Erkunden des Geländes 
und ersten kleinen Übungen vorbehal­
ten. Am Abend tral auch noch eine Ab­
ordnung der Civillorsvaret aus Apenrade 
ein, zu der die Heller aus Sörup schon 
seit längerer Zeit kameradschaftliche 
Kontakte unterhalten. Mit Lagerfeuer, 
Grillwurst und was man sonst noch so 
braucht, um sich gegen naßkalte Witte­
rung einigermaßen zu schützen, wurde 
der Abend des ersten Tages dieses 

deutsch-dänischen Treffens gemeinsam 
verbracht. 

Am Sonntagmorgen wurden die deut­
schen Gäste durch Schulleiter Thomsen 
in die Einrichtungen der Schule und die 
Übungsanlagen auf dem last 50 Hektar 
großen Gelände eingewiesen. Die Heller 
waren von dem, was sie zu hören und 
zu sehen bekamen, beeindruckt. Im 
Ausbildungssaal wurden die Gäste an­
hand eines großen Stadtmodells sowie 
Karten und einer Videoanlage inlormiert, 
wie Kräfte des dänischen Zivil- und Ka­
tastrophenschutzes eingesetzt werden, 
wie die Grundausbildung der Helfer er­
lolgt und wie Führungskräfte in der Be­
lehlsgebung geschult werden. 

Das Gelände der Schule, so erläuterte 
Thomsen beim Rundgang, ist so ange­
legt, daß alle Einsatzmöglichkeiten, wie 
Bomben-, Feuer- oder Gasalarm sowie 
Explosionskatastrophen jeder Art, durch­
gespielt werden können. Es gibt auf 
dem Schulgelände ganze Straßenzüge 
mit • Hausruinen • der verschiedensten 
Bauart, Trümmergelände, Hindernis­
strecken, und sogar Eisenbahnwaggons 
auf Schienen stehen zum Üben bereit. 
50000 Personen - so erfuhren die 
Söruper - sind bisher an der Schule 
ausgebildet worden. Die Kurse dauern 
in der Regel zwei Wochen. 

Mit großem Inter . ... besichtigen dht THW-Hel· 
fer die Einrichtungen und die Ubungsanlage der 
dänischen Zivllschutz. chule. 

Schulleiter Thomsen sieht im übrigen 
keine Schwierigkeiten hinsichtlich einer 
engeren Zusammenarbeit über die Lan­
desgrenzen hinweg. Die Einrichtungen 
der Schule könnten vom THW genutzt 
werden, wenn die Landesregierung in 
Kiel bzw. das Innenministerium in Bann 
mit der dänischen Regierung einen ent­
sprechenden Vertrag abschließen wür­
de. Von der dänischen Regierung seien 
die Voraussetzungen hierfür nach Ver­
abschiedung des dänischen Zivilschutz­
gesetzes seit dem 1. Januar 1981 
geschaffen. 

Nach der Einweisung wurde bis zur Mit­
tagspause ein intensiver Übungsbetrieb 
durchgelührt. Ein Bergungszug unter 



Leitung von THW-Zugführer Bernd 
Meyer übte in drei Gruppen. Jede von 
ihnen hatte in einem begrenzten Teil 
des Geländes eine vermißte Person zu 
suchen und zu bergen. Eine Gruppe 
mußte dabei den beschwerlichen Weg 
über eine 100 Meter lange Trümmer­
Hindernisstrecke unter erschwerten Be­
dingungen mit ABC-Schutzmaske zu­
rücklegen. Über blockierte Straßen fan­
den sie schließlich ihre drei "Vermiß-

Hamburg 
Führungskräfteseminar im 
Warnamtl 

Zum jährlichen Führungskräfteseminar 
des THW-Landesverbandes Hamburg 
waren 40 Bezirksbeauftragte und Ein­
heitsführer in das Warnamt I gekommen. 
Zu Beginn des Seminars wurde eine 
Rückschau auf den THW-Bundeswett­
kampf 1981 gehalten. Am zweiten Tag 
wurden die Einheitsführer in Lehrge­
sprächen und Gruppenselbstarbeit in 
"Methodik der Ausbildung" geschult. 
Die Bezirksbeauftragten erörterten mit 
dem Landesbeauftragten Fragen des 
Helferrechts, der Helferentschädigung 
sowie des Sonderurlaubs für Helfer. 

• 
Oberst I. G. Schweltzer (links) Im Gespräch mit 
Warnamtsleiter Kneppenberg (Mitte) und THW­
Landesbeauftragten Trautvetter. 

Am Nachmittag hielt Oberst i. G. 
Schweitzer, Führungsakademie der Bun­
deswehr, einen Vortrag über Probleme 
der zivil-militärischen Zusammenarbeit. 

Der dritte Seminartag schloß mit einer 
Aussprache zwischen dem Landesbe­
auftragten und den Einheitsführern und 
einer anschließenden Zusammenfas-
sung der Arbeitsergebnisse. A. K. 

THW-Helferzeichen 
für Klaus-Dieter Göhle 

Dem Leiter des Fachbereichs "Fernmel­
dedienst" der Landesfeuerwehrschule 
Han'iburg, Klaus-Dieter GÖhle, wurde in 
einer Feierstunde vom THW-Landesbe­
auftragten Günter Trautvetter für beson­
dere Verdienste das THW-Helferzeichen 
in Gold mit Kranz verliehen. 

ten", die wegen "schwerer Verletzun­
gen" jeweils auf Tragen geborgen wer­
den mußten. 

Ähnlich stellte sich die Aufgabe bei den 
Helfern des zweiten Bergungszugs un­
ter Leitung von Zugführer Bernt Chri­
stiansen. Hier mußten die Helfer Perso­
nen aus mehrgeschossigen Gebäuden 
und aus einem halb zusammengebro­
chenen Haus bergen. 

THW-landesbeauftragter Trautvetter überreicht 
Klaus-Dieter Göhle die Auszeichnung. 

Göhle hat beim THW-Bundeswettkampf 
1981 den gesamten fernmeldetechni­
sehen Einsatz geleitet und durchgeführt. 
Ohne seine Planung wäre ein sinnvoller 
Einsatz der Fernmeldemittel bei dieser 
Großveranstaltung nur sehr schwer 
möglich gewesen, da der THW-Landes­
verband Hamburg über keinen FernmeI­
dezug verfügt. Weiterhin bildet Göhle in 
seiner Freizeit das Stabshilfspersonal für 
den Landesverband-Koordinierungsstab 
aus. 

Bei der Ehrung war die Berufsfeuerwehr 
Hamburg durch Ud. Branddirektor Puch­
ner vertreten, der Göhle zu der Aus-
zeichnung herzlich gratulierte. A. K. 

Gute Zusammenarbeit mit 
Zentral werkstätten 

Jedes Jahr findet ein Gespräch mit der 
Technischen Abteilung der Hamburger 
Berufsfeuerwehr, den Leitern der beiden 
KatS-Zentralwerkstätten sowie mit den 
THW-Geschäftsführern des Geschäfts­
führerbereiches Hamburg statt. Dabei 
wird nicht nur über die Sorgen und Nöte 
der Organisation diskutiert, sondern 
auch über die Schwierigkeiten, die die 
Zentralwerkstätten in zunehmendem 
Maße, aufgrund finanzieller und perso­
neller Probleme, haben. 

Besondere Probleme gibt es schon lan­
ge nicht mehr zwischen den Zentral­
werkstätten und den THW-Einheiten, da 
die Arbeiten der verschiedenen Material­
erhaltungsstufen sowohl auf der Seite 

Die übenden Gruppen hatten alle Hände 
voll zu tun und waren froh, als die Auf­
gaben gelöst und die Übung beendet 
war. 

Ebenso reibungslos wie der Anmarsch 
erfolgte die Rückfahrt nach Sörup über 
die Grenze bei Padborg. THW-Ortsbe­
auftragter Christiansen war insgesamt 
mit dem Verlauf der Wochenendübung 
zufrieden. W. 

des THW - Stufe 1 und Stufe 2 - als 
auch in den Zentralwerkstätten - Stufe 3 
und 4 - fachlich einwandfrei abgewickelt 
werden können. Die Mitarbeiter in den 
Zentralwerkstätten sind auf die Belange 
der Katastrophenschutz-Organisationen 
sehr gut eingestellt; dies gilt auch und 
nicht zuletzt wegen der Anbindung an 
die Hamburger Berufsfeuerwehr. 

So wurde auch für 1981 von beiden 
Seiten festgestellt, daß die gemeinsame 
Arbeit reibungslos funktioniert hat. Ud. 
Branddirektor Puchner und seinen Mitar-

THW-Landesbeauftragter Trautvetter (links) 
dankt Ud. Branddirektor Puchne, für die gute 
Zusammenarbeit. 

beitern dankte THW-Landesbeauftragter 
Gunter Trautvetter für das stets kame­
radschaftliche Verhalten und die Unter­
stützung. Mit Sorge wird allerdings für 
1982 die langfristige Forderung nach 
Abbau der Zentralwerkstätten betrachtet, 
eine Forderung, die von allen KatS-Ein­
heiten in Hamburg nicht verstanden 
wird. G. T. 

THW Hamburg im 
Sturmfluteinsatz 

THW-Helfer dichten mit Sandsäcken eine Durch­
quellung ab. 
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Morgens um 8.36 Uhr alarmierten die 
Funkrneideempfänger die Mitglieder des 
Koordinierungsstabes des THW-Landes­
verbandes Hamburg: Die Feuerwehr­
Einsatzleitung hatte die Wasserstands­
stufe 111 ausgerufen. Schon vier Minuten 
später wurden die vorgesehenen THW­
Einheiten alarmiert. Da die Sammelplät­
ze für den Deichverteidigungseinsatz in 
allen Gebieten festgelegt sind, bedarf es 
nur eines Stichwortes, um die Einheiten 

Bremen 
Katastrophenschutzhelfer 
übten gemeinsam 

Auf dem Gelände des Standortübungs­
platzes Schwanewede bei Bremen üb­
ten Helfer der Katastrophenschutz-Orga­
nisationen THW, MHD, JUH und ASB 
den Ernstfall. Insgesamt nahmen rund 
150 Helfer mit 33 Fahrzeugen teil. 

Die Übung kam durch eine Vereinba­
rung zwischen den Zugführern der be­
teiligten Organisationen zustande, ohne 
Einschaltung der übergeordneten 
Stellen. 

Das Ergebnis konnte, bis auf kleine 
Schönheitsfehler, als befriedigend ange­
sehen werden. Die Zugführer sind sich 
über eine Weiterführung dieser Idee und 
deren Ausbau einig. 

Die Übung umfaßte zwei Abschnitte, je 
einen Einsatz vormittags und einen nach 
dem Mittagessen. Morgens wurden etwa 
20 Verletztendarsteller in einem bunker­
ähnlichen Trümmerhaus versteckt. Die 
" Verletzten" mußten dann durch das 
THW geborgen werden. Gleichzeitig 
übernahmen die Sanitätseinheiten die 

Berlin 
Zurück aus Gambia 

Auf dem Flughafen Tegel gab es einen 
"großen Bahnhof", als die THW-Helfer 
Peter Preuße und Horst Wimmer nach 
dreiwöchigem Einsatz in Gambia, wo sie 
Sanitätsfahrzeuge des dortigen Gesund­
heitsdienstes repariert hatten, wieder in 
Berlin ankamen. Neben den Angehöri­
gen waren auch die THW-Landesver­
bandsleitung und viele Helfer der THW­
Bezirksverbände Tiergarten/Wedding 
und Kreuzberg/Neukölln zum Empfang 
erschienen. Fotografen und Journalisten 
umlagerten zunachst die Afrika-Heim­
kehrer, die trotz der langen Reise einen 
frischen und fröhlichen Eindruck 
machten. 
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zu den richtigen Stellen in Marsch zu 
setzen. 

365 Helfer sind in der sogenannten 
"Erstausstattung" fur die Deichverteidi­
gung vorgesehen. Gegen 12.00 Uhr wa­
ren alle an den vorgesehenen Sammel­
stellen eingetroffen. 

Um 14.15 Uhr wurde der Höchstwasser­
stand von 5,81 Meter über Normal-Null 

Versorgung und Betreuung. Hierzu wur­
den auch Ärzte eingesetzt. 

Da das Gelände durch den tagelangen 
Regen sehr aufgeweicht war, wurden an 
die Helfer und Kraftfahrer hohe Anforde­
rungen gestellt. Nicht selten blieben 
Rettungswagen im Schlamm stecken 
und mußten herausgeschleppt werden. 
Am Nachmittag hatten die Helfer aus ei­
nem Bunkerkrater rund 40 "Verletzte" 
zu bergen. Sanitäter und Ärzte nahmen 
noch an der UnglücksteIle eine Erstver­
sorgung vor, die dann mit der Bergung 
durch das THW und den Abtransport in 
ein Hilfskrankenhaus abschloß. G. B. 

Neustädter THW sprengte 
Schornstein 

Bremen, Sonnabend, 16.28 Uhr: Ein 
dumpfer Knall hallt über das Gelände 
des Bremer Zentralkrankenhauses an 
der St.-JÜrgen-Straße. Danach einige 
Augenblicke spannungsgeladener Stille. 
Dann e n Ruck, und ein 20 Meter hoher 
Schornstein stürzt genau in die voraus­
berechnete Richtung. Nachdem sich die 

Die Begeisterung über diesen Einsatz 
und die Gewißheit, eine gute Arbeit ge­
leistet zu haben, ist verbunden mit der 
Hoffnung und Erwartung, daß auch bei 
weiteren Auslandseinsätzen Berliner 
THW-Helfer dabei sind. B. 

Auszeichnungen für 
Katastrophenschutzhelfer 

Das vom Berliner Senat eingeführte 
Feuerwehr- und Katastrophenschutz-Eh­
renzeichen in Silber und Gold wird all­
jährlich für 10- bzw. 25jährige aktive Mit­
arbeit in einer Katastrophenschutz-Orga­
nisation vom Senator für Inneres ver­
liehen. 

erreicht. Dies war der zweithöchste 
Wasserstand seit der großen Flut von 
1962. Die THW-Helfer waren in allen 
Deichverteidigungsgebieten damit be­
schäftigt, Treibgut, das die Deiche be­
schädigte, zu bergen und mit Sandsäk­
ken Durchquellungen abzudichten. Nach 
rund 19 Stunden Einsatz kehrten die 
letzten Einheiten durchnäßt und er­
schöpft in die Unterkünfte zurück. 

A. K. 

Staubwolken verzogen haben und das 
Hornsignal zur Entwarnung ertönt, sieht 
man bei den Verantwortlichen zufriede­
ne Gesichter: Die schwierige Aufgabe 
ist erfolgreich gelöst. 

Die Vorbereitungsarbeiten hatten in den 
frühen VormiUagsstunden begonnen. 
Zunächst mußten Fallschhtze seitlich so 
in den Sockel des Schornsteins ge­
stemmt werden, daß sie hinter dem 
Schwerpunkt des Schornsteins lagen, 
damit sie beim Fall die Kippkante bilden 
konnten. Anschließend wurden die 
Bohrlöcher für die Sprengladungen ein­
gemessen und angelegt. Insgesamt 
bohrten die THW-Helfer 17 Löcher in 
das Mauerwerk des Schornsteinsockels. 
In diesen Löchern brachte man die zwi­
schen 130 und 250 Gramm schweren 
Ladungen an. Gegen 16.00 Uhr wurde 
im Schornstein nach altem Brauch noch 
einmal ein Feuer entfacht, damit er sei­
ne "Seele aushauchen konnte". 
Eine erste Orts begehung nach der 
Sprengung zeigte, mit welch großer Prä­
zision der Backstein-Riese umgekippt 
war. Wie an einer Schnur gezogen, hat­
te er sich "zu Boden gelegt". U. W. 

In einer Feierstunde im Gemeinschafts­
haus Neukölln wurden letzt durch Innen­
senator Heinrich Lummer 107 Berliner 
ausgezeichnet, davon 28 Helfer des 
THW. Sieben Helfer erhielten das 
Ehrenzeichen in Gold, 21 in Silber. B. 

Insgesamt 28 THW-Helfer wurden ausgezeichnet 
- auch eine Helferl" war unter den Geehrten. 



Niedersachsen 
Lehrgang 
für Öffentlichkeitsarbeit 

Auf dem Programm des Sachgebietslei­
ters für Öffentlichkeitsarbeit im THW­
Landesverband Niedersachsen, Bar­
mann, hatte der Lehrgang schon seit 
mehreren Jahren gestanden, aber im­
mer wieder machten die knappen Finan­
zen einen Strich durch die Rechnung. 
Eine zusätzliche Mittelzuweisung im 
Spätsommer dieses Jahres machte es 
nun möglich, den ersten Lehrgang nie­
dersächsischer THW-Helfer für Öffent­
lichkeitsarbeit in der zentral gelegenen 
Unterkunft des THW-OV Celle am 14. 
November 1981 durchzuführen. 

Nach der Begrüßung durch den gastge­
benden Ortsbeauftragten Heuer sowie 
einigen grundsätzlichen Ausführungen 
des Landesbeauftragten Leister wies 
das Tagesprogramm zwei Schwerpunkte 
auf. Zum einen hieß es, einen vom Re­
ferat THW 2 im Bundesamt für Zivil­
schutz erarbeiteten Richtlinienenlwurf für 
die Öffentlichkeitsarbeit in den Ortsver­
bänden in einem möglichst freimütigen 
Gedanken- und Erfahrungsaustausch 
durchzusprechen, zum anderen wurde 
in einem Referat von Annegrit Eichhorn, 
Redakteurin bei der Celleschen Zeitung, 
gezielt die Zusammenarbeit mit der 
Lokalredaktion behandelt. 

Frau Eichhorn weckte Verständn s für 
die Arbeit ihrer Berufskollegen und gab 
wichtige Hinweise für eine Intensivie­
rung der Zusammenarbeit mit den Jour­
nalisten, um eine bessere örtliche 
Selbstdarstellung des THW zu gewähr­
leisten. 

Die gute Resonanz der Veranstaltung 
bei den vierzig Teilnehmern wurde am 
Schluß deutlich, als man einhellig der 
Meinung war, den Lehrgang zu einer 
ständigen Einrichtung - möglichst im 
Ein-Jahres-Rhythmus - werden zu 
lassen. B. 

Behelfsbrückenbau in 
Bruchhausen·Vilsen 

Fast 20 Festmeter steinharten Bongossi­
holzes wurden bei einer Großübung des 
THW-Geschäftsführerbereichs Syke in 
Bruchhausen-Vilsen von 80 Helfern zu 
Behelfsbrücken verbaut. Dieser ganztä­
gige Einsatz bildete den Abschluß der 
Ausbildung "Holzbearbeitung" bei den 
THW-OV Bassum, Syke, Nienburg und 
Sulingen. 

Bereits morgens um 8.00 Uhr begannen 
die Helfer die von einem Mitarbeiter der 

Katastrophenschutzschule Hoya entwor­
fenen und von einem Sagewerk vorge­
fertigten Bauteile für insgesamt vier Be­
helfsbrücken zusammenzubauen. Mit 
Spannweiten von zweimal zehn und 
zweimal sechs Metern gehören sie zwar 
nicht zu den größten ihrer Art, doch 
stellte die Bearbeitung des nahezu 300 
Jahre alten, ungemein harten Bongossi­
holzes größte Anforderungen an Helfer 
und Gerät. 

Als am Abend Bürgermeister und Ge­
meindedirektor die fertigen Bauwerke 
"abnahmen", konnte sich als Gast auch 
der Leiter der Schule Hoya, Dr.-Ing. 
Kassner, vom guten Leistungsstand der 
THW-Helfer überzeugen. R. 

Fünf Ortsverbände bei 
Alarmübung im Einsatz 

Ein zehnminütiges tektonisches Erdbe­
ben im Raum Porta Westfalica-Vlotho mit 
erheblichen Gebäudeschäden sowie 
drohender Überflutung nach Beschädi­
gung der Sperrmauer eines Rückhalte­
beckens bildeten die Ausgangssituation 
für eine Großübung von THW-Ortsver­
bänden des Geschäftsführerbereichs 
Hameln. 

Am Sonntag morgen erfolgte die telefoni­
sche Alarmierung der THW-Bergungszü­
ge Hameln, Rinteln, Bückeburg, Stadt­
hagen und Holzminden - gestaffelt von 
6.50 Uhr bis 7.10 Uhr, um ein möglichst 
zeitgleiches Eintreffen am Übungsort zu 
gewährleisten. Mit den Bergungshelfern 
rückten auch der Feldkabelbautrupp und 
die Führungsgruppe TEL Hameln sowie 
verschiedene Versorgungsdiensteinhei­
ten aus. Ziel war ein Übungsdorf auf 
dem Truppenübungsplatz im Röcker 
Feld bei Bückeburg, das hervorragend 
geeignet ist für das Bergen aus Höhen. 

Wie sich herausstellte, muß der Zeit­
raum bis zur Herstellung der Marschbe­
reitschafl der Einheiten mit ca. einer 
Stunde angesetzt werden. Der Übungs-

Hohe Anforderungen an 
Helfer und Gerät stellte 
der BehertsbrOckenbau 
aus Bongossiholz. 

beginn verzögerte sich durch übermäßig 
lange Alarmzeiten in zwei Ortsverbän­
den, die mit ihrem kompletten Zug 
buchstäblich auf den "letzten Mann" ge­
wartet hatten. Überdurchschnittlich hoch 
- dies lag sicherlich daran, daß es ein 
Sonntag war - zählte die Teilnehmer­
stärke mit 180 von I 90 alarmierten Hel­
fern. 

Während die Bergungsarbeiten nach der 
Fünf-Phasen-Technik mit Seilbahn, Ab­
lassen mit lotrechter Trage, Leiterhebel, 
Leiter als schiefer Ebene, Ablassen mit 
dem Rollgliss-Gerät sowie Kennzeich­
nung der Gebäude durchgeführt werden 
konnten, mußte aus Zeitgründen der 
zweite Teil der Übung entfallen. Geplant 
waren Abstützungs- und Aussteifungsar­
beiten in und an den beschädigten Ge­
bäuden sowie das Übersetzen mit 
Schlauchbooten, Sandsackfüllung und 
-verbau und Wartungslauf der Pumpen. 
Dafür wurde als Abschluß der Übung ein 
improvisierter Wettkampf der Bergungs­
gruppen mit Ausleuchten einer Scha­
denstelle und Einsatz von Bohrhammer 
und Motorsäge durchgeführt, der vom 
THW-OV Hameln gewonnen wurde. 

Obwohl THW-Geschäftsführer Siebke 
nach Abschluß den Zweck der Alarm­
übung als erreicht ansah und den Orts­
verbänden eine gute Einsatzbereitschaft 
bescheinigte, hatte er auch Kritik anzu­
bringen. So schien es, daß einzelne Ein­
heiten Anlauf schwierigkeiten hatten, sich 
in die Lage hineinzuversetzen. Das äu­
ßerte sich u. a. dadurch, daß sie viel zu 
dicht am Schadensobjekt mit ihren Fahr­
zeugen aufgefahren waren. Auch muß 
die Befehlsgebung klarer und bestimm­
ter gehandhabt werden. Dem Meldewe­
sen wurde ebenfalls nicht genügend 
Aufmerksamkeit geschenkt. Nur ein 
Ortsverband hatte die in der Übungsord­
nung beigegebene Stärkemeldung 
schriftlich bei der Einsatzleitung abgege­
ben. Im Ernstfall aber ist die namentliche 
Erfassung für die Sicherheit der einge-
setzten Helfer lebenswichtig. B. 
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Nordrhein-Westfalen 
Katastrophenalarm für den 
THW·OV Brühl 

Eine der größten Brandkatastrophen im 
Erftkreis ereignete sich Ende vergange­
nen Jahres. Gegen 22.30 Uhr wurde die 
Freiwillige Feuerwehr Erftstadt-Liblar 
alarmiert. Im hinteren Teil der Werkhalle 
einer Kunststoff-Recycling-Firma waren 
kleine Flammen und Rauch beobachtet 
worden. Zu diesem Zeitpunkt befand 
sich niemand auf dem Firmengelände. 

In dem Gebäude lagerten große Men­
gen von Kunststoffabfall in übereinander 
gestapelten Containern. Bei einem er­
sten Löschangriff im vorderen Teil der 
Halle durch vier mit schwerem Atem­
schutz ausgerüstete Feuerwehrmänner 
brach die Dachkonstruktion über den 
freiwilligen Helfern zusammen. Die ge­
naue Unglücksursache ist noch unge­
klärt, vermutlich gaben die tragenden 
Teile durch eine Explosion, verbunden 
mit starker Hitzeeinwirkung, nach. Die 
Trümmer begruben zwei Feuerwehrka­
meraden unter sich. Für sie kam lede 
Hilfe zu spät. Der dritte konnte nur 
schwerverletzt geborgen werden, und 
der vierte erreichte unverletzt den Aus­
gang. Währenddessen breiteten sich die 
Flammen weiter aus, Durch den Kunst­
stoff entstand eine giftige Rauchwolke, 
wobei nur die günstige Windrichtung ei­
ne Evakuierung von Burgern aus nahe­
gelegenen Stadtteilen verhinderte. 

Erst im Laufe des Mittwochvormittags 
wurden die Flammen unter Kontrolle ge­
bracht und der THW-OV Brühl alarmiert. 
Die Helfer wurden am Arbeitsplatz be­
nachrichtigt und trafen sich in der THW­
Unterkunft. Um ca. 13.00 Uhr erreichte 
die erste Gruppe mit dem GKW und 
dem VW-Kombi die Einsatzstelle. Kurz 
darauf folgte die zweite Gruppe mit dem 
MKW. Zur Unterstützung wurde ein Ret­
tungshund mitgeführt. 

Den Helfern bot sich ein Trümmerberg 
aus Ziegeln und ein Gewirr von Stahl­
trägern. Nach aufwendigen Vorbereitun­
gen, wie Herausschlagen der verbliebe­
nen Ausmauerung zwischen den Stahl­
stützen im Torbereich durch ein Ab­
bruchunternehmen und Durchtrennen 
des Obergurtes mit der Sauerstofflanze 
in ca. acht Metern Höhe durch die Be­
rufsfeuerwehr Köln, konnte man mit der 
eigentlichen Bergung erst bei Einbruch 
der Dunkelheit unter Notstrombeleuch­
tung von der Längsseite der Halle aus 
beginnen . 

Jeder Stahlträger, Dachbinder sowie die 
Kranbahn mußten mit Schneidbrennern 
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Die gesamte Dachkon.truktlon der Halle war bei 
dem Brand eingestürzt. 

Feuerwehrmänner und THW~Helf.r In den Trüm­
mern der Halle. 

auseinandergetrennt, angeschlagen und 
mit Hilfe eines 65-Tonnen-Autokrans 
weggehoben werden. Es konnten nur 
jeweils zwei Helfer gleichzeitig mit den 
Brennschneidgeräten an der Schaden­
stelle arbeiten. Vorsichtiges und umsieh· 
tiges Arbeiten war wegen der unter 
Spannung liegenden Trägerteile und der 
nicht ganz zu behebenden Einsturzge­
fahr der noch stehenden Außenwand­
teile sowie einem Teil der nach unten 
hängenden Hallendecke an der Giebel­
seite notwendig. 

Trotz der immer noch anhaltenden 
Rauchentwicklung und des Schaumtep­
pichs zeigte der mitgeführte Rettungs­
hund die richtige Spur. Gegen 2.30 Uhr 
in der Nacht zum Donnerstag wurde der 
erste Feuerwehrmann unter Tragern und 
einer Betondeckenplatte gefunden. Der 
zweite verunglückte Feuerwehrmann 
wurde in einigen Metern Entfernung am 
Donnerstagmorgen gegen 8.00 Uhr ge­
borgen. 

Der Einsatz des THW-OV Brühl wurde 
am 5. November 1981 um 10.00 Uhr, 
21 Stunden nach Eintreffen an der 
Schadenstel ie, beendet. L. B. 

THW zu Gast beim 
holländischen Zivilschutz 

Die Führungskräfte des THW aus dem 
Kreis. Kleve hatten im November die 
Gelegenheit, eine verbunkerte Befehls­
steIle des holländischen Zivilschutzes zu 

besichtigen. Die Einladung der "Be­
scherming Bevolking" Nimwegen, Pro­
vinz Gelderland, war ein weiterer Schritt 
in der grenzüberschreitenden Zusam­
menarbeit, die bereits seit vielen Jahren 
besteht. So wurden bereits gemeinsame 
Übungen sowohl diesseits als auch jen­
seits der deutsch-holländischen Grenze 
durchgeführt. 

An der Besichtigung nahmen neben 
dem Geschäftsführer des THW auch ein 
Vertreter des THW-Landesbeauftragten 
teil. Nach der Begrüßung wurde den 
deutschen Gästen bei einem Rundgang 
die verbunkerte und strahlensichere Ein­
satzleitstelle gezeigt. Dabei wurden 
ausführliche Erklärungen uber die Funk­
tion einer solchen Befehlsstelle in den 
Niederlanden gegeben. 

In einem abschließenden Gespräch un­
terstrich der Vertreter des THW-Landes­
beauftragten die Notwendigkeit einer wie 
hier im Kreis Kleve bestehenden grenz­
überschreitenden Zusammenarbeit mit 
den Zivilschutz-Organisationen im Nach­
barland und bedankte sich In Namen al­
ler Teilnehmer für die Möglichkeit eines 
derart tiefen Einblicks in die Arbeit einer 
holländischen Einsatzleitstelle sowie des 
holländischen Zivilschutzes. J. P. F. 

Junghelfer errichteten 
zwei Blockhütten 

Seit zehn Jahren unterhält der THW-OV 
Bonn-Beuel Jugendgruppen. Die Jung­
helfer wachsen aus der Jugendgruppe 
in die Einsatzzüge hinein und bilden 
heute das Stammpersonal des Ortsver­
bandes. Viele haben bereits Führungs­
aufgaben übernommen. 

Seit Bestehen der Jugendgruppen wur­
den jedes Jahr Fahrten zur Katastro­
phenschutzschule Hoya oder Jugendla­
ger durchgeführt. Die Verantwortlichen 
stellten dabei immer wieder fest, daß ei­
ne Übernachtung im Zelt einige Proble­
me mit sich bringt. Was lag also näher, 
als nach einer festen Unterkunft zu su­
chen. Den beiden derzeit bestehenden 
Jugendgruppen blieb es vorbehalten, 
den langjährigen Plan im vergangenen 
Jahr zu verwirklichen . 

Auf einem Grundstück der Gemeinde 
Blankenheim (Eifel) erhielt der Ortsver­
band die Erlaubnis, vier Blockhütten zu 
bauen. Für das Jugendlager hieß des­
halb das Ziel: Errichtung von zunächst 
zwei Hütten, dabei Ausbildung in Holz­
bearbeitung . 

Nach Aufbau des Zeltlagers - Kü­
chenwagen und WC/Wasch-Container 



wurden mitgeführt - übernahm Jugend­
gruppenführer Frank Wieseder mit der 
.alten" Jugendgruppe das Zuschneiden, 
Blatten und Zapfen der Fachwerkrah­
men. Die neuen Junghelfer führten die 
Gründungsarbeiten, wie das Ausheben 
der Fundamente, das Betonieren und 
Aufsetzen der Fundamentrahmen, 
durch. 

Als nach vier Tagen der erste Dachstuhl 
aufgerichtet werden konnte, kannte die 
Arbeitsfreude der Helfer keine Grenzen 
mehr. Das Nageln der Dachhaut und 
das Anbringen der Dachschindein lief 
wie am Schnürchen, nachdem THW­
Gruppenführer Strauch die vier Dachrin­
nen angeschlagen hatte. 

Am Sonntag war EIternbesuchstag: Was 
dort an Lob geäußert wurde, schlug sich 
in einem zusätzlichen Taschengeld für 
die Junghelfer nieder. Erstaunlich war, 
wie die 14jährigen Junghelfer sich ge­
genseitig zu einer korrekten und saube­
ren Arbeitsweise anhielten. Nachdem 
die Türen und Fenster samt Glas einge­
setzt worden waren, verbrachten die 
Junghelfer die beiden letzten Nächte in 
ihrer neuen Unterkunft. Jede Hütte ist 
für eine Gruppe vorgesehen, bietet aber 
für 15 Helfer Platz zum Übernachten. 

In der zweiten Lagerwoche wurde we­
gen des schönen Wetters nur noch an 
den Vormittagen und in den Abendstun­
den gearbeitet. Die Gruppenführer hat­
ten für die freie Zeit vorgesorgt: Es 

Mit Begellterung zim­
merten die Junghetfer 
Ihre Blockhütten. 

Spaß In der zweiten 
Lagerwoche: "Wasser­
dienst" stand auf dem 
DIenstplan der &eueier 
Junghelfer. 

standen Geländemärsche nach Karte 
sowie. Wasserdienst" auf dem Freilin­
ger See auf dem Programm. Trotz der 
vielen Urlauber fanden die Junghelfer 
noch einen Platz zum Üben mit Sturm-
und Schlauchboot. Sch. 

THW·Amateurfilmer errang 
Goldmedaille 

Damit hatte der Bereitschaftsführer des 
THW-OV Gütersloh, Werner Huch, nicht 
gerechnet: Bei den Amateurfilmtagen, 
die erstmals in Gütersloh durchgeführt 
wurden, errang sein eingereichter Doku­
mentarfilm "Explosion in der Senne" 
nicht nur den vielgelobten Pressepreis 
der Amateurfilmtage, sondern auch die 
Goldmedaille des Amateurfilmkreises. 

16 Autoren hatten 24 ihrer besten Wer­
ke zur Prämiierung eingereicht. Der 
22minütige Film Huchs beinhaltet die 
Schilderung einer Übung des THW-OV 
Gütersloh, die in Zusammenarbeit mit 
dem Malteser-Hilfsdienst stattfand. Mit 
eindrucksvollen Bildern schildert der 
Film den Ablauf der Aktion, beginnend 
mit dem Alarm und endend mit einer 
Rückblende, die das Schminken der 
" Verletzten" zeigt. 

Huch hält das Geschehen im Ortsver­
band schon seit 1970 mit der Kamera 
fest. Unterstützt durch mehrere Helfer 
entstanden dabei hauptsächlich Filmbe­
richte über Übungen des Ortsverban-

Bürgermeister Adolf Gräwe (links) überreicht 
THW-S.relt.chaftsführer Warner Huch den 
Wanderpreis. 

des. Es finden sich aber auch filmisch 
festg.ehaltene Feste und einige Lehrfilme 
unter den Werken des Amateurfilmers. 

Besonders stolz ist der gesamte Orts­
verband über den selbstgedrehten 
Spielfilm, konnten sich doch einige Hel­
fer dabei zum ersten Mal als .Schau­
spieler" produzieren. 

Da der Pressepreis als Wanderpreis 
ausgeschrieben ist, hat sich Huch die 
Verpflichtung auferlegt, den Preis im 
nächsten Jahr zu verteidigen. In Vorbe­
reitung ist ein Film mit dem Titel • Ein 
Tag im Leben des Ortsverbandes Gü­
tersloh", der die Arbeit im THW aufzei­
gen soll, angefangen von der Führungs­
gruppe "Bereitschaft" über die drei 
Bergungszüge bis hin zur Versorgungs­
gruppe. 

Vielleicht spornt dieses Beispiel den ei­
nen oder anderen Ortsverband zu ähn-
licher OHentlichkeitsarbeitan. M. N. 

Nachruf 

Am 29. November 1981 verstarb plötz­
lich und unerwartet im Alter von 
54 Jahren 

Rudol! Hamm 

Bereitschaftsführer des THW-OV Essen. 

Hamm gehörte zu den ältesten und ver­
dienstvollsten Führungskräften des Orts­
verbandes Essen. Seit Januar 1953 
THW-Helfer, hat er als. Mann der ersten 
Stunde" bis zu seinem Tode in vorbildli­
cher Pflichterfüllung zum Wohle des Orts­
verbandes gewirkt. Für seine herausra­
genden Leistungen wurde er mit dem 
THW-Ehrenzeichen in Silber ausge­
zeichnet. Wir bewahren Rudolf Hamm 
ein ehrendes Andenken. 

Der Ortsbeauftragle, der Kreisbeauftrag­
le, die Helfer und die Geschäftsführung 
des THW-OV Essen 
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Hessen 
"Miteinander leben -
einander verstehen" 

unter diesem Motto veranstaltete die 
Werner-Wicker-Klinik Relnhardshausen 
an einem Samstag eine Floß fahrt auf 
dem Edersee für 40 Rollstuhlfahrer. Der 
THW-OV Bad Wildungen hatte am Reh­
bach ein Floß gebaut, das mit drei 
Außenbordmotoren angetrieben wurde. 
Für die Sicherheit dieser Fahrt und de­
ren reibungslosen Ablauf zeichneten der 
DLRG-Ortsverband Bad Wildungen und 
die DLRG-Station Rehbach verantwort­
lich. 

Bereits am frühen Samstagvormittag 
wurden die Rollstuhlfahrer mit Spezial­
bussen von Reinhardshausen zum Reh­
bach am Edersee gefahren. Nachdem 
die Behlndenen Ihren Platz auf dem 
Floß eingenommen hatten und auch 
Begleiter, Arzte und Pflegepersonal an 
Bord waren, ertönte das Kommando 
"Ablegen!". 

Dieter Lakkomy vom THW gab während 
der Fahrt einige Erläuterungen uber die 
Entstehung und Bedeutung der Edertal­
sperre. Nach der Rückkehr von der 
mehr als dreistündigen Floßfahrt ver­
sammelten sich die Behinderten mit 
Freunden, Pflegepersonal und Beglei­
tern auf dem Gelände des THW-OV 
Rehbach, um hier noch einen Nachmit­
tag in froher Runde zu verbringen. 

Der Chefarzt dankte den Mitarbeitern 
der Werner-Wicker-Klinik für die Hilfe, 
sein Dank galt auch dem THW-OV Bad 
Wildungen und den Mitarbeitern der 
DLRG G. A. 

Geburtstagswunsch 
ging In Erfüllung 

Nach zehnjähriger Planung konnte der 
THW-OV Grünberg im Rahmen seiner 
Zwanzig-Jahr-Feier ein neues Unter­
kunltsgebäude einweihen. Von Anfang 
an war der Ortsverband in unzureichen­
den Räumlichkeiten untergebracht und 
mußte sich damit abfinden, immer wie­
der behelfsmäßige Unterkünfte fur seine 

Zwecke umzubauen und instandzuhal­
ten. Die Integration der THW-Baumaß­
nahmen in den vor Jahren durchgeführ­
ten Neubau der Gallushallen sCheiterte, 
weil die Stadt zum damaligen Zeitpunkt 
allein die Kosten hätte tragen müssen. 
Danach gab es Schwierigkeiten mit der 
Bereitstellung von Bundesmitteln, und 
nur durch den unermüdlichen Einsatz 
des damaligen Bürgermeisters Herzog, 
der das Gelände, auf dem die heutige 
Gallushalle und der Feuerwehrstütz­
punkt sowie die THW-Unterkunft stehen, 
aus Privatbesitz für die Stadt erwarb, 
war es zu verdanken, daß diese Nach­
barschaft der Hilfsorganisationen mög­
lich wurde. 

Ortsbeauftragter Helmut Nickel gab in 
seiner Begrüßungsansprache einen 
Überblick über das Geschehen in dem 
THW-Ortsverband. 

Derzeit verfügt das THW in Grünberg 
über einen mit den neuesten Fahrzeu­
gen ausgestatteten Bergungszug sowie 
einige Fahrzeuge und Anhänger fur 
Sonderdienste. 

Erster Kreisbeigeordneter Gerulf Herzog 
würdigte die Arbeit seines Amtsvorgän­
gers Kar! Anschütz, der dazu beigetra­
gen hatte, den THW-OV Grünberg zu 
gründen. Schon damals bestand der 
Gedanke, eine gemeinsame Unterkunft 
für Feuerwehr und THW zu schaffen, um 
noch schneller gemeinsame Hilfe leisten 
zu kannen. 

Unter den zahlreichen Ehrengästen bei 
der Einweihung der Unterkunft waren 
auch Bürgermeister Siegbert Damasch­
ke, Kreisbrandinspektor Otto Schaaf, 
stv. THW-Landesbeauftragter Dipl.-Ing. 
Dietrich Franz sowie Vertreter von Poli­
zei, Forstbehörde, Bundeswehr und be­
freundeter Hilfsorganisationen. Sch. 

Holzbrücke erstellt 

Der THW-OV Hünfeld hat nach einem 
Unwetter auf Ersuchen der Gemeinde 
Rasdorf eine Notbrücke über den Gold­
bach gebaut, um den landwirtschaftli-

Rheinland-Pfalz 
Stadt Alzey ehrte THW·Helfer 

Aus den Händen von Bürgermeister Dr. 
Buchheim erhielten 27 Helfer des THW­
OV Alzey Urkunden sowie silberne und 
goldene Ehrennadeln der Stadt Alzey für 
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langJährige Verdienste zum Wohle der 
Stadt. Dr. Buchheim betonte in seiner 
Rede, die Stadt Alzey ehre gemäß ei­
nem Beschluß des Stadtrates erstmals 
He'fer des THW, weil man sich einig sei, 
daß die Arbeit dieser Organisation mit 

chen sowie den Verkehr zu einem Ju­
gendzeltplatz sicherzustellen. Die Holz­
brücke wurde in einer Nachtübung unter 
der Oberleitung von Bauingenieur Ulrich 
Winkler und der Einsatzleitung von 
Klaus Eikelmann erstellt. Dabei wurden 
die 36 THW-Helfer gleichzeitig damit 
vertraut gemacht, schwierige Arbeiten 
bei "Kunstlicht" auszuführen. 

Eingesetzt hatte der Ortsverband seinen 
Bergungszug mit drei Gruppen, eine 
Elektrogruppe, die die Baustelle mit elf 
Halogenscheinwerfern ausleuchtete und 
für Strom über ein Notstromaggregat 
sorgte, sowie den Verpflegungszug un­
ter Truppführer Wolfgang Wehner, der 
um Mitternacht einen kräftigen Imbiß 
reichte. J. 

Alarm auf dem Eichenberger 
Bahnhof 

Eine nicht alltagliche Übung veranstalte­
ten Technisches Hilfswerk, Deutsche 
Bundesbahn und die Freiwilligen Feuer­
wehren Neu-Eichenbergs an einem Wo­
chenende: Angenommener Ernstfall war 
ein Pkw-Unfall Im Bereich der Gleise 
und eine Gefährdung des Zugverkehrs. 
Zahlreiche Beobachter, unter ihnen Bür­
germeister Gerhard Hannich, Kreis­
brandmeister Hoffmann sowie Mitarbei­
ter der Deutschen Bundesbahn verfolg­
ten die Übung. 

60 Helfer der Feuerwehr und des THW 
waren am Bahnhof im Einsatz. Sie wur­
den von Angehörigen der Bundesbahn 
eingewiesen und zu den Einsatzorten 
gelotst. Zur Bekämpfung des Fahrzeug­
brandes nahm das Löschfahrzeug Was­
ser aus einem Fischteich auf. 

Anschließend wurde mit Rettungsschere 
und Spreizer das Bergen "verletzter" 
Autoinsassen gezeigt. 

Ein Beleuchtungstrupp des THW sorgte 
für Licht bei den Aktionen. Fachleute der 
Bundesbahn demonstrierten und erläu­
terten die Gefahren im Bereich von 
Fahrleitungen. A. W. 

den übrigen städtischen Hilfsorganisatio­
nen gleichzusetzen ist. Der THW-OV AI­
zey habe in den vergangenen Jahren in 
der Stadt und für die Stadt wertvolle Ar­
beit geleistet und sei mit Garant dafür, 
daß die Bürger ruhig schlafen könnten. 



BOrgermelster Dr. Buchhelm (BIldmitte) im 
Kreis der geehrten THW-Helfer. 

Bisher habe man eine vorzügliche Auf­
gabenteilung und Zusammenarbeit unter 
den Alzeyer Hilfsorganisationen gehabt, 
so daß es für ihn als Bürgermeister eine 
Genugtuung sei, 27 aktive Helfer des 
THW mit Urkunden und Ehrennadeln 
auszuzeichnen. 

THW-Ortsbeauftragter Lothar Bauer 
brachte in seiner Dankesrede zum Aus­
druck, man sei sehr stolz auf diese 
Auszeichnung und bleibe auch künftig 
bemüht, zum Wohle der Stadt und ihrer 
Bürger tätig zu sein. Die Ehrung trage 
dazu bei, die Helferschaft des Ortsver­
bandes auch für ihre weiteren Aufgaben 
zu motivieren. 

THW-Landesbeauftragter Dr.-Ing. Fried­
rich Dölbor beglückwünschte nicht nur 
die geehrten Helfer und Führungskräfte, 
sondern auch den Bürgermeister und 
den Stadtrat von Alzey zu dieser Idee 
der Auszeichnung. Dr. Dölbor wies dar­
auf hin, daß die Stadt mit dieser Ehrung 
die Arbeit der ehrenamtlichen Helfer 
auszeichne und das THW als mit den 
anderen Hilfsorganisationen gleichrangig 
anerkenne. Bisher sei eine äußere Aner­
kennung der Leistung von THW-Helfern 
durch kommunale Einrichtungen sehr 
selten. D. 

Nachteinsatz des 
THW·OV Worms 

Um 20.30 Uhr wurde der THW-OV 
Worms von der Polizei alarmiert, um im 
Wormser Vorort Heppenheim ein vom 
Einsturz bedrohtes Haus abzustützen. 
20 Helfer des Bergungszugs und zehn 
Helfer des Instandsetzungszugs mit VW­
Kombi, Lkw, zwei MKW und dem GKW 
fuhren zum Einsatzort. 

Die der Straßenseite zugewandte Gie­
belseite eines anderthalbstöckigen 
Wohnhauses hatte sich um etwa 
30 Zentimeter gesetzt und war um etwa 
40 Zentimeter nach außen wegge­
rutscht, so daß die gesamte Giebelwand 
sich dem Inneren des Hauses zugeneigt 
hatte. 

Eine Gruppe wurde zu Absprießarbeiten 
innerhalb des Hauses eingesetzt, um ei­
nen Einsturz des Giebels, der zur voll-

ständigen Zerstörung des Hauses ge­
führt hätte, zu vermeiden. Gleichzeitig 
wurde der Mauerfuß gegen weiteres Ab­
ru tschen zur Straße von einer zweiten 
Gruppe abgestützt. Die Helfer des In­
standsetzungszugs transportierten inzwi­
schen das gesamte Mobiliar der Bewoh­
ner in benachbarte Häuser und 
Scheunen. 

Gegen 21.00 Uhr wurde die Schaden­
stelle ausgeleuchtet. Die gesamten Ab­
stützungs- und Unterfangarbeiten waren 
gegen 24.00 Uhr beendet. B. H. 

THW·Einsatz nach 
Gasexplosion 

Im Rhein-Neckar-Raum ereigneten sich in 
letzter Zeit vier schwere Gasexplosio­
nen, davon allein zwei im Frankenthaler 
Vorort Studernheim. Bei einem dieser 
tragischen Unfälle wurde ein anderthalb­
stöckiges Haus derart stark beschädigt, 
daß es einzustürzen drohte. Trotz meh­
rerer Hilfsangebote der THW-Führungs­
kräfte erfolgte die Alarmierung des 
Bergungszugs erst mit gut einstündiger 
Verspätung. Da aber bereits vor der ei­
gentlichen Alarmierung von den Füh­
rungskräften Vorbereitungen getroffen 
worden waren, konnte das THW frühzei­
tig mit drei Fahrzeugen und 17 Helfern, 
mit Abstützmaterial ausgerüstet, aus­
rücken. 

Nachdem der Schadensumfang festge­
stellt worden war, wurde sofort mit den 

Abstützarbeiten begonnen. Die Explo­
sion hatte das ganze Haus in seiner vol­
len Länge durchgeschlagen. Selbst in 
dem am weitesten vom Zentrum der Ex­
plosion gelegenen Schlafzimmer wurde 
die Decke angehoben und ein Fenster­
pfosten herausgedrückt sowie ein Teil 
des Daches abgedeckt. Am Haus wur­
den die THW-Helfer mit allen Schadens­
elementen konfrontiert: Rutschfläche, 
Schichtung, "Puppenhaus·, angeschla­
gener Raum sowie ausgeblasene Wände 
mit Randtrümmern. 

Die Feuerwehr hatte die schwerverletzte 
Hausbewohnerin bereits geborgen und 
den Entstehungsbrand gelöscht. Die Ab­
stützung des Hauses erfolgte durch 
Strebstützen, Schwelljoch mit Unterzug 
und Aussteifungen der Fensteröffnun­
gen. Anschließend wurden aus den 
Schuttmassen die persönlichen Wertge­
genstände und Dokumente der inzwi­
schen ihren Verletzungen erlegenen 
Hausbewohnerin geborgen. Der Einsatz 
des THW endete spät in der Nacht. 

Noch in derselben Nacht begannen die 
Stadtwerke damit, die Straße unmittelbar 
vor dem Haus aufzureißen, um die an­
gerissene Gas-Hauptleitung instandzu­
setzen. Dabei verschob sich das ange­
schlagene Haus noch weiter, der T otal­
einsturz wurde lediglich durch die Ab­
stützungen des THW verhindert. Nach 
Abschluß der polizeilichen Untersuchun­
gen wurde das Gebäude eine Woche 
später abgerissen. C. A. 

Die Abstützung des 
Hauses erfolgt u. a. 
durch Strebstützen. 

Die THW-Helfer bergen 
den Hausrat und Wert­
gegenstände. 
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Saarland 
Hochwasser in Saarbrücken 

Ein Donnerstag im Herbst 1981: Wieder 
Hochwasser im Saartal, aber diesmal 
höher, so hoch wie es nur alle zehn 
Jahre einmal auftritt! Schon um 13.00 
Uhr steht bei einem Pegelstand von 
4,80 Metern die Saarbrücker Stadtauto­
bahn unterWasser. Um 14.00 Uhr tritt 
der Katastrophenschutzstab zusammen, 
um 19.15 Uhr wird Katastrophenalarm 
ausgelöst. Und das Wasser steigt und 
steigt; zeitweise bis zu 60 Zentimeter in 
der Stunde! Um Mitternacht ist bereits 
ein Pegelstand von 7,84 Metern erreicht, 
fünf Meter über dem Normalstand . 

Mehr als 1 200 Helfer von Feuerwehr, 
THW und Rotem Kreuz rücken zum Ein­
satz aus, besonders zu den Schwer­
punkten In der Saarbrücker Innenstadt, 
in Fechingen und ,n Gr08rosseln. 

Schon gleich zu Anfang sind alle THW­
Ortsverbande des Stadtverbandes Saar­
brucken beteiligt, verstarkt durch Grup­
pen mit Pumpen aus Merzig, Saarlouis, 
St. Wendel, Nohfelden, Nonnweiler, 
Neukirchen, IIlingen, Spiesen-Elvers­
berg, Blieskastel-Aßweiler, Theley und 
Freisen. Insgesamt sind am ersten Tag 
fast 300 THW-Helfer in zahlreichen 
Einzelgruppen bei der Arbeit. 

Etwa 30 Pumpen sind dort eingesetzt, 
wo in Kellern oder Wohnungen der 
Wasserstand niedrig gehalten werden 
muß, um empfindliche Geräte, elektri­
sche Anlagen oder wertvolle Dinge zu 
schützen. Natürlich kann bei dem Aus­
maß des Hochwassers nur an wenigen 
krilischen Stellen Hilfe geleistet werden. 
Wo es notwendig ist, werden diese 
Arbeiten unterstutzt durch Sandsack­
Barrieren. Von früh bis spat füllen Helfer 
Sandsacke und bnngen sie an die Ein­
baustellen. 

Besonders schlimm sieht es In Großros­
sein aus. Dort steht das ganze Zentrum 
meterhoch unter Wasser, und das THW 
übernimmt mit fünf Booten die Evaku­
ierung der Menschen aus den überflute­
ten Häusern. Selbst die Zollbeamten am 
Grenzübergang müssen ihre Dienst­
räume verlassen. Die THW-Boote 
werden in Großrossein Verkehrsmittel 
Nummer 1. 

Der Einsatz von Feuerwehr und THW 
wird vom KatS-Stab In Saarbrücken 
koordiniert und geleitet. Hier laufen al le 
Schadensmeldungen zusammen und 
werden gesichtet. Dann werden unter 
Berücksichtigung der Gesamtlage und 
der verfügbaren Krafte die Einsatzbefeh­
le an die Einheiten gegeben. Ohne die 
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früher häufig auftretende Hektik arbeitet 
der Stab jetzt schon recht rouliniert. Die 
Vertreter des THW im Stab, die sich im 
Zwölf-Stunden-Rhythmus ablösen, ha­
ben über Telefon Verbindung mit der 
Leitstelle in Saarbrücken-St. Arnual 

Der Einsatz der Einheiten, Stärkemel­
dungen, Lageberichte, alles klappt viel 
besser und schneller als bei früheren 
Hochwasserkatastrophen. Aber auch die 
Helfer draußen zeigen, daß sie bereit 
sind, sich einzusetzen, und daß sie ihr 
Handwerk verstehen . Sie beschränken 
sich nur darauf, den Wasserspiegel 
niedrig zu halten, solange das Wasser 
nicht fallt. Und das dauert lange! Ein 
langsames Absinken um 14 Zentimeter 
bis Freitagmittag, dann steigt das Was­
ser erneut an und steht am Freitagabend 
bis 7,96 Meter, nur etwa ein Meter nied­
riger als beim letzten großen Hochwas­
ser im Mai 1970. 

Die ganze Zeit über stehen letzt standig 
rund 100 THW-Helfer an den eingesetz­
ten Pumpen. In bestimmtem Rhythmus 
werden sie ausgewechselt und durch fri­
sche Kräfte ersetzt. Uberall dort stehen 
sie bereit, wo irreparable Schäden ent­
stehen können oder unersetzbare Güter 
gefahrdet sind. 

Erst am Samstag morgen, als der Hoch­
wasserspiegel langsam, dann immer 
schneller zu sinken beginnt, kann eine 
Pumpe nach der anderen abgeschaltet 
werden . Noch wird eine Anzahl Helfer in 
Bereitschaft gehalten, aber die Helfer 
aus dem nördlichen Saarland konnen 
abrücken. 

Am Samstag um 17.00 Uhr Wird der 
THW-Einsatz be endet. Das Auspumpen 
von überfluteten Kel lern , die sich nicht 
selbst beim Rückgang des Hochwassers 
entleeren, kann jetzt von der Feuerwehr 
allein übernommen werden. Die THW­
Helfer können - nach zweitagigem Ein­
satz - mit dem Gehihl abrücken, durch 
ihren Einsatz an den Brennpunkten ge­
meinsam mit den anderen Hilfskräften 
größere Schäden abgewendet zu haben. 

D. M.-P. 

Zehn Jahre THW-OV Spiesen­
Elversberg 

Doppelten Grund zum Feiern hatte der 
THW-OV Spiesen-Elversberg : Der Orts­
verband feierte sein zehnlahnges Beste­
hen sowie die offizielle Übergabe der 
neuen Unterkunft in Sp,esen . Das vier­
tägige Festprogramm wurde eingeleitet 
mit einem Platzkonzert des Spielmanns­
zugs der Freiwilligen Feuerwehr Elvers-

Nach dem Feldgottesdienst zeichnet Hluplsach­
geblet.~ter Jochurn verdhtnte Hefflt' ein Orts­
verblndes aus (von link.): Ort.beauftragter 
Han. Müller, Gerd Jochum, Klau. Gabel, 
Thom •• Schmttt, Hans-Wemer Stoffer, Helmut 
Garu, Zugführer Warner Kaufmann und Helfer­
.precher Qerd Weißgerber. 

berg und des Freien Fanfarenzugs 
Spiesen. 

Als Dank für ihr Verstandnis für den 
nicht immer vermeidbaren Larm bei der 
Ausbildung der Helfer hatte der Ortsver­
band am ersten Veranstaltungstag die 
Anwohner der benachbarten Wohnsied­
lung "Am Wildbertsstock " zu einem 
Empfang eingeladen. Der Nachmittag 
gehörte ganz den Kindern . Bei verschie­
denen Spielen und Wettkämpfen konn­
ten sie sich nach Herzenslust austoben. 

Der zweite Tag stand ganz im Zeichen 
/des Jubiläums und der Unterkunftsein­
weihung . "Jugend im THW " hieß das 
Motto des dritten Veranstaltungstages, 
zu dem die Schüler der beiden Haupt­
schulen eingeladen worden waren. Hier 
stellte das THW zusammen mit der Frei­
willigen Feuerwehr, dem Deutschen Ro­
ten Kreuz und dem Malteser-Hilfsdienst 
die Arbeit und Aufgaben der Katastro­
phenschutzeinheiten sowie die Möglich­
keiten der Zusammenarbeit vor. Am 
praktischen Beispiel demonstrierte die 
THW-Jugendgruppe den Einsatz im 
Katastrophenfall. 

Zum " Waldfest " am Nachmittag war die 
Bevölkerung eingeladen, frohe und ge­
mütliche Stunden beim THW zu ver­
leben. 

Ein weiterer Höhepunkt der FeStlichkei­
ten war der ökumenische Feld-Gottes­
dienst am letzten Tag, in dessen Verlauf 
die Unterkunft eingeweiht wurde. An­
schließend zeichnete in Vertretung des 
THW-Landesbeauftragten Hauptsachge­
bietsleiter Gert Jochum verdiente Helfer 
aus. 

Praktische Vorführungen und Bergungs­
übungen kennzeichneten das Programm 
am Nachmittag, das in einen bunten 
Abend mündete und seinen Ausklang In 
einem "großen Feuerwerk " fand . H. M. 



Zu Gast bei der Freiwilligen 
Feuerwehr 

Der Löschbezirk der Freiwilligen Feuer­
wehr Reinheim hatte den THW-OV 
IIlingen zu einer Informationsveranstal­
tung eingeladen. Der Ortsverband nutzte 
diese Gelegenheit zur' Durchführung ei­
nes Zeltlagers mit einer Übungseinlage 
und Ausstellung aller Geräte und Fahr­
zeuge des Instandsetzungszugs. Die 
Kameraden der Feuerwehr waren bei 
der Vorführung und Erklärung der Aus­
rüstung interessierte und fach kritische 
Zuhörer und Zuschauer. Es zeigte sich, 
wie wichtig das Kennenlernen von Fach­
dienst zu Fachdienst ist. G. J. 

n Tag der offenen Tür" 

Der THW-OV Blieskastel führte unter 
der Leitung von Ortsbeaunragtem Stolz 
einen" Tag der offenen Tür" durch. 
Hierbei konnten die Unterkunft sowie 
ein kompletter Bergungszug und die Zu­
satzausstattung besichtigt werden. Vor­
führungen aus dem Fachdienst 
"Bergung" ergänzten das Programm. 

Ein Höhepunkt waren die Vorführungen 
der Jugendgruppe unter Leitung von 
Gruppenführer Uhl. Ihre Aufgaben, die 
Bergung von" Verletzten" aus Tiefen­
ais Einweihung des erst kürzlich im er­
sten Bauabschnitt in Eigenleistung fer­
tiggestellten Trümmergeländes - führten 
die Jugendlichen gekonnt durch und 
wurden dafür mit viel Beifall von einigen 
hundert Zuschauern bedacht. Für das 
leibliche Wohl der gut besuchten Veran­
staltung, an der auch Abordnungen 
anderer THW-Ortsverbände des Ge­
schäftsführerbereichs teilnahmen, war 
hervorragend gesorgt. 

Kreistagsmitglied Gaa, Regierungsober­
amtsrat Martini, Beigeordneter Blatt so­
wie THW-Landesbeauftragter Günter 
Faß freuten sich über den gelungenen 
Tag, zu dessen guten Verlauf auch Ehe­
frauen und Bräute der Helfer beigetra-
gen hatten. G. F. 

Spaß beim Wasserdienst 

Die Jugendgruppe des THW-OV Merzig, 
geführt vom stv. Ortsbeauftragten Gil­
bert Braun, hat in ihrem Ausbildungspro­
gramm den Wasserdienst großgeschrie­
ben. Da der Ortsverband im Rahmen 
der Wasserdienstplanung im Saarland 
mit einer Acht-Tonnen-Fähre ausgestat­
tet ist, ist die Heranbildung von Nach­
wuchskräften im Wasserdienst dringend 
erforderlich. 

Auf dem THW-Übungsgelände an der 
Mosel wurden die Junghelfer mit dem 
nassen Element vertraut gemacht. 
Übungsfahrten mit dem motorgetriebe-

nen Schlauchboot brachten bei der 
praktischen Ausbildung manchen Spaß. 
Nach kurzer GewÖhnungszeit ging es an 
die harte Ausbildungsarbeit. Der Motor 
wurde abgeschaltet, und die Junghelfer 
mußten zum Stechpaddel greifen. Nach 
den Kommandos des Ausbilders, Fäh­
renführer Harald Braun, versuchten die 
Helfer in der Strömung der Mosel das 
Schlauchboot in die gewünschte Fahrt­
richtung zu bewegen. Nach kurzer Zeit 
stellten die THW-Junghelfer fest, daß 
das Fahren mit Motorkraft wesentlich 
leichter ist. H. B. 

THW·Jugendgruppe besuchte 
Rettungsleitstelle 

Im Rahmen ihrer Ausbildung hatte die 
Jugendgruppe des THW Völklingen die 
Gelegenheit, die Rettungsleitstelle des 
Saarland es beim Winterbergkrankenhaus 
in Saarbrücken zu besichtigen. 

Den ersten Eindruck vom Rettungswe­
sen im Saarland erhielten die Junghelfer 
im Arbeitsraum der Leitstelle, die Tag 
und Nacht von mindestens zwei Mitar­
beitern besetzt ist. In dieser zentralen 
Schaltstelle laufen alle eingehenden 
Notrufe unter der einheitlichen Nummer 
110 aus dem ganzen Saarland zusam­
men. Von hier wird dann der Einsatz der 
Rettungsfahrzeuge koordiniert, auch der 
Einsatz des Rettungshubschraubers 
"Christoph 16". 

Fochkundlg begu1-
echten die Feuerwehr­
minn ... die Geräteaul­
atattung des THW. 

Der Funkkontakt der zentralen Leitstelle 
mit allen Städten und Gemeinden des 
Saarlandes wird über mehrere Relaissta­
tionen gewährleistet. Um aber die Arbeit 
leisten zu können, die bei der Vielzahl 
der Notrufe auf die Mitarbeiter zukommt, 
steht eine Computeranlage zur Verfü­
gung, die stets mit allen aktuellen Infor­
mationen "gefüttert" wird. Die Anlage 
ermittelt bei Eingabe der eingehenden 
Informationen umgehend die am gün­
stigsten postierten Rettungsfahrzeuge. 
Aufgrund dieser Angaben kann nun über 
Funk der Einsatzbefehl ergehen, so daß 
schnelle und fachgerechte Hilfe möglich 
wird. Alle Gespräche werden mitge­
schnitten, um bei Nachfragen den Vor­
gang nachvollziehen zu können. 

Die THW-Junghelfer konnten feststellen, 
daß die Einsatzkräfte in der Leitstelle 
auch zu normalen Zeiten nicht über Ar­
beitsmangel klagen können. Sie brau­
chen ein großes Maß an Erfahrung, um 
jede Situation richtig einzuschätzen. 

In helle Begeisterung gerieten die Ju­
gendlichen beim Blick in das "Innenle­
ben" des Computers der Leitstelle. So­
viel Elektronik war für sie einfach über­
wältigend. Doch der krönende Abschluß 
dieses Ausbildungstages war die Be­
sichtigung des Rettungshubschraubers 
"Christoph 16" aus nächster Nähe. Ei­
ner der Piloten gab der Jugendgruppe 
technische Erläuterungen und berichtete 
über seine Aufgabe, den Wettlauf mit 
der Zeit. M. W. 

_---------:=-_~, ~' ... il:.!i; • .:'~~------ Nach der Besichtigung 
ein Gruppenbild 
vor dem Rettung ... 

,r. ft... hublCht'lluber 
~ _ "Chrlsloph 16". 
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Baden-Württemberg 
Gasexplosion in Baden·Baden 

Wahrscheinlich durch das Versagen der 
Sicherheitseinrichtungen eines Gas­
durchlauferhitzers wurde in Baden-Ba­
den eine Gasexplosion ausgelöst, bei 
der zwei Frauen verletzt, zwei Wohnun­
gen total zerstört und die anderen sechs 
Wohnungen in diesem Acht-Familien­
Haus mehr oder weniger stark in Mitlei­
denschaft gezogen wurden. 

AI, .,.,tn erkundeten die THW·Helfer die 
Schaden, tene. 

Im Einsatz waren die Feuerwehr, das 
THW, das DRK und der Fuhrpark der 
Stadt. Die THW-Helfer zogen mit Hilfe 
des Greifzugs und der Motorwinde des 
GKW die lose hangenden Mauerteile 
heraus, steiften die Zwischenwande aus, 
stutzten die Stockwerksdecken ab und 
trennten einen Ringanker mit dem 
Brennschneidgerät. J. Sch. 

Luzerner Zivilschutzbeauf· 
tragte Im Kreis Esslingen 

Mitte November 1981 konnte der THW­
Landesverband Baden-Württemberg ei­
ne 19köpfige Delegation des Zivilschutz­
verbandes des Kantons Luzern (Region 
Ost) Im Landkreis Esslingen begrüßen. 
Untergebracht waren die Schweizer Ga­
ste in der Katastrophenschutzschule des 
Landes in Neuhausen. Die Betreuung 
übernahm der THW-OV KirchheimlTeck, 
der auch das Programm gestaltet hatte. 
Im Mittelpunkt des Interesses der Gäste 
stand die Aus- und Fortbildung der im 
Katastrophenschutz tatlgen Helfer und 
Führungskrafte in der Bundesrepublik 

38 ZS·MAGAZIN 1/82 

Deutschland, mit Schwerpunkt auf dem 
Fachdienst Bergung. 

Nach der Begrüßung der Besuchergrup­
pe durch Landrat Dr. Braun und THW­
Landesbeauftragten Dip '. -Ing. Rolf 
Schneider im Landratsamt Esslingen 
wurde die dortige Befehlsstelle der Ka­
tastrophenschutzleitung und der Einsatz­
leitwagen des Kreises besichtigt. Der 
Leiter der Landeskatastrophenschutz­
schule, Kullen, gab eine Einführung in 
die Organisation des Katastrophenschut­
zes in der Bundesrepublik und infor­
mierte uber die Aufgaben der Schule. 

Nach dieser Einführung verfolgten die 
Gäste, die in der Schweiz als" Instrukto­
ren" für Zivilschutzhelfer tatig sind, eine 
Bergungsausbildung des THW-OV 
Kirchheim. Die Lehrvorführung war vom 
Lehrgruppenleiter an der Landesschule, 
Lillich, zusammengestellt worden, der 
den fachkundigen Gästen auch die ein­
zelnen Maßnahmen erlauterte und Fra­
gen beantwortete. Anschließend erhiel­
ten die Besucher einen Einblick in die 
Grundausbildung der Kirchheimer THW­
Helfer, speziell in den Bereich " Holzbe­
arbeitung " . 

Die Freiwillige Feuerwehr Ochsenwang 
hatte ihre gemütliche Unterkunft für ei­
nen gemeinsamen Abend zur Verfügung 
gestellt und für die musikalische Umrah­
mung gesorgt. Die Schweizer Gäste tru­
gen mit einem Sketch ebenso zum Ge­
lingen des Abends bei wie der Verpfle­
gungstrupp des THW-OV Kirchheim, der 
sich in altbewährter Manier um das leib­
liche Wohl kümmerte. 

Bevor die Gaste zur Rückreise aufbra­
chen, besuchten sie das Technische 
Zentrum der Stadt Kirchheim und ließen 
sich über Aufgaben und Ausstattung des 
THW-Instandsetzungsdienstes informie­
ren. Bei der Verabschiedung durch 
THW-Landesbeauftragten Dipl.-Ing. Rolf 
Schneider und den Kirchheimer THW-

THW.ortlbeauftragler Gerd Frühling (rechts) er­
läutert den Gälten die Holzbearbeitung Im THW. 

Ortsbeauftragten, Gerd Frühling, zeigte 
sich der Sprecher der Schweizer Dele­
gation, Koch, tief beeindruckt von der 

Vielfalt des Erlebten. Er verband seine 
Anerkennung mit der Hoffnung, daß dies 
nicht das letzte Treffen gewesen sei und 
lud die Gastgeber zu einem Gegenbe-
such ein. J. B. 

Bailey·Brücken· 
Modellbausatz 

Über das Bailey-Brückenbaugerät wurde 
im Zivilschutz-Magazin 12/72 bereits 
sehr ausführlich berichtet. Damit das 
THW jederzeit schnell und fachgerecht 
Ersatzübergänge mit hoher Tragfahigkeit 
sowie großer freier Stütz weite aus die­
sem vorbereiteten Brückengerat erstel­
len kann, ist sehr wesentlich, daß die 
Helfer in der Handhabung des Gerates 
gründlich ausgebildet werden und die 
einzelnen Montagearbeiten beherrschen. 
Diese Ausbildung wird auf Standorte be­
ne bei den THW-Ortsverbanden und an 
der Katastrophenschutzschule des Bun­
des - Außensteile Hoya - durchgeführt. 

Vornehmlich für die Ausbildung am 
Standort ist die Verwendung eines 
Modellbausatzes aus vielerlei Gründen 
zweckmäßig. Die THW-Landesleitung 
Baden-Württemberg regte deshalb bel 
der obersten Straßenbaubehörde des 
Landes, dem Ministerium für Wirtschaft 
und Verkehr, an, einen derartigen Mo­
dellbausatz zu beschaffen. Dieser steht 
nun den Ortsverbanden des THW, die 
für den Bailey-Brückenbau über Fach­
kräfte verfügen, zur Verfügung. 

Mit dem Modellbausatz, der sämtliche 
Bauelemente des Bailey-Gerats in exak­
ter Verkleinerung im Maßstab 1:6 ent­
hält, können im Unterrichtsraum die ver­
schiedenen Varianten der Brückenmon­
tage äußerst wirklichkeitsnah geübt 
werden. 

Die Helfer des THW-OV Achern haben 
mit dem Bausatz eine zweiwandige, ein­
stöckige Bailey-Brücke einschließlich 
dem für die Montage nöllgen Vorbau­
schnabel während der abendlichen Aus­
bildung gebaut. Auf einer Brückenlangs­
seite wurde noch ein Fußgängersteg 
vorgehängt. 

Durch diese Maßnahme - Personen­
und Fahrzeugverkehr ist dadurch ge­
trennt möglich - wird die Übergangslei­
stung erheblich gesteigert. 

Durch die Benutzung des Modellbausat­
zes wird die Ausbildung im Errichten 
von Behelfsbrücken sehr verbessert. 
Besonders in der kalten Jahreszeit kön­
nen mit Hilfe des Modellbausatzes die 
grundlegenden Einweisungen als Vor­
stufe für die oblektbezogene Ausbildung 



Für die Ausbildung Im Standort Ist der Model/­
bausatz einer 8alley-8rücke sehr zweckmäßig. 

am eigentlichen Gerat vorgenommen 
werden. Diese Ausbildung erfolgt dann 
im Regelfall im jeweiligen Brückengerä­
telager der Straßenbauverwaltung. 

Noch zu erwähnen ist, daß der Modell­
bausatz auch in der Öffentlichkeitsarbeit 
(.Bailey-Brückenbau durch das THW") 
großen Anklang findet. Das Fachpubli­
kum ist dabei ganz besonders von der 
Detaildarstellung beeindruckt. G. K. 

Eine "Schinderei", 
die Spaß machte 

Nach einem schweren Unwetter wurde 
ein Holzabfuhrweg in einem steilen 
Waldgebiet unmittelbar in der Nähe von 
Schramberg weggespült. Die Erd- und 
Geröllmassen wurden bis auf eine 
150 Meter tiefer liegende Straße herun­
tergeschwemmt. Nach genauer Untersu­
chung der Gefahrenstelle kamen Polizei 
und THW überein, daß der THW-OV 
Schramberg in zwei Übungseinsätzen 
Geröllverbauungen und eine Drainage 
an der Abrutschstelle anbringen sollte. 

Beim ersten Einsatz wurden über 16 
Meter lange Eichenstämme gefällt und 
ca. 25 Meter unterhalb des herabgebro­
chenen Weges mit einer Seilwinde ein­
gezogen. Die übereinandergestapelten 
Baumstämme wurden mit nebeneinan­
dergesteilten Stempeln versehen und 
mit Weiden verflochten. Mit einem Bag­
ger wurde gleichzeitig der Waldweg 
bergseitig aufgerissen, so daß eine Drai­
nage eingebracht werden konnte. 

Beim zweiten Einsatz wurde dann das 
Abwasser der Drainage in ein eigens zu 
diesem Zweck installiertes Fallrohr gelei­
tet. Das Rohr wurde am Hang an Holz­
pflöcken befestigt und dann von oben 
bis unten eingeschottert. Währenddes­
sen brachten die Helfer 50 Meter unter 
der ersten eine zweite, kleinere Geröll­
verbauung an. Zehn Stämme von ca. 25 
Zentimeter Durchmesser und einer Län­
ge von acht Metern wurden von Hand 
an die Verbauungsstelle gebracht und 
aufeinander geschichtet. Zum Abschluß 
wurde noch die erste Geröllsperre mit 
Steinen und Erde aufgefüllt. J. K. 

Naturhöhle gesäubert 

Der THW-OV Riedlingen reinigte eine 
Schacht höhle, die einzige unerschlosse­
ne Naturhöhle im Kreis Biberach. Sor­
gen bei der Säuberung bereitete der 
schmale Einstieg von etwa 1,5 mal 
1,5 Metern und die Höhlentiefe von ca. 
zehn bis zwölf Metern. Aber für die gut 
ausgerüsteten Helfer, die mit Seilzug, 
Materialtonne und vielen weiteren tech­
nischen Geräten ausrückten, war das 
Problem bald gemeistert. Daß sich in 
den Jahren viel Unrat in der Höhle ge-

Nur eine kleine Öffnung führt In die Naturhöhle 
hinab. 

sammelt hat, bewies ein voller Anhän­
ger, den das THW anschließend abfah­
ren mußte. Nach der Arbeit wurden die 
THW-Helfer von Landrat Dr. Steuer zu 
einer Vesper eingeladen. J. B. 

Wintereinbruch erforderte 
THW·Einsätze 

Die Helfer des THW-OV Biberach hatten 
keinen beschaulichen ersten Advent­
Sonntag: Mehrmals mußten sie an die­
sem Tag in den Einsatz. Der frühe Win­
tereinbruch mit Regen und großen Men­
gen Naßschnee forderte seinen Tribut. 
In Unterharmersbach geriet eine Pkw­
Fahrerin mit ihrem Wagen von der Fahr­
bahn ab und stürzte in den Harmers­
bach. Glücklicherweise bl;eb die Fahre­
rin unverletzt, das Fahrzeug wurde vom 
THW geborgen. 

Zu einem schweren Unfall wurden die 
Helfer von DRK und THW in die Schot­
tenhöfe gerufen. Im Benedikt-Heim hat­
te der Freiburger Domchor geprobt, ge­
gen 15 Uhr brach Domkapellmeister Rai­
mund Hug die Proben ab und bat die 
Chormitglieder, wegen des schlechten 
Wetters lieber den Heimweg anzutreten. 
Eine Pkw-Kolonne setzte sich darauf in 
Marsch. Da brach unter der Schneelast 
eine Tanne zusammen und fiel auf einen 
vorbeifahrenden Wagen. Die Fahrerin 
des vorausfahrenden Wagens stieg aus 

und wollte den Insassen des einge­
klemmten Fahrzeugs zu Hilfe kommen. 
In diesem Augenblick brach ein weiterer 
Baum unter seiner Schneelast zusam­
men und begrub die junge Frau unter 
sich. Sie konnte erst geborgen werden, 
nachdem sich das THW buchstäblich zur 
SchadensteIle durchgekämpft und die 
Zufahrt freigeschnitten hatte. Die junge 
Frau erlitt so schwere Kopfverletzungen, 
daß im Zeller Krankenhaus nur noch ihr 
Tod festgestellt werden konnte. 

Eine weitere junge Frau erlitt durch die­
sen Unfall einen so starken Schock, daß 
sie vom THW mit einer Bergungsschlep­
pe über einen Kilometer weit zu Tal ge­
tragen werden mußte. 

Aufregung gab es auch um die Beifahre­
rin der verunglückten jungen Frau, sie 
hatte nach dem Unfall Hilfe holen wollen 
und war nicht mehr aufgetaucht. Die 
Helfer suchten bis zum Einbruch der 
Dunkelheit die Umgebung ab, da man 
befürchtete, sie habe sich im Schnee­
treiben verirrt. Später erfuhren die Hel­
fer, daß diese auch unter Schock ste­
hende Frau von einem Pkw-Fahrer nach 
Hause gebracht worden war. Sch. 

Deckenabstützungen 
im Gymnasium 

Für die 730 Schüler des Suso-Gymna­
siums in Konstanz wäre ein Traum fast 
in Erfüllung gegangen, für die Verant­
wortlichen ist aber ein Alptraum vorläufig 
vorüber. Das vor dem Ersten Weltkrieg 
erbaute Gymnasium zeigte in den ver­
gangenen Jahren immer wieder Dek­
kenrisse. In der letzten Zeit waren die 

Insgesamt haben die THW-Hetfer 220 Stützen 
eingezogen. 
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Risse immer starker geworden. Ein hin­
zugezogenes Ingenieur-Buro fur Bau­
statik überprüne die Standfestigkeit des 
Gebaudes und stellte fest, daß ein leich­
tes Erdbeben oder eine schnelle Räu­
mung der Schule Einsturzgefahr bedeu­
ten wurden. 

Der THW-OV Konstanz wurde um Hilfe 
gebeten und sagte zu. An einem Sams­
tag ging es um 4.00 Uhr morgens los: 
220 Stutzen wurden eingezogen. Die 
Arbeit wurde durch ein abgehängtes 

Tonnengewölbe erschwert. Durch diese 
Scheindecken mußte erst eine Ausspa­
rung geslemmt werden, um die Stützen 
bis zur tragenden Decke durchzuführen. 
Um 18.00 Uhr war die Arbeit beende!. 
Der Schul betrieb wurde nicht unterbro­
chen. 

Einige Tage später besichtigte der Mini­
sterpräsident von Baden-Württemberg, 
Lothar Spath, das Suso-Gymnasium und 
begutachtete auch die gute Arbeit des 
Konstanzer THW. Sch. 

THW.Übung mit Wettbewerbscharakter 

Im Herbst vergangenen Jahres fand in 
Wiesloch eine Übung aller fünf THW­
Ortsverbände des Rhein-Neckar-Kreises 
statt, die in ihrer AufgabensteIlung ein 
Novum darstellte. 

Abweichend vom Üblichen entschloß 
sich die THW-Führung, eine bewertete 
Übung mit dem Hauptthema "Grundaus­
bildung " durchzuführen. Es sollten ins­
gesamt neun Gruppen aus den Ortsver­
banden Eberbach, Ladenburg, Neckar­
gemünd, Sinsheim und Wiesloch einfa­
che. aber von ledem Helfer zu beherr­
schende Aufgaben lösen 

Im einzelnen durchliefen die Gruppen 
einen Parcours mit fünf Aufgaben zu 
den Themen "Heben schwerer Lasten" 
(Drelbock), .. Metallbearbeitung ", "Holz­
bearbeitung" , "Sliche und Bunde " und 
"Notbeleuchtung". Jede übende Grup-
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pe wurde von einem Schiedsrichter 
überwacht, der gleichzeitig auch Daten 
für die Auswertung auf speziell für diese 
Übung entwickelten Auswertungsbögen 
aufnahm. Die Einteilung der Gruppen 
und Schiedsrichter übernahm die soge­
nannte Einsatzleitung, die auch für den 
zeitlichen Ablauf der Übung verantwort­
lich war. Die Übungsleitung erstellte 
nach Beendigung aller Aufgaben für je­
de übende Gruppe eine Art Abschluß­
bericht, aus dem Schlüsse über den 
Ausbildungsstand der Gruppe gezogen 
werden. 

Die Übung hat beispielsweise gezeigt, 
daß einigen Helfern der einfache Anker­
stich unbekannt ist oder daß bei falscher 
Belastung ein Drelbock aus Rundhölzern 
(10 cm) umfallen kann. Diese Fehler-

den Weftkampf.ufga­
ben gehör1. da. Auf.tel­
len eloe. Or.lbock, .. . 

ebenso wie der manchmal beobachtete 
etwas großzügige Umgang mit den 
Sicherheitsbestimmungen - waren viel­
leicht bei einer "normalen" Ubung ohne 
Wettbewerbscharakter nicht aufgetreten. 
Doch sollten die Helfer auch in Streßsi­
tualionen einfache Arbeiten gut ausfüh­
ren können. 

Der Erstplazierte bei dieser Übung, die 
GaslWasser-Gruppe des Ortsverbandes 
Neckargemünd, errang 341 Punkte, die 
meisten Gruppen erhielten um die 
270 Punkte und der Letztplazierte 
205 Punkte. K. B. 

Nachruf 

Im Alter von 83 Jahren verstarb am 
13. Dezember 1981 der frühere Kreis­
und Ortsbeauftragte des THW-OV 
Freiburg 

Willy Jäger 

Jäger ehörte zu den Männern der er­
sten Stunde im THW. Nach AufbauleI­
stungen und Einsatzen in der Techni­
schen Nothille, der er bereits seit dem 
Jahre 1919 angehörte, wurde Jager 
1950 THW-Helfer im neu gegründeten 
Ortsverband Freiburg. Schon ein Jahr 
spater wurde er zum Orts beauftragten 
bestellt und leitete den Orts verband 
Freiburg bis 1974. An den Gründungen 
anderer Ortsverbände in Baden-Würt­
temberg war der Verstorbene maßgeb­
lich beteiligt 

Seine ausgezeichneten Kontakte, die 
Jäger als Stadtrat von Freiburg zu den 
Behörden und Institutionen hatte, waren 
in dieser Aufbauphase des THW von un­
schätzbarem Wert. 

Als Orts- und Kreisbeaunragter für Frei­
burg stellte Jager seine langlahrige Er­
fahrung in den Dienst des THW und 
schuf auf diese Weise eine solide und 
tragfähige Grundlage für eine weitere er­
folgreiche Arbeit seiner Nachfolger. 

Besonders hervorzuheben ist seine 
Initiative zu einem" Tag des freiwilligen 
Helfers", den Jäger im Jahre 1955 unter 
Beteiligung aller Hilfsorganisationen ins 
Leben rief. Die Veranstaltung wird seit­
dem in regelmäßigen Abstanden in Frei­
burg durchgeführt und hat in vielen 
Städten inzwischen Nachahmung ge­
funden. 

Für seine großen Verdienste um das 
THW wurde Jäger das THW-Ehren­
zeichen in Gold verliehen. 

Das THW Wird ihm stets ein ehrendes 
Andenken bewahren. 

Der Direktor der Bundesanstalt Techni­
sches Hilfswerk 

Der Landesbeauftragte fur Baden-Würt­
temberg 



Bayern 
Eine nicht alltägliche 
Hilfeleistung 

Ende November wurde den Helfern des 
THW-OV Starnberg eine interessante 
Aufgabe angeboten, bei der vor allem 
die Atemschutzgeräteträger zum Einsatz 
kommen sollten. 

Im Jahre 1867 entdeckte man in Gau­
ting bei der Suche nach Wasser die da­
mals stärkste Schwefelquelle im ehema­
ligen Deutschen Reich. Diese Quelle 
wurde bis 1905 für Heilzwecke genutzt. 
Nach 1905 geriet die Quelle in Verges­
senheit. Der Brunnen wurde erst im 
Jahre 1981 bei Umbauarbeiten in einem 
Haus wieder aufgefunden. THW-Helfer 
sollten nun den ca. 25 Meter tiefen und 
aus Ziegeln gemauerten Brunnen­
schacht erforschen. 

Zur ersten Erkundung wurde der Brun­
nen mit einem 1000-Watt-Scheinwerfer 
ausgeleuchtet. Am Grunde sah man 
Wasser spiegeln, der direkte Zugang 
zum unteren Teil des Brunnens wurde 
jedoch durch ein querstehendes Teil 
versperrt. Da nicht bekannt war, ob im 
Brunnenschacht Sauerstoff vorhanden 
war, arbeitete sich ein Atemschutzgerä­
teträger, am Rollgliss-Gerät hängend, 
bis zu der Sperre vor. Mit dem Atem­
sChutzgerat blieb dem Helfer nicht viel 
Bewegungsfreiheit, um das Hindernis an 
einem zweiten Rollgliss-Gerät zu befe­
stigen. 

Nachdem der Helfer wieder aus dem 
Schacht gezogen worden war, sollte das 

Ab.Ueg In die Dunkelheit: Erkundung des 
25 Meter tiefen Brunnenschachles. 

Heben des sperrigen Teils - ein alter 
Holzbalken - beginnen. Nach kurzer An­
strengung erledigte sich das Problem 
aber von selbst; das Holz war durch die 
Feuchtigkeit im Laufe der Jahre so 
morsch geworden, daß es unter dem 
Zug des Hubseils einfach zerbrach und 
in das etwa sechs Meter tiefer liegende 
Wasser fiel. Erst jetzt konnte man se­
hen, daß im Wasser noch ein weiteres, 
rundes Teil steckte. 

Wiederum mußte ein Helfer mit Atem­
schutz abgelassen werden, um die unte­
re Brunnenregion auf Stabilität des Mau­
ergefüges zu untersuchen und um das 
zweite Holzteil am Zugseil zu befesti­
gen. Recht zäh löste sich .das Teil aus 
dem Wasser und dem darunter befind li-

ehen Schlamm. Als die Oberkante des 
Schachtes erreicht war, konnten die 
Helfer sehen, daß es sich hier nicht nur 
um einen alten Baumstamm handelte, 
sondern daß sie einen Teil einer alten 
Wasserleitung geborgen hatten; der 
Baumstamm war nämlich axial durch­
bohrt und zeigte Bearbeitungsspuren. 

Der Stammabschnitt, der sich im Wasser 
und im Schlamm befunden hatte, war 
erstaunlich gut erhalten. Da der Brunnen 
nach dem Umbau des Hauses in einem 
Kellerraum endete, konnte das ca. 
sechs Meter lange Holzstück nicht senk­
recht aus dem Brunnen gezogen wer­
den, sondern mußte vorsichtig und ab­
schnittsweise geborgen werden. 

C. D. M. 

THW·Ehrenzeichen für Wilhelm Heilmann 

25 Jahre war Wilhelm Heilmann Ortsbe­
auftragter des THW-OV Bayreuth, nun 
legte er sein Ehrenamt in jüngere Hän­
de, bleibt aber weiterhin THW-Kreisbe­
auftragter. Heilmann nahm bei seiner 
Amtsübergabe aus den Händen von 
THW-Direktor Dipl.-Ing. Hermann 
Ahrens in Anwesenheit vieler Ehrengä­
ste die höchste THW-Auszeichnung -
das Ehrenzeichen in Gold - in Empfang. 
Ahrens hob in seiner Laudatio hervor, 
daß mit der Verleihung des THW-Ehren­
zeichens die Verdienste eines Mannes 
gewürdigt werden, der zu den herausra­
genden Führungskräften im THW gehö­
re. Heilmann habe sich in außerordent­
lich intensiver Arbeit für die Fortentwick-

lung seines Ortsverbandes eingesetzt 
und seine Helfer stets zu höchsten Lei­
stungen angehalten. Sein besonderes 
Anliegen sei es gewesen, die Ausbil­
dung der Helfer immer weiter zu ver­
bessern, um dadurch einen hohen Lei­
stungsstand zu erreichen. Kleine und 
große Einsätze hätten den Erfolg seiner 
Bemühungen sichtbar unter Beweis ge­
steilt. 

Ahrens hob auch den vorbildlichen Ein­
satz Heilmanns beim Ausbau der Unter­
kunft des Ortsverbandes hervor. Viele 
Stunden seiner Freizeit habe er dafür 
aufgewendet und damit den Helfern ein 
nachahmenswertes Beispiel gegeben. 

TliW-ortsbeauftragter HeUmann (3. von rechts) Im Krel. seiner Führungsmannschatt. 
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Stromerzeuger 
für THW·OV Starnberg 

"Ab nach Kassel" hieß es Mitte Novem­
ber vergangenen Jahres für einige Füh­
rungskräfte und Fahrer des THW-OV 
Starnberg. Der Landkreis Starnberg hat­
te im Frühjahr 1981 einen eigenen 
Stromerzeuger bestellt, ein Aggregat, 
das, durch einen Dieselmotor angetrie­
ben, eine elektrische Leistung von 
61 kVA erzeugt. 

Da die Betreuung des Notstromaggre­
gats durch Helfer des THW-OV Starn­
berg erfolgen sollte, übernahm es der 
Ortsverband, den Stromerzeuger bei der 
Herstellerfirma in Kassel abzuholen . In 
zweitägiger Fahrt erfolgte die Überfüh­
rung des zweiachsigen Lkw-Anhängers 
mit dem montierten , geräuschisolierten 
"Kraftwerk ". Nach der Übergabe des 
Gerätes an das THW durch Landrat Dr. 
Rudolf Widmann wiesen Techniker der 

Landrat Dr. Rudolf Widmen" (rechts) hindigt 
THW-orta- und Kral'beauftragten Dleter Wim­
mer den Schlü, .. , für das Notstromaggregat 
aua. 

Isar-Amper-Werke die THW-Helfer der 
Elektro-Gruppe in die Technik der Lei­
tungsnetzeinspeisung über eine Trans­
formatorenstation ein. 

Das Aggregat, das vornehmlich bei 
großflachlgen Stromausfällen eingesetzt 
werden soll , ermöglicht es durch eine 
SynchroOlsierungseinrichtung, mit weite­
ren Stromerzeugern parallel geschaltet 
zu werden, um so auch größere Lei­
stungen erzeugen zu können. C. D. M. 

Dreißig Jahre 
THW·OV Augsburg 

Vor dreißig Jahren haben 25 Helfer den 
THW-OV Augsburg aus der Taufe geho­
ben. Was damals mit ein paar Schaufeln, 
Hacken und einem Schubkarren begon­
nen wurde, hat sich inzwischen zu einer 
einsatzfahigen Truppe entwickelt. Den 
mittlerweile über 260 Helfern, die in ei­
nem Instandsetzungszug und fünf 
Bergungszügen organisiert sind, stehen 
heute 26 Fahrzeuge zur Verfügung . 

Daß es für die Helfer keine Pause gibt, 
zeigte auch und gerade die Geburts­
tagsfeier am 13. November 1981. Trotz 
eines Empfangs durch Oberbürgermei­
ster Hans Breuer mußte der 5. Ber-
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Oberbürgermeister Hans Breuer (Mitte) übergibt 
THW-ort.beauftragten Norbert Rolher zwei 
Funkalarmempfönger. 

gungszug des Ortsvereins ausrücken : 
Ein Lkw war auf der Autobahn umge­
stürzt und es galt, die Ladung zu 
bergen. 

In seiner Ansprache würdigte der Ober­
bürgermeister die Arbeit des THW und 
wies darauf hin, daß die Organisation ein 
unverzichtbarer Bestandtei l des Kata­
strophenschutzes der Stadt sei. Das 
THW habe, so der Oberbürgermeister, 
seine gute Arbeit auch im Einsatz für 
gemeinnützige Zwecke unter Beweis 
gestellt. Ortsbeauftragten Norbert Rother 
überreichte Oberbürgermeister Breuer 
als Geburtstagsgeschenk zwei Funk­
alarmwecker. 

Der Feierstunde vorangegangen war 
eine Selbstdarstellung des THW-OV 
Augsburg. Auf den Plätzen der Innen­
stadt ließen sich die Helfer bei der Ar­
beit über die Schulter schauen. Vorge­
führt wurden die zahlreichen EInsatz­
und Arbeitsmöglichkeiten. Die Palette 
der Demonstrationen reichte vom Absei­
len mit dem Rollgliss-Gerät über Ber­
gung "Verletzter" aus Unfallautos mit 
Hilfe der Rettungsschere bis hin zu 
Arbeiten des Instandsetzungszugs. 

Bei so viel Interessantem für die Er­
wachsenen kamen auch die Kinder nicht 
zu kurz. Für sie hatte das THW einen 
Spielplatz aufgebaut und betrieben . 

Den Abschluß der Festwoche bildete 
eine Veranstaltung in der Augsburger 
Stadiongaststätte. H, P. 

THW·Einsatz nach Schneefall 

Obwohl man sich beim THW-OV Hof für 
die Adventszeit bereits auf etwas mehr 
Ruhe und Beschaulichkeit eingestellt 
hatte, begann der Dezember mit einem 
Paukenschlag : Im ganzen Land hatte es 
stark geschneit. Die Einsatzzentrale der 
Polizeidirektion Hof war über die zusatz­
lieh am 1. und 4. Dezember gefahrenen 
THW-Schichten sehr dankbar, galt es 
doch, drohende Straßensperrungen 
durch sturzgefährdete Baume und lie­
gengebliebene Kraftfahrzeuge abzuwen­
den. Die altbewährte THW-Einsatzcrew 
entledigte sich der erteilten Aufträge in 
gewohnter Manier. 

Am zweiten Adventssonntag läutete um 
9.15 Uhr beim THW-Ortsbeauftragten 
das Telefon : Ein mit 11000 Litern Milch 
beladenes Tankfahrzeug war in der Nä­
he von Hof infolge Schneeglätte in ei­
nen Teich gerutscht. Die Polizei bat das 
THW um Hilfe bei der Bergung des 
Fahrzeuges und um Beseitigung eventu­
ell auslaufenden Treibstoffs. Außerge­
wöhnlich viele sonntägliche Zuschauer 
gaben "gute Ratschläge" , als durch die 
Saug- und Druckschläuche diesmal fri­
sche Milch in einen bereitgestellten 
Tankanhänger floß. 
Gegen Mittag wurde zusätzlich die Feu­
erwehr angefordert, da für die Lkw-Ber­
gung die Trossen der beiden schweren 
Kräne auch "wasserseitig " angeschla­
gen werden mußten, der THW-OV Hof 
sein Boot wegen der labilen Eisdecke 
auf dem Teich jedoch nicht einsetzen 
konnte und man auf das Schlauchboot 
der Feuerwehr Hof zurückgreifen mußte. 
Als gegen 17.00 Uhr der Lastwagen 
wieder auf dem Damm stand , war noch 
die Böschung abzusichern, einige Sack 
Ölbinder wurden vorsorglich ausge­
streut. 
Bereits zwei Tage später beseitigte die 
THW-Mannschaft im Auftrag der Polizei 
rund 25 Bäume, die die Bundesstraße 2 
bei Münchberg blockierten. 

Die Führung des Ortsverbandes hatte 
für Samstag, den 12. Dezember 1981 , 
eine Einsatzgruppe zur Unterstützung 
des seit Tagen im Einsatz befindlichen 
THW-OV Kronach zusammengestellt. 
Die Helfer sollten Schnee von Fabrik­
dächern im Frankenwald schaufeln, um 
drohender Einsturzgefahr vorzubeugen. 

Am Freitag schließlich schri llten gegen 
20.15 Uhr die Funkalarmempfänger. Auf 
dem Flugplatz Hof-Pirk war ein Flugzeug 
vom Typ "Piper Navayo " einer finni­
schen Fluggesellschaft in dichtem 
Schneetreiben beim Start von der ROll­
bahn abgekommen und seitlich in den 
Schnee gerast. Glücklicherweise kamen 
alle acht Insassen mit dem Schrecken 
davon. Die Beschädigungen an Tragflä­
chen und Fahrwerk waren erheblich. 
Nach Freigabe der Maschine durch das 
Luftfahrt-Bundesamt wurde sie von den 
THW-Helfern geborgen. In sicherem Ab­
stand war eine Beleuchtung aufgebaut 
worden . Das Umpumpen des Flugben­
zins hatte wegen der tiefen Temperatu­
ren und des starken Windes etwas von 
seiner Gefährlichkeit verloren, trotzdem 
mußten außergewöhnliche Sicherheits­
maßnahmen gegen eventuelle Funken­
bildung ergriffen werden . Flugleitung , 
Polizei, Pilot und Flugplatzfeuerwehr lei­
steten tatkräftige Unterstützung. Weit 
nach Mitternacht hing die drei Tonnen 
schwere, zweimotorige Maschine end­
lich am Haken des Kranfahrzeugs und 
konnte langsam in die Halle befördert 
werden. H. K. 



Warndienst 
Elektronische Sirenen 
tür den Warndienst 

Am 17. Dezember 1981 begann für den 
Warndienst ein neues Kapitel: 

An diesem Tage wurde in Hambrücken 
die erste Anlage mit fünf neuartigen 
elektronischen Sirenen öffentlich in Be­
trieb genommen. Damit ist der Warn­
dienst dem Ziel, den Aufbau eines lei­
stungsfähigen Warn netzes abzuschlie­
ßen, mit dem die Bevölkerung der Bun­
desrepublik vor den Gefahren eines 
Verteidigungsfalls rechtzeitig, umfassend 
und gut verständlich gewarnt werden 
kann, ein deutliches Stück näherge­
kommen. 

Ein Blick zurück auf die bisherige Ent­
wicklung veranschaulicht wohl am be­
sten die Bedeutung dieser neuen Gene­
ration von Warngeräten : Als der Warn­
dienst in der Bundesrepublik aufgebaut 
wurde, griff man zunächst zurück auf die 
bereits im Zweiten Weltkrieg bewährte 
und noch heute nahezu unveränderte 
Elektrosirene. Diese bezieht ihre An­
triebsenergie aus dem öffentlichen 
Stromnetz. Falls dieses durch äußere 
Einwirkungen zum Erliegen kommt, ist 
auch das Sirenennetz nicht mehr funk­
tionsfähig. 

Ein erster Schritt, diese Abhängigkeit zu 
beseitigen, war Anfang der 60er Jahre 
die Beschaffung mobiler Elektrosirenen 
mit eigener Stromversorgung. Ihre Auf­
gabe, bei Ausfall der Stromversorgung 
die Funktionsfähigkeit des Warnnetzes 
aufrecht zu erhalten, vermochten diese 
Geräte aufgrund geringer Stückzahl und 
begrenzter Lautstärke in Verbindung mit 
noch unzureichender Beweglichkeit nur 
bedingt zu erfüllen. 

Ein großer Fortschritt waren dann die mit 
Preßluft unabhängig vom Stromnetz be­
triebenen Hochleistungssirenen, mit de­
nen eine Fläche von mehreren Quadrat­
kilometern beschallt werden kann. 

Mit fortschreitendem Aufbau des Warn­
netzes zeigte sich aber, daß es an ei­
nem netzunabhängigen Warngerät für 
kleinräumige Beschallung mangelte. Auf 
Anregung des Bundesamtes für Zivil­
schutz wurde von einigen Fachfirmen 
der Bau eines solchen leistungsfähigen 
Warngeräts auf der Basis bereits entwik­
kelter und auf dem Elektromarkt vorhan­
dener Bauteile in Angriff genommen. 

Als Ergebnis dieses Projekts entstand 
die in Hambrücken erstmals im Rahmen 
eines Pilotprojektes aufgebaute elektro­
nische Sirene. Bei diesem Warngerät 

wird das Warnsignal elektronisch durch 
Tongenerator und Verstärker erzeugt 
und über mehrere, je nach umliegender 
Bebauung unterschiedlich angeordnete 
Lautsprecher abgestrahlt. Außerdem be­
steht die Möglichkeit, Sprachdurchsagen 
über Mikrophon, vorbereitete Tonbänder 
oder Funk durchzuführen. Die Eingabe 
über Mikrophon erfolgt dabei entweder 
zentral oder am Steuerschrank der ein­
zelnen Sirene. Zu Testzwecken kann 
überdies jedes gespeicherte Signal auch 
mit geringer Lautstärke abgestrahlt 
werden. 

Der Aufbau der elektronischen Sirene ist 
denkbar einfach. Sie besteht aus einem 
Schaltschrank mit Tongenerator, Endstu­
fe(n), Netzteil und Notstromversorgung -
dies in Baustein-Einschubtechnik - und 
einer Lautsprechergruppe. Anzahl und 
Anordnung der Lautsprecher richten 
sich nach den örtlichen Gegebenheiten. 
Hierdurch wird eine Anpassung der 
Schallverteilung an Bebauung, Ortsgren­
zen, Bodenwellen, vorherrschende 
Windrichtung und andere spezifische 
Einflüsse erzielt. 

Die Lautsprechergruppe 
auf einem Sirenenmast. 

Die Anzahl und Anord­
nung der Lautsprecher 
richtet sich nach örtli­
chen Gegebenheiten, 

Die Energieversorgung wird durch eine 
eingebaute, automatische Notstromver­
sorgung sichergestellt, die bei Netzaus­
fall ausreichend Energie für zwanzig voi­
le Alarme liefert. Die wartungsfreien 
Akkumulatoren werden vom Stromnetz 
ständig nachgeladen. Durch das Fehlen 
beweglicher Teile ist die Anlage extrem 
wartungsarm. 

Erste Schallmessungen in Hambrücken 
ergaben, daß die mit einer Leistung von 
500 bzw. 1000 Watt - je nach Lautspre­
chergruppe - abgestrahlten Warnsignale 
in ihrer Qualität und Reichweite über 
den von Elektrosirenen bekannten Stan­
dard deutlich hinausragen. Die Sprach­
durehsagen waren mit wenigen Ein­
schränkungen - durch starke Windein­
wirkung und standortbedingt - gut ver­
ständlich. Eine Repräsentativumfrage 
unter der Bevölkerung ergab sehr gute 
bis zufriedenstellende Verständlichkeit in 
fast allen Ortsbereichen. Bei erforderli­
chen Detailinformationen, die nur verbal 
gegeben werden können, wie z. B. Ein­
zelheiten einer A-Warnung, ist dies von 
großem Vorteil. 
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Der SChattechrlnk der elektronlachen Sirene. 

Neben dem Projekt Hambrücken wurden 
weitere vier Sirenen in Zaisenhausen 
(Landkreis Karlsruhe) und eine Sirene in 
Rottenburg (Landkreis Tübingenl instal­
liert. Auch in Bayern sind zehn elektro­
nische Sirenen im Aufbau befindlich. 

Damit ist ein Anfang gemacht, auch auf 
dem Gebiet der örtlichen Einrichtungen 
des Warndienstes die Neuerungen der 
Elektronik zu nutzen, um das Warnnetz 
sicherer, wartungsärmer und kostengün­
stiger zu machen. W. P. 

Welf König 

WamamtVIII 
seit 20 Jahren 
einsatzbereit 
Zwolf Jahre in Rottenbu rg -
Überblick über die generelle 
Entwicklung des Warndienstes 

(Fortsetzung aus Heft 12/81) 

1971 . Die im April vom BzB herausge­
gebene Richtlinie für die Einrichtung von 
Auslösebereichen mit Ferntastgeräten 
verbessert die Möglichkeit, gezielt auf 
tatsächlich gefährdete Gebiete Warnun­
gen auszusprechen und dafür zu sor­
gen, daß notwendiger Alarm örtlich aus­
gelöst wird (vgl. 1976). 

Zum Jahresende waren 12358 Warn­
stellen an das Warnnetz angeschlossen. 

1971 172 wurden Weisungen erlassen 
und erste Beschaffungsmaßnahmen 
durch das BzB durchgeführt für den Bau 
von Kartenaufsichtsplätzen in den Warn­
ämtern. 
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1972173 ergingen um die Jahreswende 
die Weisungen des BzB zur Planung, 
Erkundung und Aufstellung eines Net­
zes von warndiensteigenen, halbauto­
matisch arbeitenden, unbemannten 
Meßstelien (WDMSt). Diese haben das 
vorgesehene bemannte Beobachtungs­
und ABC-Meßsteliennetz (BAMSt) des 
Katastrophenschutzes (KatS) sinnvoll zu 
ergänzen. Ziel des WO war es, insge­
samt 1000 derartiger WDMStn netzartig 
über das ganze Gebiet der Bundesrepu­
blik Deutschland aufzubauen. 

58000 Sirenen und 12345 Warnstellen 
sind bei Jahresende an das Warnnetz 
angeschlossen. 

1974 wurde ab 1. Januar die bisherige 
Bezeichnung" Bundesamt für zivilen 
Bevölkerungsschutz " geändert in "Bun­
desamt für Zivilschutz" (BZS). 

1975 waren mit Stand Ende Dezember 
58771 Sirenen und 12760 Warnstellen 
an das Warnnetz angeschlossen. 

1976 wurde am 9. August durch die Be­
kanntmachung der Neufassung des Ge­
setzes über den Zivilschutz (ZSG) das 
bisher geltende "Erste Gesetz über 
Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevöl­
kerung" von 1957 ersetzt (BGBI. I 
Nr. 99 vom 14. 8.). Die rechtlichen 
Grundlagen für den Warndienst sind 
auch hier im § 7 enthalten, die An­
schlußpflicht lebens- und verteidigungs­
wichtiger Betriebe an den Warndienst 
regelt §8. 

Mit Stand Ende September resp. De­
zember waren 59315/59705 Sirenen 
und 12532/12507 Warnstellen an das 
Warnnetz angeschlossen. 

Die Verringerung der Warnsteilenteilneh­
mer gegenüber dem Vorjahr war eine 
unmittelbare Auswirkung der Verwal­
tungs- und Kreisreform in den Bundes­
ländern. Durch diese Reform wurde die 
Zahl der bisher selbständigen Gemein­
den erheblich verringert, wodurch sich 
damit auch die Zahl der bisherigen Be­
darfsträger verminderte (vgl. 1970). 

1977. Als Sirenensignale bestanden in 
den 70er Jahren: 

• im Verteidigungsfal l 
- Luftalarm - eine Minute Heulton 
- ABC-Alarm - zweimal unterbrochener 
Heulton von einer Minute, nach 30 Se­
kunden Wiederholung 
- Entwarnung - eine Minute Dauerton 

• im Frieden 
- Feueralarm - eine Min ute zweimal un­
terbrochener Dauerton 
- Katastrophenalarm - Signal für 
Feueralarm, nach 12 Sekunden Pause­
Signal Entwarnung 

1978 erging im September die Verfü­
gung zur künftig einheitlichen Bezeich­
nung für Ferntastgeräte (Fachd. Wsg . 

WO Nr. 5/78) . Hiernach werden die 
Ferntastgeräte künftig unterschieden 
nach 
- vorgeordneten 
- nachgeordneten 
- eigenständigen (vgl. 1971 ). 
Nach jahrelangen Vorarbeiten erfolgte 
nunmehr die endgültige Weisung zum 
Beginn des Baues der Kartenanlagen für 
EInsatzleiter und Verbindungsführer 
(Fachd. Wsg. WO Nr. 5/78) . In diesem 
Jahr erging auch die Weisung zur ver­
besserten räumlichen Ausgestaltung und 
Unterbringung der WDLMStn (Fachd. 
Wsg. WO 6/78, vgl. auch 1961). 

Ende Dezember waren an das Warnnetz 
60972 Sirenen und 12152 Warnstellen 
angeschlossen. 

In der DDR tragen seit Januar die Offi­
ziere und Unteroffiziere der Zivilverteidi­
gung (ZV) (vgl. 1970) eine steingraue 
Uniform mit violetter Paspellierung auf 
Schulterstücken und -klappen, Kragen­
spiegei und Ärmelpatten , an Waffenrock 
und Hose weiße Biesen. Leiter ist der 
Minister des Innern und Chef der Volks­
polizei. Obwohl dem Minister des Innern 
unterstehend, ist die ZV einschließlich 
Warndienst militärisch straff gegliedert 
und wird entsprechend geführt. 

1979 waren in der Bundesrepublik an 
das Warnnetz angeschlossen : 61511 Si­
renen und 12170 Warnstellen. 
Die Sirenensignale umfassen nun: 
• im Verteidigungsfall 
- Luftalarm 
- ABC-Alarm 
- Entwarnung 

• im Frieden 
- Feueralarm 
- Rundfunkgeräte einschalten und auf 
Durchsagen achten - eine Minute 
Heulton. 

Mit dieser Arbeit wurde versucht, einen 
geschichtlichen Überblick über die Ent­
wicklung des Warndienstes in Deutsch­
land im Frieden, Ersten Weltkrieg , der 
Nachkriegszeit, vor, während und nach 
dem Zweiten Weltkrieg zu geben. Die 
Darstellung erhebt in keiner Weise den 
Anspruch auf Vollständigkeit. Besonders 
fehlen nähere Angaben über die Ent­
wicklung in der DDR (vgl. unter 1958). 

Es war auch nicht die Absicht des Ver­
fassers, einen umfassenden Bericht 
über den Warndienst in der Bundesre­
publik Deutschland zu geben. 

Dennoch mag demjenigen, der sich mit 
dem Warndienst als einer wichtigen hu­
manitären Aufgabe im Rahmen des Zivil­
schutzes befaßt, klar werden, wie seit 
dem Erscheinen von Fluggeräten verant­
wortungsbewußte Persönlichkeiten und 
dafür berufene Stellen sich Gedanken 
machten, die von dieser EntwiCklung be­
sonders bei kriegerischen Verwicklun­
gen bedrohte Bevölkerung zu warnen. 



Deutsches Rotes Kreuz 
Deutsches Rotes Kreuz beschloß zusätzliche HilIsmaßnahmen 

DRK-AJdion ,,11w Paket für Polen" gestartet 
DRK-Präsident Bargatzky bittet die Bundesbürger um Unterstützung 

Das Deutsche Rote Kreuz will seine hu­
manitären Hilfsaktionen in den nächsten 
Wochen und Monaten aufgrund der un­
veränderten, äußerst schwierigen Le­
bensbedingungen in Polen intensivieren. 
Der Präsident des Deutschen Roten 
Kreuzes, Staatssekretär a. D. Walter 
Bargatzky, rechnet damit, "daß noch 
über Monate hinaus Spenden nach Po­
len fließen müssen, um die angespannte 
Versorgungslage, die nicht zuletzt durch 
die winterlichen Bedingungen entstan­
den ist, zu entschärfen." "Wenn die 
Bundesbürger langfristig der notleiden­
den Bevölkerung helfen wollen", so er­
klärte der DRK-Präsident am 19. Januar 
1982 vor der Banner Presse, "dann 
sollten sie doch bitte die neue DRK-Ak­
tion: "Ihr Paket für Polen" unterstützen. 

Das Deutsche Rote Kreuz startete eine 
bundesweite Aktion unter dem Motto 
"Ihr Paket für Polen". In Bann wurde 
von DRK-Mitarbeitern ein Standard paket 
im Wert von DM 50 der Offentlichkeit 
vorgestellt, das von den Bundesbürgern 
gepackt und an die DRK-Kreisverbände 
übergeben werden soll. Die Kreisver­
bände bringen diese Pakete kostenlos in 
Sammeltransporten nach Polen, wo sie 
in Zusammenarbeit mit dem Polnischen 
Roten Kreuz an die Bevölkerung ausge-

+,:DRK­
~ktion: 

"lhrPaket 
für Polen" 

geben werden. Mit dem Inhalt des nach­
stehend aufgeführten Paketes kann ei­
ner vierköpfigen polnischen Familie zwei 
Wochen lang das Leben erleichtert 
werden: 

1 Tube Zahnpasta (67,5 ml), 1 Stück 
Seife (150 g), 1 Flasche Shampoo (200 
ml), 1 Paket Vollwaschmittel (600 g), 
1 Dose Pflanzenöl (600 ml), 2 Becher 
Margarine (a 500 g), 2 Dosen Kondens­
milch (a 340 g), 1 Dose Kakaotrunk (400 
g), 2 Tafeln Schokolade (a 100 g), 4 Do­
sen Wurst (a 125 g), 1 Dose Schweine­
fleisch (300 g), 1 Dose Rindfleisch (300 
g), 2 Dosen Frühstücksfleisch (a 340 g), 
2 Dosen Fischkonserven, 3 Beutel Fer­
tigsuppen, 1 Paket Bouillonwürfel, 1 Pa­
ket Stärkemehl, 1 Paket gemahlener 
Kaffee (500 g), Zitronen essenz (75 ml), 
1 Paket Zucker (1 kg), 1 Beutel Misch­
obst (250 g), 1 Paket Haferflocken (500 
g), 1 Paket haltbarer Käse (200 g). Als 
zusätzliche Beigabe werden empfohlen: 
500 g Traubenzucker, 1 Beutel Bon­
bons, 2 Päckchen Puddingpulver, 1 Pa­
ket Streichhölzer, 1 Paket Haus­
haltskerzen, 1 Paket Rasierklingen. 

Der gesamte Inhalt wiegt etwa 10 kg 
und ist in einem Paket der Standardgrö­
ße 4 der Deutschen Bundespost unter-

,.' 

In Bonn ,teilte da. DRK 
ein .. Standardp.ket" Im 
Wert. von 50 DM der Öf-
fentlichkeit vor, da. von 
den Bunde.bOrgern g. 
packt und den DRK­
KraI.verbinden zum -
kottenlosen - Transport 
nach Polen übergeben 
werden soll. 

zubringen. Es emplielt sich, die einzel­
nen Artikel, besonders Aufreißdosen 
oder Plastil5flaschen, zusätzlich in Kunst­
stoffbeutel zu verpacken, um zu verhin­
dern, daß sie während des Transportes 
auslaufen und dabei Lebensmittel unge­
nießbar machen. Das Speiseöl sollte un­
bedingt in Blechdosen, nicht in Glasfla­
sehen bescharh werden. Hohlräume 
sollten mit Papierknäuel. aber nicht mit 
Zeitungen ausgestopft werden. Auch 
Waschmittel sollten wegen möglicher 
Geruchsübertragung in einzelne Kunst­
stoffbeutel verpackt werden. 

Das Deutsche Rote Kreuz hat übrigens 
seit April 1981 für rund 13 Millionen DM 
Hilfsgüter nach Polen gebracht. 

An der alghanisch­
pakistanischen Grenze: 

Mohamed Gul wurde vor drei Tagen von 
seinen Verwandten in das Krankenhaus 
des Internationalen Komitees vom Roten 
Kreuz in Peshawar eingeliefert. In die­
sem 100-Betten-Krankenhaus in der 
nordwestlichen Grenzprovinz Pakistans 
leben zur Zeit last nur ausschließlich 
verwundete Afghanen, die sich von den 
Folgen ernster Verletzungen erholen, 
die sie bei Kampfhandlungen in Afghani­
stan erlitten haben. Auch am zweiten 
Jahrestag des Einmarsches sowjetischer 
Truppen in Afghanistan (27. Dezember 
1981) leisteten die Rebellen noch Wi­
derstand, wurden Unschuldige zu be­
dauernswürdigen Opfern. 

Bei dem Patienten Gul handelt es sich 
um einen achtjährigen Jungen, der wäh­
rend eines Hubschrauberangriffes auf 
sein Dorf schwer verwundet wurde. Er 
erlitt bei diesem Angriff eine komplizier­
te Unterarmfraktur, seine drei Schwe­
stern wurden getötet, seinem zehnjähri­
gen Bruder mußte das rechte Bein un­
terhalb des Knies amputiert werden, um 
ihn am Leben zu erhalten. 
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Mohamed ISt nicht das einzige Kind, das 
seit Beginn der schrecklichen Kampf­
handlungen in ein Krankenhaus des Ro­
ten Kreuzes eingeliefert wurde. Ein Rot­
kreuz-Arzt berichtet von dem Leiden ei­
nes anderen jungen Patienten: .Er 
stand auf einer Mine, seine kleinen Bei­
ne wurden von der Explosion weggeris­
sen, der Rest mußte vom Operateur 
entfernt werden. Der Krieg ISt grausam, 
und viele unschuldige Opfer werden ge­
troffen.' Ein achtjähriges Madchen wur­
de mit Granatsplittern im Kopf in das 
Krankenhaus gebracht. Mit einem dauer­
haften Gehirnschaden muß es jetzt 
weiterleben. 

Das Rotkreuz-Personal, das sich aus in­
und ausland ischen Ärzten und Schwe­
stern zusammensetzt, ist angesichts der 
gegebenen Situation oft deprirnert und 
spricht sich deshalb gegenseitig Mut zu. 
Eine Krankenschwester: • Entweder wir 
arbeiten oder wir weinen. Manchmal 
möchten Wir am liebsten weinen, aber 
wir wissen, daß wir arbeiten müssen." 

In dem lOO-Betten-Krankenhaus in 
Peshawar war früher ein Familienheim 
untergebracht. Die zwei Operat onssäle 
befinden sich in der ehemaligen Küche. 
Täglich werden Dutzende von Patienten 
auf Tragen herantransportiert, die ent-

Die Auslandshilfe des DRK 
im Jahre 1981 

70 Millionen DM für 
Iunanitäre Maßnatmen 
DRK stand vor gewaltigen 
Aufgaben - Schwerpunkte: 
Italien, Polen und Algerien 

Die Auslandshilfe des Deutschen Roten 
Kreuzes stand nach den Worten seines 
Präsidenten, Staatssekretär a. D. Walter 
Bargatzky, im Jahre 1981 vor gewaltigen 
Aufgaben. Der DRK-Präsident dankte 
den vielen privaten Spendern, den 
Spendern aus Wirtschaft und Industrie, 
den Behorden des Bundes, der Stadte, 
Gemeinden und der Lander sowie den 
Vertretern der Medien bei der Vorstel­
lung der .DRK-Bilanz für die Auslands­
hilfe 1981' für ihre ehrenvolle Unterstüt­
zung 

Im Rahmen der DRK-Auslandshilfe setz­
te das DRK 1981 Mittel im Wert von 70 
Millionen DM für Hilfsprogramme in Afri­
ka, Asien, Amerika und Europa ein. In 
Zusammenarbeit mit den jeweiligen na­
tionalen Rotkreuzgesellschaften, dem 
Auswärtigen Amt und dem Bundesmini­
stenum fur wirtschaftliche Zusammenar­
beit in der Bundesrepublik Deutschland 
sowie mit den Europäischen Gemein­
schaften konnte eine umfangreiche Ka­
tastrophen- und Entwicklungsh Ife gelei­
stet werden. 
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Ober da. Gebirge nlch Pakl, tan flüchten ver­
wundet. Afghanen, 'n der Hoffnung, hier Hilfe 
zu finden. Vle'e Kinder l ind unter den Opfern, 
wie dle •• r kleine Junge, dem Im Rotkreuz·Kran· 
kenhaul In P8IhaWaf aln Beln amputiert werden 
mußte. 

setz lichen Wunden werden ordnungsge­
mäß behandelt, und die vielen Arm- und 
Beinstümpfe, die hilflos herunterhängen, 
nach bestem Wissen versorgt. Im 
Durchschnitt werden pro Tag 25 Patien­
ten operiert. Viele Opfer müssen mehr­
fach operiert werden. da sich ihre Wun­
den wahrend ihrer langen Anreise infi­
ziert haben. 

Die Operationsräume Sind für fast alle 
Arten von Operationen ausgestattet, 
aber es wird allgemein befürchtet, daß 
viele der zumeist ernstlich verletzten 
Kriegsopfer niemals den Weg ins Hospi­
tal finden werden. Sie sterben, während 
ihre Verwandten versuchen, die Verwun-

DRK-Auslandshlffe 1981 

KatastrophenhIlfe: 

deten über das Gebirge zu bringen. So­
gar mit einem Esel oder einem Kamel 
dauert die Reise wochenlang über die 
schneebedeckten Berge. Das pakistani­
sche Rote Kreuz hat mobile Arzteteams 
entlang der Grenze eingesetzt, um mög­
lichst vielen Opfern eine Chance zum 
Überleben einzuraumen. Manchmal ha­
ben die Rotkreuz-Teams Gluck und 
greifen Patienten unmittelbar an der 
Grenze auf und fuhren sie schnellst­
möglich der ärztlichen Versorgung zu. 

Das Deutsche Rote Kreuz, das seit 
1979 Hilfsmaßnahmen für Flüchtlinge 
aus Afghanistan in Pakistan durchführt, 
wird auch in Zukunft dieses Kranken­
haus unterstützen. Anfang 1982 werden 
Blutkonserven im Wert von 55000 DM 
nach Peshawar geliefert. In den vergan­
genen Monaten waren DRK-Arzte und 
-Krankenschwestern in diesem Kranken­
haus tätig, im Rahmen Internationaler 
Arbeitsteilung hat nun diese Aufgabe 
das finnische Rote Kreuz übernommen. 
Zur Linderung der allgemeinen Not hat 
das Deutsche Rote Kreuz auch 100 Ton­
nen Altkleider aus seinen Bestanden zur 
Verfügung gestellt, die ebenfalls im 
Januar 1982 an die Flüchtlinge verteilt 
werden. Vor allem mangelt es den rund 
2,5 Millionen Flüchtlingen derzeit noch 
an Kleidung und Medikamenten. 

Ägypten Unterstutzung für ein Siumkrankenhaus 5000,- DM 

Algerien Erdbeben-Wiederaufbaumaßnahmen 4831 000,- DM 

Angola Nahrungsmittelhilfe 2 500 000,- DM 

Athiopien Nahrungsmittelhilfe 254000,- DM 
Delegierteneinsatz für RK-Arbeit der 
Schwesterngesellschaft 27000,- DM 

Burma Wirbelsturm 25000,- DM 

China Flüchtlingshilfe 1 185 000,- DM 

Dschlbutl Nahrungsmittelhilfe 804150,- DM 

EI Salvador Restkosten für Konflikthilfe im Vorjahr 210.- DM 

Griechenland Erdbebenhilfe 157000.- DM 
Soziale Hilfe 5000.- DM 

Haiti Wirbelsturm 110000,- DM 

Iran Erdbebenhilfe 217 000,- DM 
Konflikt Iran/Irak 550000,- DM 

Italien Erdbebenwiederaufbaumaßnahmen 22200000,- DM 

Jordanien Choleraepidemie 20000,- DM 

Jugoslawien Erdbebenhilfe 4100,- DM 

Libanon Ambulanzen für Konfliktsituation 1 100000,- DM 



Die größten finanziellen Leistungen wur-
den im vergangenen Jahr in Italien (Wie-
deraufbaumaßnahmen nach Erdbeben: 
22,2 Millionen DM), Polen (Nahrungs-
mittelhilfe, medizinische Hilfe und Liefe-
rung von Gütern wie Zelte, Kleidung 
und Wolldecken: 10,2 Millionen DM) 
und Algerien (Wiederaufbaumaßnahmen 
nach Erdbeben: 4,8 Millionen DM) er-
bracht. Das DRK-Hilfsschiff "MS Flora" 
führte als schwimmende Versorgungs-
basis 1981 Aufgaben wie Transport von 
Hilfsgütern, medizinische Versorgung 
von Flüchtlingen und der einheimischen 
Bevölkerung und Rettung von in Seenot 
geratenen Flüchtlingen vor und in den 
Ländern Angola, Dschibuti, Indonesien 
und Mozambique mit großem Erfolg 
durch (Ausgaben: 4,1 Millionen DM). 

.. . für den Wiederaufbau im süditalienisehen 
Erdbebengebiet ... 

.. . und mit vielfältigen Hllfslieferungen in zahl· 
reiche Notstandsgebiete dieser Erde. 

Mauretanien Hilfsgüter 3600,- DM 

Mozambique Nahrungsmittelhilfe 1 400000,- DM 

Pakistan Flüchtlingshilfe 359000,- DM 

Somalia Flüchtlingshilfe 3089000,- DM 

Sudan Überschwemmung, Flüchtlingshilfe, 
Sandsturm 254800,- DM 

Uganda Nahrungsmittelhilfe 370000,- DM 
Schlafkrankheitsbekämpfung 388000,- DM 
Krankenhauswiederaufbau in Nebbi 682000,- DM 

DRK-Hilfsschiff Hilfseinsätze in Indonesien, Dschibuti 4 100 000,- DM 
"MS Flora" Mozambique, Angola 

Diverse Ausgaben 300000,- DM 

44940860,- DM 

Einzelhilfe: Summe: 30000,- DM 

Entwicklungshilfe: 

Bangladesh Katastrophenschutz 285750,- DM 

Benin Blutspendewesen/Basisgesundheits- 69375,- DM 
wesen, Behindertenarbeit 

Botswana Basisgesundheitswesen 211 250,- DM 

Ecuador Blutspendewesen 19000,- DM 

Haiti Basisgesundheitswesen/Rettungswesen 24000,- DM 

Marokko Katastrophenschutz 657000,- DM 

Nicaragua Wiederaufbauhilfe 110000,-DM 

Pakistan Blutspendewesen 2500,- DM 

Senegal Basisgesundheitswesen 7000,- DM 

Sri Lanka Basisgesundheitswesen 405000,- DM 

Togo Basisgesundheitswesen 37500,- DM 

Tschad Förderung der RK-Gesellschaftl 105000,- DM 
Basisgesundheitswesen 

Zimbabwe Förderung der RK-Gesellschaftl 90855,- DM 
Basisgesundheitswesen 

Projektausgaben, Komplementärmittel, EG-Zuwendungen 1 060 000,- DM 

Summe: 3084 230,- DM 

Nahrungsmittelhille (Naturalien-Zuwendungen): 

Äthiopien 1,27 Mio. DM 1 000 t Weizen 
Ghana 3,5 Mio. DM 3000 t Mais 
Uganda 2,0 Mio. DM 2000 t Maismehl 

345 t Reis 
400 t Öl 

Summe: 6,77 Mio. DM Gesamttonnage: 6745 

Sachspenden: 

Altkleider, Nahrungsmittel, Medikamente usw. 5013241,- DM 

Polenhilfe: 

10 200 000,- DM 

Gesamtvolumen der DRK-Auslandsarbeit: 70 038 331,- DM 
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Jürgen Huber 

Interessante Ergebnisse 
einer Untersuchung 

RetU1gsh&1bsd1raI1ber 
md Notaztwagen -
gleichwertige 
oder konkw. ieJende 
RettmgsmitteI? 

Vor- und Nachteile beider 
Einsatzmittel - Entscheidend 
ist der zeitl iche Vorteil 

Die letzten zehn Jahre waren für den 
Ausbau des Rettungsdienstes von ent­
scheidender Bedeutung. Es gelang in 
dieser Zeit, ein nahezu flächendecken­
des System von Rettungshubschrauber­
und Notarztwagenstützpunkten aufzu­
bauen. Entscheidend hierfür und somit 
für die Verbesserung des Rettungswe­
sens insgesamt war die Erkenntnis, daß 
eine Rettungskette zwischen dem Not­
fallort und der Klinik aufgebaut werden 
muß und die ärztliche Versorgung des 
Notfallpatienten bereits vor Ort zu begin­
nen hat. Die Zeitspanne zwischen Not­
fall und Beginn der ärztlichen Versor­
gung muß soweit als möglich reduziert 
werden. 

In diesem Zusammenhang kann auch 
eine Untersuchung, die im Auftrag der 
Björn-Steiger-Stiftung erstellt wurde, er­
wähnt werden. Darin wurde festgestellt, 
daß verunfallten Patienten, die 14 Minu­
ten nach Eintritt des Unfall ereignisses 
ärztlich erstversorgt werden konnten, in 
nur ca. 20 % Folgeschäden zurückbe­
hielten. Bei einer anderen Untersu­
chungsgruppe, die erst nach 28 Minuten 
ärztlich erstversorgt werden konnte, 
blieben bei 80 % Folgeschäden zurück. 
Diese Ergebnisse verdeutlichen, daß 
Maßnahmen zur Verbesserung des Ret­
tungswesens die Installation entspre­
chender Notarztsysteme beinhalten 
müssen. 

Es ist festzustellen, daß Rettungshub­
schrauber und Notarztwagen hinsichtlich 
ihrer medizinischen Qualifikation gleich­
wertige Rettungsmittel sind. Bei Notfäl­
len wird daher die Entscheidung, ob der 
Rettungshubschrauber oder der Notarzt­
wagen zum Einsatz kommen muß, weni­
ger von medizinischen Kriterien be­
stimmt werden als vielmehr unter ein­
satztaktischen Gesichtspunkten zu se­
hen sein. Hierzu zählen vor allem die 
Entfernung zum Notfallort und dessen 
Erreichbarkeit, aber auch wetterbedingte 
Einflüsse sind zu berücksichtigen. 

Hubschrauber haben gegenüber den 
straßengebundenen Fahrzeugen Vor-
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Abbildung 1: Standorte der Im Rettungsdienstbereich Karlsruhe stationierten Notarztwagen. 
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Abbildung 2: Obersicht der EIntreffzeit des In Karllruhe stationierten Rettungshubschrauber • . 



und Nachtei le. Die Vorteile liegen darin, 
daß größere Entfernungen und unweg­
sames Gelände schneller überwunden 
und die Transporte insgesamt schonen­
der durchgeführt werden können . Die 
Nachteile liegen vor allem in der starken 
Witterungsabhängigkeit. Die einsalztakti­
schen Konsequenzen hieraus sind: Mit 
dem Notarztwagen wird die notärztliche 
Erstversorgung in Stadtgebieten bzw. in 
den den Stationierungsort des NAW um­
gebenden Bereichen sichergestel lt, wäh­
rend der Rettungshubschrauber dies für 
die Region zu besorgen hat. 

Dies müßte selbstverständlich sein. 
Doch in der Praxis entnehmen wir im­
mer wieder Erfahrungsberichten, aber 
auch den Medien Berichte, daß vor Ort 
sich Konkurrenzsituationen zwischen 
dem Luftrettungs- und dem bodenge­
bundenen Rettungsdienst ergeben. Die 
Ursachen hierfür sind vielschichtig, dürf­
ten jedoch insgesamt in einer mangeln­
den Koordination durch die Rettungsleit­
steIlen zu suchen sein, deren räumliche 
Zuständigkeiten oft zu stark eingegrenzt 
werden. 

Ausgehend von dieser Situation hat die 
Bundesanstalt für Straßenwesen eine 
Dokumentation zum Einsatzverhalten 
des Rettungshubschraubers in Auftrag 
gegeben. Die entsprechenden Untersu­
chungen wu rden vom Ingenieurbü ro für 
Verkehrstechnik (IVT) in Zusammenar­
beit mit dem DRK-Kreisverband Karls­
ruhe durchgeführt. Die Ergebnisse der 
Untersuchung sollen neben der Bereit­
stellung von Grunddaten einen Beitrag 
zur detaillierten Beschreibung des Ein-
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Abbildung 3: Gegenüberstellung der simul ierten 
Elntreftzeit für RTH und NAW bei gleichen Eln-
sauOften. 
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Abbildung 4: Gegenüberstellung der simulierten 
Transportzeit für RTH und NAW bei gleichen 
EInsatzorten. 
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Abbildung 5: Landeabstand des RTH zum Eln-
satzort. 
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Der Ergebnisvergleich beider Simula­
tionsläufe förderte zum Teil erhebliche 
Zeitunterschiede zwischen Notarztwa­
gen und Rettungshubschrauber bei glei­
chem Notfallgeschehen zu Tage. Diese 
Unterschiede lassen sich insbesondere 
bei der Eintreffzeit sowie der Transport­
zeit deutlich darstellen. 

Ein wichtiges Kriterium zur Bewertung 
eines Rettungssystems ist seine Ein­
treffzeit. Für das Luftrettungssystem 
wurden bei PrImareinsatzen bis 12 Mi­
nuten In 83,1 %, bis 15 Minuten in 
93,2 % der Fälle gemessen (Abbildun­
gen 2 und 3). ZCm gleichen Einsatzort 
liegt die in der Simulation ermittelte Ein­
treffzeit des Notarztwagens um etwa 
2 bis 3 Minuten über der entsprechen­
den EIntreffzeit des Rettungshubschrau­
bers, der im Mittel 9,2 Minuten nach An­
nahme der Notfallmeldung durch die 
Rettungsleitstelle am Einsatzort landete. 
In knapp 12 Minuten sind mehr als 85 % 
der Notfallpatienten bereits durch den 
Rettungshubschrauberarzt versorgt, 
während der Notarztwagen in dieser Zeit 
noch nicht einmal die Hälfte der ver­
gleichbaren Einsatzorte erreicht hat. 

Bei der Transportzeit, das ist die Zeit­
spanne von Übernahme des Patienten in 
das Rettungsmittel bis zum Eintreffen 
am Transportziel, zeigt sich die zeitliche 
Überlegenheit des Rettungshubschrau­
bers besonders deutlich (Abbildung 4). 
Für den Transport in das nächstliegende 
Krankenhaus benötigt der Rettungshub­
schrauber durchschnittlich weniger als 
die Halfte der Transportzeit des boden­
gebundenen Notarztwagens. 

Gestutzt auf die Ergebn isse dieser Si­
mulation läßt sich feststellen, daß ein 
Zeitvorteil des Rettungshubschraubers 
gegenüber dem Notarztwagen zur not­
ärztlichen Erstversorgung im ländlichen 
Außenbereich vorhanden ist. Dieser be­
trägt etwa Y. der Eintreffzeit des Not­
arztwagens. Oder anders ausgedrückt: 
Der Notarztwagen benötigt etwa 30 % 
mehr Zeit als der Rettungshubschrau­
ber, um nach Annahme der Notfallmel­
dung durch die Rettungsleitstelle am 
gleichen, in der Simulation angenomme­
nen, Einsatzort einzutreffen. 

Auch das häufig gegen einen Rettungs­
hubschrauber angeführte Argument, der 
Hubschrauber könne an vielen Notfall­
steilen nicht landen, konnte durch die 
Untersuchung widerlegt werden ( siehe 
auch Abbildung 5). In 65,3 % aller Ein­
sätze konnte der Hubschrauber in un­
mittelbarer Nähe des Notfallortes landen. 
In 83,3 % aller Fälle war der Abstand 
zwischen Landeort und NotfallsteIle ge­
ringer als 400 m. 

Aus den hier auszugsweise dargestell­
ten Ergebnissen der Untersuchung läßt 
sich die Forderung ableiten, Luftret­
tungssysteme grundsätzlich dort einzu-
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setzen, wo sie durch ihre systemspezifi-
schen Besonderheiten einen echten 
Zeitvorteil gegenüber dem bodengebun-
denen Notarztdienst erreichen können. 
Gestützt auf die Ergebnisse der Unter-
suchung lassen sich jetzt auch diejeni-
gen Einsatzgebiete definieren, in denen 
die bodengebundenen Notarztsysteme 
schneller als der Rettungshubschrauber 
eintreffen können. Im Gegensatz zum 
Versorgungsgebiet des Rettungshub-
schraubers sind diese Einsatzgebiete 
nicht kreisrund, sondern müssen sich an 
den verkehrsmäßigen Infrastrukturen 
orientieren. In Abbildung 6 ist eine sol-
che gebietsmäßige Untergliederung am 
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Abbildung 8: Flugzeit des RTH zum EInsatzort. 

Relattve 
Herkma 1 Häufigkeit 

Innenstadt 1,3 S 

SUdtischer Randbezirk 3,8 1: 

Ländliche Ortschaft 27.8 1: 

Autobahn 5. t S 

Schnellstraße 1,3 S 

Bundesstraße 13,9 S 

landstraße anderer 
Ordnung 7,6 S 

Wald - Feld - Wiese 5,1 S 

[isenba~l inie 2 .5 S 

Krankenhaus 19 ,0 S 

Flugplatz 1 , 3 S 

Indt.lstriegeblet 8.9 S 

Rendezvous nd t andert'll 
Rettung5ll1 tte 1 2 , 5 S 

Abbildung 9: Lage des Ein.atzorte. bei RTH· 
Einsitzen. 

Beispiel des Stadtgebietes Karlsruhe 
und der dort stationierten drei Notarzt­
wagen dargestellt. Innerhalb der NAW­
Einsatzgebiete kann jeder Punkt in weni­
ger als 6 Minuten durch einen NAW er­
reicht werden. Mit Zunahme der Entfer­
nung zum Rettungshubschrauber-Statio­
nierungsort vergrößert sich natürlich das 
Einsatzgebiet eines Notarztwagens, in 
dem er schneller als der Rettungshub­
schrauber an einer Notfallsteile eintref­
fen kann. 

Neben den aufgeführten räumlichen Dis­
positionskriterien wirkt sich auch die Art 
der Alarmierung auf das therapiefreie In­
tervall aus. Entscheidend dabei ist, ob 
das Notarztsystem parallel mit anderen 
Rettungsmitteln alarmiert wird oder ob 
es durch ein an der Notfallsteile einge­
troffenes Fahrzeug nachgefordert wer­
den muß. Während ohne Einsatz eines 
Notarztsystems das therapiefreie Inter­
vall etwa 25 bis 30 Minuten beträgt (in 
ländlich strukturierten Gebieten noch 
erheblich mehr). läßt es sich bei einer 
Parallelalarmierung auf 12 bis 16 Minu­
ten reduzieren. Dies ist abhängig von 
der Verfügbarkeit entsprechender 
Notarztsysteme. 

Die Dauer des therapiefreien Intervalls 
wird oft unterschätzt. Im Jahre 1971 be­
nötigten selbst in der Großstadt Hanno­
ver 44 % aller Unfallverletzten mehr als 
20 Minuten, um nach Eintritt des Notfall­
ereignisses in eine Klin ik eingeliefert zu 
werden, wo dann die erste arztliehe Ver­
sorgung erfolgte. Bei 25% aller Verletz­
ten betrug die Zeitspanne sogar mehr 
als 30 Minuten. In den USA wird bei der 
Rettung von Notfallpatienten das thera­
piefreie Intervall mit durchschnittlich 
40 Minuten angegeben. Für jede halbe 
Stunde TherapIeverzögerung errechnete 
man eine Steigerung der Mortalitätsrate 
um 300%. Diese Daten belegen ein­
deutig, daß dem Zeitgewinn durch Ein­
satz notärztlicher Systeme entscheiden­
de Bedeutung beikommt. Dabei müssen 
örtliche Gesichtspunkte oder persönli­
che Rivalitäten zugunsten einer schnei­
en und gezielten notarztlichen Erstver­
sorgung zurückstehen. Es ist dabei 
unerheblich , ob der Notarzt auf dem 
Boden- oder Luftwege zum Notfallort 
gelangt. Entscheidend ist der zeitliche 
Vorteil . 

I 
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Arbeiter-Samariter-Bund 
Karl-Ludwig Günsche begleitete den ASS nach Kolberg 

Das rote ,~" im gelben Krel" 
Zeichen der Hilfe für Polen 

-
ASS-Aktion" Lebensmittel für Polen" gestartet - Hilfslieferung auch für ein Krankenhaus 

Bedingt durch die innenpolitische Situa­
tion hatte sich vom Herbst 1980 b s zum 
August 1981 in der Volksrepubl ik Polen 
eine sehr kritische Versorgungslage ent­
wickelt. Grundnahrungsmittel, Waschmit­
tel und Medikamente sind seitdem in 
Polen Mangelware. Besonders kinderrei­
che Familien, Rentner und andere sozial 
Schwache haben unter diesen Schwie­
rigkeiten zu leiden. 

Aufgrund dieser Situation hat der ASB 
eine Hilfsaktion für Polen beschlossen. 
Ausgelöst wurde sie durch die Initiative 
des ASB Stormarn und Wiemerskamp 
sowie die Zeitung "Stormarner Tage­
blatt". Zusammen wurde im August 
1981 eine Aktion geplant, die bis heute 
noch nicht abgeschlossen ist. Seitdem 
der erste LKW-Konvoi ab Oldesloe in 
der Nacht vom 5. und 6. August 1981 
nach Polen gefahren ist, haben sich bis 
heute mehrere Transporte angeschlos­
sen. Dafür sorgen die ASB-Ortsverbän­
de Bad Oldesloe, Heiligenhafen, Ham­
burg und Hannover-Land. 

Über den ersten ASB-Einsatz "Lebens­
mittel für Polen" berichtet Karl-Ludwig 
Günsche, der im Auttrag der Agentur 
Reuter den ASB nach Kolberg beglei­
tete. 

Um 4.32 Uhr gibt Einsatzleiter Dieter 
Grünberg das Zeichen zum Abmarsch. 
Schwerfällig setzt sich der kleine Konvoi 
aus vier Lastwagen und einem Kleinbus 
im Morgengrauen in Bad Oldesloe in 
Bewegung. Alle Fahrzeuge zeigen an 
den Seiten ein großes rotes "S" im gel­
ben Kreuz - das Zeichen des Arbeiter­
Samariter-Bundes. Ziel des Konvois ist 
Kolberg (Kolobrzeg) im früheren Pom­
mern. An Bord 40 Tonnen Lebensmittel, 
Medikamente und Waschpulver. 

Es sind Spenden von Firmen und aus 
der Bevölkerung, nach einem Hilfsappel l 
des "Stormarner Tageblattes" in weni­
gen Tagen gesammelt. Der Arbeiter­
Samariter-Bund, der in derartigen Ein­
sätzen erfahren ist, übernahm die tech­
nische Abwicklung der Hilfsaktion; frei­
willige Helfer meldeten sich als Begleit­
personal. 

An der DDR-Grenze bei Lauenburg gibt 
es den ersten Halt. Korrekt, aber zu­
rückhaltend zeigen sich die DDR-Gren­
zer. Drei Stunden immerhin dauert der 

Aufenthalt an der deutsch-deutschen 
Grenze, bevor der Hilfstransport auf die 
Transitstrecke darf. Knapp 800 Kilometer 
liegen noch vor den zehn ehrenamtli­
chen Helfern. 

Bei einem Tank-Stopp in der DDR erste 
Gespräche mit DDR-Bürgern über die 
Lage in Polen. Der Tankwart, so berich­
tet Grünberg, verkündet linientreu: "Die 
Polen sollen arbeiten, dann haben sie 
auch zu fressen." Die Reaktion der 
DDR-Fernfahrer war drastisch und spon­
tan: Sie bieten dem Tankwart Prügel an, 
diskutieren mit viel Sympathie die Vor­
gänge im Nachbarland. 

Abends wird die polnische Grenze bei 
Frankfu rt/Oder erreicht. Schweinetrans­
porte - angeblich aus Finnland - stauen 
sieh, die Tiere schreien vor Qual an die­
sem glutheißen Augusttag. Die Abferti-

Der Laltwagenkonvol 
des ASB Stormarn 
und Wlemerakamp auf 
dem Weg nlch Polen: 
an Bord 40 t tabens­
mittel, Medikamente 
und Waschpulver. 

Nach langer Nacht­
fahrt erst. FrühstOcks­
paUH vor Roatock. 

gung ist schleppend. Während es bei 
Touristen und zurückkehrenden Polen 
die DDR-Grenzer sind, die penibel dar­
auf bestehen, daß jedes einzelne Teil 
ausgeladen, geöffnet und besichtigt 
wird, sind es bei dem Hilfszug die Po­
len, die offensichtlich Schwierigkeiten 
haben. 

Als sich auch nach Stunden des War­
tens nichts bewegt, wird Einsatzleiter 
Grünberg energisch: "Wir wollen Euch 
doch helfen so gut wir es kannen ", sagt 
er dem Chef der polnischen Grenzer. 
"Warum macht Ihr uns denn soviel 
Schwierigkeiten?" Antwort: " Ich habe 
meine Vorschriften", und dann mit ei­
nem kleinen Zögern: "Und wir haben 
auch schon ott genug Waffen ge­
funden." 

Touristen aus der Bundesrepublik, aus 
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Frankreich, Italien, Belgien - last alle 
sprechen polnisch - zeigen großes In­
teresse an der HilIsaktion. Sie haben 
selber ihre Autos bis zur Grenze der 
Belaslbarkeil vollgeladen mil Lebensmit­
lein; denn: "Die haben doch nichts" -
wie eine Deutsche erklart, die Verwand­
le besuchen will. 

Nach einem Wachwechsel bei den pol­
nischen Grenzern gibt es dann grünes 
Licht lur den Transport. Über keine, 
aber gut gepflegle Landsiraßen rolli er 
nach Kolberg. 25 Slunden nach der Ab­
fahrt, morgens nach 5.00 Uhr, Isl das 
Ziel erreicht 

Nach drei Slunden Schlaf beginnen die 
Samanler damit, die Hilfsgüler zu entla­
den. Der katholische Dekan Josef 
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Siomski hat von den Behörden eine lee­
re Lagerhalle zur Verfugung geslellt be­
kommen. Dort werden nun die Pakete 
gestapelt Stomski hat schon einen ge­
nauen Plan, wie er die so dringend er­
warteten HilIsgüter in seine 13 Pfarrei­
en verteilen wird, damit sie auch wirklich 
den Bedürftigsten zufließen. 

Danach rollen die Lastwagen zum Jerzy­
Gromkowski-Krankenhaus. Babynah­
rung, Einwegspritzen, Insulin, Blut­
ersatz mittel und Medikamente werden 
ausgeladen - für Krankenhauschef Jerzy 
Piatkowski Rettung in der Not 

Der Bedarf des 2oo-Betten-Krankenhau­
ses - immerhin einziges Krankenhaus 
für 64000 Menschen - kann derzeit nur 
zu 60 Prozent gedeckt werden. Opera-

V'" dem KrInkenhaus 
In Kolobneg werden 
die langerwarteten M. 
dlkament. Ibgeladen. 

Neben den Medika­
menten wir da. 
Wlachpulver für das 
Krankenhaul von 
größter Wlchtlgkett, 
eonlt wAre eine 
Schließung vielleicht 
nicht zu vermelden 
geweten. 

Sett der er.ten Hltfsak­
Uon , Ind achon mehr 
11, zehn Lkw-Konvois 
nlch Polen gefahren. 

tionshandschuhe, Röntgenfilme, Medika­
mente fehlen oft. "Notfalle wegen feh­
lender Geräte oder Medi<amente hat es 
jedoch nicht gegeben", betont der Chef­
arzt der Kinderabteilung, Zygmunt Maj. 
Bisher haben sich die 26 Ärzte des 
Krankenhauses behellen können. Doch, 
so vertraut ein Mitarbeiter den Hellern 
aus dem Westen an, wenn sie kein 
Waschpulver mitgebrachl hätten, ware 
eine Schließung des Krankenhauses 
vielleicht nicht zu vermeiden gewesen. 
Man hatte Kittel, Bett- und Operations­
wäsche nicht mehr waschen können. 
Der Rest der Hilfsgüter wird in dem klei­
nen Dorf Pustary abgeladen. Sammel­
punkt fur die rund 400 Protestanten 
des Kirchenkreises, Pfarrer Tadeusz 
Warczynski will die Pakete gleich am 
Sonntag nach dem Gottesdienst vertei­
len. Die Mundpropaganda, so vermutet 
Gisela Portka, In deren Schuppen die 
Gaben erst einmal gelagert werden, wird 
dem Pfarrer ein volles Haus bescheren. 

Dankbar fur diesen ersten HilIstransport, 
der direkt nach Kolberg gekommen ist, 
zeigen sich alle. Pfarrer, Ärzte und die 
Bevölkerung. Sie sehen n der Hille aus 
der Bundesrepublik eine Ermutigung in 
einer Zeit, die sie selbst als schwer be­
zeichnen; und in einer Entwicklung, de­
ren Ende sie nicht abschätzen können. 
Bei einigen mischt sich in die Freude 
und Dankbarkeit eine leise, durch die 
Erfahrungen der deutsch-polnischen 
Geschichte genährte Furcht, eines Ta­
ges könne ihnen die Rechnung prasen­
tiert werden fur die Spenden aus der 
Bundesrepublik - nach offiziellen Anga­
ben immerhin bisher 8000 Tonnen im 
Wert von 42 Millionen DM, die allein von 
einem Komitee aus Regierung, Rotem 
Kreuz und Kirchen in Warschau verteilt 
wurden. 

In solchen Gesprächen wird zaghaft ge­
fragt, welchen Einfluß Politiker denn 
wirklich in der Bundesrepublik haben, 
die Grundbuchsicherheiten für die west­
lichen Kredite fordern, um so Pommern 
und Schlesien zurückzukaufen. Für die 
Heller aus Bad Oldesloe ist wenig Zeit 
für diese Gespräche. Sie starten am 
nächsten Morgen zurück. diesmal liegen 
18 Stunden Fahrt vor ihnen. Doch die 
Strapazen schrecken sie nicht ab. EIn­
satzleiter Grünberg erklärt: "Am 27. Au­
gust rollen wir wieder los und bringen 
den Rest hin ... 

Die Aktion . Lebensmlttel für Polen" 
ist noch längst nicht abgeschlossen. 
Immer noch werden neue LKW­
Transporte mit Grundnahrungsmit­
teln, Waschmitteln und Medikamen­
ten zusammengestellt, 

Geldspenden unter dem Stichwort 
. Polenhilfe" werden erbeten auf das 
Konto 10090060 bei der Bank für 
Gemeinwirtschaft in Franklurt. 



Johanniter-Unfall-Hilfe 
Johannes Haneke 

Tagebuchnoti=en eines JUH-Rettungssanitäters 
Ein Zivildienstleistender berichtet über seinen Dienst bei der JUH Würzburg 

Sommer 1980. Ich werde zum Zivil­
dienst bei der Johanniter-Unfall-Hilfe in 
Würzburg einberufen. Mit gemischten 
Gefühlen verlasse ich Essen mit dem 
Zug. Ich spüre, daß die sorglose, ver­
träumte Schulzeit vorbei ist. Ein neuer 
Lebensabschnitt beginnt. Was wird mich 
erwarten? 

2. Tag. Nach der gestrigen amtsärztli­
chen Untersuchung und der Einkleidung 
mit "Weißzeug" wird's heute ernst: Ich 
bin als dritter Mann auf dem Rettungs­
wagen eingeteilt. Nachdem mich der 
Beifahrer, ein bereits voll ausgebildeter 
Zivildienstleistender, kurz in die Gerät­
schaften und Bedienungselemente ein­
gewiesen hat, kommt über Funk der er­
ste Einsatz. Aufgeregt höre ich zu: "Ak­
kon zwo von Leitstelle kommen!" -
"Akkon zwo hört", antwortet der Fahrer. 
lahren Sie Valentin-Becker-Straße. VU 
an der Tankstelle. Mit Sonder! 8 Uhr 
42." - "Verstanden", meldet sich der 
Fahrer noch kurz, dann heult der Motor 
des Mercedes 409 auf, und die rasende 
Fahrt beginnt. Ich rekapituliere, was der 
Mann am Funk gesagt hat: "Akkon" ist 
der Rufname der Fahrzeuge der Johan­
niter-Unfall-Hilfe, die nach einer israeli­
schen Stadt benannt sind, die von 1191 
bis 1291 Hauptsitz der Kreuzritter war. 
"VU" heißt Verkehrsunfall, "mit Sonder" 
ist das Kürzel für "Fahrt mit Sonder­
rechten" . 

Es bedeutet, daß mit Blaulicht und Mar­
tinshorn gefahren wird. Der schwere 
Rettungswagen, der vom Sauerstoffgerät 
bis zum Not-EKG alles an Bord hat, jagt 
durch die engen Gassen. Vor Kreuzun­
gen schaltet der Fahrer zusätzliche 
Preßluft-Fanfaren ein. Der ohrenbetäu­
bende Lärm macht eine Verständigung 
kaum noch möglich. Wie gebannt starre 
ich von hinten durch die Trennscheibe 
nach vorne. Der Fahrer manövriert den 
Wagen sicher durch die Schlangen hal­
tender Autos, die die Straße blockieren. 
nach drei Minuten haben wir die Notfall­
steIle erreicht. Wir springen aus dem 
Fahrzeug. Ist der Unfall schwer? Ich ha­
be weiche Knie. Ein alter VW ist einem 
entgegenkommenden PKW ausgewi­
chen und in ein parkendes Auto hinein­
gefahren. Der 70jährige Fahrer und sei­
ne Frau waren nicht angeschnallt und 
haben mit ihren Köpfen die Windschutz-

scheibe durchschlagen. Wir bergen die 
Verletzten aus dem Fahrzeug . Im Ret­
tungswagen werden die Patienten blitz­
schnell versorgt. Die Handgriffe der Sa­
nitäter sitzen. Ich helfe, so gut ich kann, 
schneide Pflaster zurecht, lege Kom­
pressen an, kontrolliere den Puls und 
nehme die Personalien auf. Dann geh!'s 
zur chirurgischen Ambulanz. Die Frau 
hat einen leichten Schock und verlangt 
nach einem Cognac. Einen Moment lang 
muß ich innerlich schmunzeln. "Nein, 
wir sind doch keine rollende Bar", ant­
worte ich und versuche, sie zu beruhi­
gen - eine wichtige Aufgabe des Sanitä­
ters zur Vermeidung eines psychogenen 
Schocks. "Mein Gott, wie konnte das 
nur passieren ... ", jammert sie. Im 
Krankenhaus angekommen, bringen wir 
die Frau in die Notaufnahme, wo von 
jetzt an für sie gesorgt wird. Den Mann 
fahren wir zur Zahnklinik, da er Schnitt­
verletzungen im Mund hat. Sein Alter 
und die damit verbundene Verminde­
rung des Reaktionsvermögens sind mei­
ner Meinung nach Ursache des Unfalls 
gewesen. Der Einsatz ist beendet. Mei­
ne Hände sind blutverschmiert - aber 
daran muß ich mich gewöhnen. Nach­
dem die schriftlichen Formalitäten erle­
digt und der Rettungswagen gereinigt 
sind, melden wir uns über Funk wieder 
einsatzklar. "Hat Dir das schnelle Fah­
ren mit Sondersignalen oder das viele 
Blut etwas ausgemacht?" fragt mich der 
Fahrer, ein hauptberuflicher Sanitäter. 
Ich verneine. Das war meine Feuertaufe. 
Nach einigen kleinen Notfällen und vier 
Krankentransporten habe ich den ersten 
Tag hinter mir. Erschöpft genehmige ich 
mir zusammen mit zwei anderen Zivil­
dienstleistenden in einem Würzburger 
Biergarten "eine Moaß". 

32. Tag. In dieser Woche fahre ich auf 
einem Krankentransportwagen (VW-Bus) 
mit. Dieses Fahrzeug dient in erster 
Linie für normale Patiententransporte 
wie Ambulanz- oder Heimfahrten, Verle­
gungen und Einweisungen. Nach acht 
Stunden Arbeit weiß ich, was ich getan 
habe. Das Herumheben und Tragen der 
Patienten kann - insbesondere in engen 
Treppenhäusern - zur Tortur werden. 
Kein Wunder, daß Bandscheibenschä­
den zur Berufskrankheit der Rettungssa-

nitäter geworden sind. Doch mehr als 
die körperliche Belastung spüre ich die 
psychische. Die Konfrontation mit dem 
Tod bringt mich zum Nachdenken. Tag­
tägl ich komme ich mit schwerkranken 
Patienten zusammen. Die meisten sind 
totgeweiht. Mit der Zeit habe ich - so 
makaber das klingen mag - ein Gefühl 
dafür bekommen, wie lange der eine 
oder andere noch zu leben hat. T rotz­
dem versuche ich sie aufzurichten, den 
total verkrebsten Rentner und das an 
Leukämie erkrankte 4jährige Mädchen. 
Gerade bei jungen Menschen ist das 
sehr depremierend, wenn mich dieses 
Ohnmachtsgefühl befällt, nicht helfen zu 
können. Diese Arbeit hat mein Leben 
und Denken sehr beeinflußt. Nicht nur, 
daß ich meine Gesundheit nunmehr als 
viel wertvolleres Gut betrachte. Die Kon­
frontation mit Kranken und Behinderten 
hat in mir ein soziales Engagement er­
weckt, mich für Probleme und Nöte sen­
sibilisiert. 

5 Monate später. Heute fahre ich zum 
ersten Mal als zweiter Mann auf dem 
Rettungswagen mit. Ich habe einen vier­
wöchigen Rettungssanitäter-Lehrgang 
und ein vierzehntägiges OP-Praktikum 
im Krankenhaus hinter mir. Hinzu kom­
men mehr als vier Monate praktische 
Erfahrungen aus dem Fahrdienst. Es ist 
ein schönes Gefühl, Verantwortung zu 
tragen und sein Können zu beweisen. 
Jetzt muß ich zeigen, was ich gelernt 
habe. 

169. Tag. Nach zehn Krankentranspor­
ten - unter anderem nach Wiesbaden -
ist der Tag fast gelaufen. Es ist Freitag­
nachmittag, Viertel nach vier. Um halb 
fünf habe ich Feierabend. Meine Gedan­
ken sind schon beim Wochenende. Um 
sechs geht mein Zug. Plötzlich reißt 
mich der Funk aus meinen Traumen : 
"Fahren Sie in die K.-Gasse 17! Notfall­
einsatz! Da soll sich jemand erhängt ha­
ben! " Mit Blaulicht und Martinshorn bah­
nen wir uns einen Weg durch den Be­
rufsverkehr. Notarzt und Polizei treffen 
mit uns am Notfallort ein. " Im dritten 
Stock!" ruft eine Frau . Wir rennen die 
Treppen hoch. 
Im Badezimmer empfängt uns ein 
schrecklicher Anblick: Ein ca. 60jahriger 
Mann hat sich mit einem am Wasserrohr 
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Der Krankentransport­
wagen Iteht hauptsich­
lieh für Verlegungen von 
Patienten, Helm- und 
Ambulanzfahrtan zur 
Verlügung. 

Kernstück des Notarzt­
wagens Ist das Saue'­
.toH-Kral.system mH 
N.rkoae-Tell. 

Im sogenannten "Ren­
delVou ... Sy.tem" wird 
der Notarzt mit dem Pkw 
zum Eln .. tzort 
gebracht. 

51ugllng8 werden In ei­
nem Inkubator transpor­
tiert, konstante Sauer­
.toffzufuhr und Tempe­
ratur lind dadurch ge-­
wlhrt.l.tet. 

Ofe JUH-Fahrzeuge wer­
den In eigener Werkstatt 
gewartet. Der Fuhrpark 
In Würzburg umtaBt fünf 
Fahrzeuge des Rel­
tung.dienst.s und 70 
Bu ... dl' Behlnderten­
rranlportdlenstes. 

befestigten Kabel erdrosselt, d. h. mit 
seinem eigenen Körpergewicht erwurgt. 
Ein grausamer Tod von mehreren Minu­
ten Dauer. Sein Gesicht ist stark zyanto­
nisch (Blaufärbung), die Augen sind her­
ausgetreten, die Zunge schaut aus dem 
Mund, und am Hals sind bereits tiefe 
DruckstelIen zu erkennen. Wir sind zu 
spät gekommen - etwa 30 Minuten, 
stellt der Notarzt fest. Die Mleterin der 
Wohnung hatte Ihren Untermieter durch 
Zufall gefunden, als sie vom Einkauf 
kam. Wenige Minuten vor dem Suizid 
hatte der Rentner Geld von der Spar­
kasse geholt und seine Schuhe fein 
säuberlich geputzt. Was hat ihn zum 
Selbstmord veranlaßt. Eine plötzliche 
Depression, eine Krankheit, eine Erinne­
rung? Und warum hat er diesen qualvol­
len Weg gewählt? Die Zahl derer, die 
einen Schlußstrich unter ihr Leben set­
zen und einfach aussteigen wollen, 
nimmt Immer mehr zu - gerade bei Jun­
gen Menschen. Oft wurden wir schon zu 
Tabletten-Intoxikationen, die schmerz­
loseste und verbreitetste Art, gerufen. 
Schüler, die In der Schule versagen, 
Teenager mit Liebeskummer, Jugendli­
che, die Krach mit ihren Eltern haben; 
Enttäuschungen und Probleme, die sie 
nicht mehr bewältigen können, an denen 
sie verzweifeln, haben bei ihnen den 
Glauben an das Leben, an die Ziele und 
Träume zerstort. Wegwerfgesellschaft 
bis zur letzten Konsequenz_ Davon sind 
nicht nur sensible und psychisch labile 
Menschen betroffen_ Andere flüchten In 
Alkohol und Drogen. Als Rettungssanlta­
ter kann ich die Symptome bekampfen, 
aber die Ursachen? 

197. Tag. t 7 Uhr 48. Wir befinden uns 
in der Neurologie, 6. Stock, um einen 
Patienten für die Heimfahrt auf unsere 
Trage aufzuladen, als sich der Funk­
alarmwecker in der Brusttasche meines 
Kollegen meldet : "Piep. piep, piep, Ak­
kon zwo dringend zum Notfalleinsatz! " 
In Windeseile legen wir den Patienten 
zurück ins Bett, rasen mit der Trage 
zum Aufzug und fahren zum Ausgang. 
Während wir bei unserem Patienten im 
Krankenzimmer waren, sind in der Ret­
tungsleitstelle mehrere Notrufe gleich­
zeitig eingegangen, so daß dringend ein 
weiterer Rettungswagen benötigt wird_ 
"Akkon zwo einsatzklar! " melde ich 
mich per Funk. Man schickt uns zu einer 
Frühgeburt . Sekunden vor uns trifft der 
Notarzt ein. Im Wohnzimmer liegt eine 
junge Frau mit Wehen . Ein Fuß des Kin­
des ist bereits zu erkennen. Die Diagno­
se lautet auf Steißlage. Jetzt muß alles 
bl itzschnell gehen, da sich das Baby mit 
der Nabelschnur selbst erwürgen kann. 
Einzige Rettung ist der Kaiserschnitt. Mit 
Sondersignal geh!'s In Richtung Universi­
täts-Frauenklinik. Der Kreißsaal wird von 
der Rettungsleitstelle vorverstandigt. 

(Fortsetzung folgt) 



Malteser-Hilfsdienst 
Modellehrgang an der Katastrophenschutzschule Bayern 

Rettul1lgSCliensteinsatz bei StrahIeru1fälIen 
Initiative des Bayerischen Staatsministeriums des Innern -
Rettungssanitäter erhielten Strahlenschutzausrüstung 

Am 9. November 1981 eröffnete Staats­
sekretär Franz Neubauer vom Bayeri­
schen Staatsministerium des Innern 
den Modellehrgang "Einsatz des Ret­
tungsdienstes bei Strahlenunfällen" als 
Rettungssanitäter-Fortbildung in der Ka­
tastrophenschutzschule Bayern in Ge­
retsried. Der Lehrgang wurde initiiert 
und unterstützt vom Bayerischen Staats­
ministerium des Innern und in einer 
beispielhaften Zusammenarbeit von am 
Rettungsdienst beteiligten Stellen und 
Strahlenschutz-Fachinstitutionen durch­
geführt. Die Unterrichtskonzeption wur­
de hauptsächlich von MHD, BRK und BF 
München erarbeitet und durchgeführt. 
Den MHD vertrat hier der ABC-Referent 
im Generalsekretariat, Hans Burgwinkel. 

Diese Fortbildungsmaßnahme, die mit 
27 hauptamtlichen Rettungssanitätern, 
darunter vier vom MHD Würzburg, 
durchgeführt wurde, war die erste ihrer 
Art in Bayern und dürtte über die Gren­
zen des Freistaates hinaus Modellcha­
rakter besitzen. Es ist beabsichtigt, nach 
Auswertung der Veranstaltung den Spe-

ziallehrgang in regelmäßigen Abständen 
zu wiederholen. 

Wie Neubauer in seiner Eröffnungsan­
sprache darlegte, sei Zielrichtung des 
Lehrganges weniger der StMa11 in Kern­
kraftwerken, Forschungsreaktoren und 
Brennelemente-Fabriken, denn bei der 
Nutzung der Kernenergie seien in Bay­
ern und in anderen Bundesländern die 
strengsten Maßstäbe an die Sicherheit 
der Anlagen und an den Gesundheits­
schutz der Bevölkerung angelegt. Wich­
tiger, so Neubauer, seien die Gefahren, 
die durch die zunehmende Verwendung 
von radioaktiven Stoffen in Industrie und 
Medizin bei der Beförderung dieser 
Stoffe auf der Straße auftreten können. 
Bei den Spezialfahrzeugen, die täglich 
mit radioaktivem Material unterwegs sei­
en, ließen sich trotz aller Sicherheits­
und Vorsichtsmaßnahmen Unfälle, bei 
denen ionisierende Strahlung freiwerde, 
nicht von vornherein völlig ausschließen. 

Den daraus resultierenden Bedürfnissen 
entspricht das Fortbildungskonzept der 
nuklearspezifischen Sondereinweisung. 

"l 

Bel der Eröffnung des 
Lehrgangs: Staatssekre­
tär Neubauer, MHD-Lan­
desbeauftragter Graf 
Str8chwltz und ABC-Re­
ferent Burgwinkel vom 
MHD-Gen.,..lsekretarlat 
(von links). 

Das Rettungsdienstpersonal soll bei Ein­
sätzen an strahlengefährdeten Stellen 
unter den dort herrschenden erschwer­
ten Bedingungen in der Lage sein, unter 
Beachtung von der jeweiligen Situation 
angepaßten SChutzgrundsatzen 

• Gefahrenbereiche zu erkennen, 

• lebensrettende Sofortmaßnahmen 
durchzuführen, 

• verletzte Personen aus dem Gefah­
renbereich zu retten, 

• behelfsmäßige, stufenweise Maßnah­
men zur Verringerung einer Kontamina­
tion (soweit vertretbar und notwendig) 
durchzuführen, 

• radioaktiv kontaminierte Personen in 
ein mit strahlenmedizinischen Behand­
lungsmöglichkeiten ausgestattetes Kran­
kenhaus zu transportieren und 

• nach dem Transport die notwendigen 
Folgemaßnahmen zu treffen. 

Neben den organisatorischen Maßnah­
men und einer spezifischen Ausbildung 
gehört auch eine gute, den speziellen 
Bedürfnissen des Rettungsdienstes bei 
Strahlenunfällen entsprechende Ausrü­
stung zu den Voraussetzungen fur einen 
optimalen Einsatzerfolg. Neubauer konn­
te daher den Vertretern der an der 
Durchführung des Rettungsdienstes be-

Der MHD erhielt aus den Händen von Staats­
sekretär Neubauer einen kompletten Satz der 
Strahlenschutzausrustung. 

teiligten Hilfsorganisationen zehn kom­
plette Sätze einer besonderen Strahlen­
schutzausrüstung übergeben. Die Aus­
rüstung für den MHD nahm Diözesange­
schäftsführer Hebling aus Würzburg im 
Beisein vom MHD-Landesbeauftragten, 

Retten eines Verletzten nach einem Unfall, bei 
dem Radloaktivltiit freigesetzt wurde. 

AbschluBObung unter Winterwetterbedingungen. Graf Strachwitz, entgegen. Dem MHD 
_________ ...:F..:o.::'o:::s':..:8:: . ..:E"'nd::'::es stehen damit bereits drei Sonderausrü-
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stungen im Bereich Würzburg zur Verfü- hierfür, rund 400000 DM, hat der Frei-
gung. Ein Satz dieser Sonderausrüstung staat Bayern getragen. 
beinhaltet leweils für zwei Rettungssani- Ein besonderer Dank gebührt dem 
täter u. a. Schutzkleidung mit Atemmas- Bayer schen Staatsministerium des In-
ke, Meß- und Warngerate, Notersatzklei- nern und der Katastrophenschutzschule 
dung, Abdeckmaterial und Verband- Bayern, deren Koordlnierung und tat-
stoffe. kräfflge Unterstützung den Erfolg dieses 
Damit stehen nunmehr in Bayern für für die Rettungsorganisationen bedeut-
114 Rettungssanrtater Strahlenschutz- samen lehrgangs sicherten, so daß wei-
ausrüstungen zur Verfügung. Die Kosten tere lehrgange folgen konnen. H. B. 

Fahrbare Sanitätsstation eingeweiht 

Eine beim Malteser-Hilfsdienst bundes- Zur Einweihung konnte der Stadtbeauf-

welt einzigartige fahrbare Sanitätsstation tragte Günter Haimich Bürgermeister, 
wurde in Karlsruhe ihrer Bestimmung landtagsabgeordnete, Stadtrate, den 

ubergeben. In mehr als 650 Stunden Prälaten des Dekanats Karlsruhe, den 
Eigenarbeit haben die Helfer des MHD Diözesanleiter Prof Dr. Stärk (Diözese 
Karlsruhe einen gebrauchten Kastenwa- Freiburg), die Spitzen der Polizei und 
gen zum "rollenden Sanitatszelt " umge- Feuerwehr, Vertreter von namhaffen 
IÜstet, das die Nachteile eines Zeltes Firmen, Vereinen und Organisationen 
(z. B. Hitze, Kälte, Feuchtigkeit) nicht sowie der luffwaffe begrüßen. Stadtpfar-

aufweist Das Fahrzeug Ist schnell über- rer Haller von SI. Josef nahm die Fahr-
all einsetzbar und vom Wetter unabhan- zeugweihe vor 
gig, dient aber nicht zum Transport von Für die aktiven Helferinnen und Helfer 
Kranken und Verletzten, betonte MHD- des MHD Karlsruhe hat sich die Mühe 
Stadlbeauffragter Günter Halmich bei des schwierigen Umbaus gelohnt; für ih-
der Einweihung. re Idee interessieren sich auch andere 
Mit dem neuen Fahrzeug sind die Karls- Hilfsorganisationen. 
ruher Malteser in der lage, bis zu sechs 
Verletzte (fünf sitzende, ein liegender) 
gleichzeitig zu versorgen - ideale Vor- Luftrettungsstation 
aussetzungen also für Großveranstaltun- übernommen 
gen aller Art, aber auch für Großeinsätze 
von Polizei und Feuerwehr sowie für Vom Rettungsdienstzweckverband 
Einsatze im Rahmen des Katastrophen- Würzburg wurden MHD und BRK mit 
schutzes. Zwischenzeitlich wurde der der Durchführung des luffrettungsdien-
MHD Karlsruhe in den Alarmplan der stes von der Station Ochsenfurt aus be-
Berufsfeuerwehr aufgenommen auftragt. Bisher hatte der ADAC diesen 

Die fahrbare Sanitatsstation verfügt über Dienst geleistet Der Hubschrauber, vom 

eine moderne Ausrüstung ; Alles not- Bundesinnenminister im Rahmen des 

wendige Sanitätsmaterial einschließlich erweiterten Katastrophenschutzes zur 

Notarztkoffer, zentraler Sauerstoffversor- Verfügung gestellt, trägt den Namen 

gung, EKG-Gerat und auch Notlallmedi- "Christoph 18" . Er wird von Piloten des 

kamente sind vorhanden . Sogar an Klei- Bundesgrenzschutzes geflogen und ist 

nigkeiten wie Baby-Windeln, Puder, Öl, mit Ärzten des Kreiskrankenhauses 

Flaschenwärmer - also an alles, was die Ochsenfurt und Notärzlen und Rettungs-

Versorgung eines Kleinkindes erfordert sanitätern von MHD und BRK besetzt 

- wurde gedacht. Eine Rampe ermög- "Christoph 18" ist taglich von Sonnen-

licht es auch Rollstuhlfahrern, in das auf- bis Sonnenuntergang einsatzbereit 

Fahrzeug zu kommen, und ein und erganzt den bodengebundenen Ret-

Notstromaggregat sichert die Unabhan- tungsdienst in den Bereichen Würzburg, 

gigkelt vom Stromnetz. Die fahrbare Sa- Schweinfurt, Aschaffenburg, Tauberbi-

nltatsstation kann durch die Besetzung schofsheim und Kitzingen. Sein Einsatz-

mit einem Arzt sofort zur Ambulanz wer- radius betragt bis zu 70 km luftlinie. 

den; ansonsten ist das Fahrzeug mit 
Rettungssanrtatern bzw Pflegediensthel-
fern oder Schwesternhelferrnnen be- Hilfskrankenhaus 
setzt Aber auch der Nachwuchs wird übernommen 
darauf Dienst tun. Im funktechnischen 
Bereich ist das Fahrzeug ebenfalls gut Der MHD Rülzhelm hat im Oktober das 
ausgerüstet Erganzt Wild das "lelt auf Hlfskrankenhaus Hochstadt zur Betreu-
Rädern" Im Bedarfsfall durch einen ung übernommen. Damit ging er die 
Krankentransportwagen, der schwerer Verpflichtung ein, einen Hilfskranken-

Betrieb des Hilfskrankenhauses wurde 
153 Fachkräfte erfordern, darunter zwölf 
Ärzte und drei Hilfskrafte. 

Bei der Ubergabe der Einrichtung unter­
strich der Katastrophenschutzreferent 
des rheinland-pfalzischen Sozialministe­
riums, Regierungsdirektor Werther, die 
landesregierung sei entschlossen, in 
naher Zukunft im land Insgesamt 15 
HIlfskrankenhauser in den Stand der 
Funktionsfähigkeit zu versetzen. Damit 
soll die Versorgung von Kranken und 
Verletzten in Katastrophen- und Verteidi­
gungsfällen gesichert werden. 

Die Hilfskrankenhäuser sollen im Ernst­
fall mit ihren unterirdischen Operations-, 
Behandlungs- und Wirtschaftsräumen 
die Versorgung von 400 bis 500 PaIren­
ten ubernehmen, die In den oberirdi­
schen Räumen - etwa von Schulen -
untergebracht werden. Angegliedert sind 
die HKH lewells an ein Stammkranken­
haus der Umgebung, von dem im Kata­
strophenfall Personal abgezogen wird. 

Miniröcke aus MHD·Lager 
in die Sahara 

Die Miniröcke aus deutschen Textilbe­
trieben Sind heute in der Südsahara der 
letzte modische Schrei. Schuld daran ist 
das Notlager des MHD und der Caritas 
in Paderborn . Denn die in Deutschland 
nicht mehr gefragten Röcke, die zu la­
denhutern In den Geschaften wurden, 
wandern dank der Inilrative des Pader­
borner MHD-Helfers und lagerlogisti­
kers Erich Reinsberg nicht mehr in den 
Reißwolf, sondern nach Obervolta oder 
in den Tschad, nach Uganda oder Chile. 
Und dort, das schreiben die chrrstlichen 
Partnerorganisationen, lösen sie als lang 
erwartetes Kleidungsstuck bei den ar­
men und ärmsten Menschen als Ge­
schenk große Begeisterung aus. "Was 
bei uns in die Mülltonne wandert, kann 
in Afrika, ASien oder Südamerika Men­
schen das leben retten", erläuterte 
Reinsberg. Denn jährlich mehrere hun­
dert Briefe zeigen von Kampala bis in 
die Slums von Sao Paulo, daß die mei­
sten Menschen dort nicht einmal mehr 
Textilien als eine Kleidungsgarnitur be­
sitzen, während in Deutschland ganze 
fehleingekaufte Produktionen wieder zu 
lumpen maschinell gerrssen werden. 

40000 Kleidungsstucke hat das Pader­
borner Katastrophenlager des Erzbis­
tums in diesem Jahr bisher verschickt, 
um in den verschiedenen ländern zu 
helfen. Doch die bundesweite Hilfe für 
die Ärmsten in der Dritten Welt ist ins 
Stocken geraten. Explodierende Fracht­
kosten und die geringere Bereitschaft zu 

erletzte ins Krankenhaus brrngen kann, hauszug aufzustellen, In dem Helfer aus V Altkleiderspenden machen es den kirch­
wahrend die Erstversorgung für weitere dem medizinischen und technischen I ichen Einrichtungen immer schwerer, 

erletzte in dem Fahrzeug erfolgen Bereich vertreten Sind. Insgesamt soll V diese Hilfe fur Afrika oder Südamerika 
kann der HKH-Zug 50 Helfer umfassen. Der zu leisten. 
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Deutscher Feuerwehrverband 
Sachstandsbericht zur Feuerschutzsteuer 

Die Steuer dient der 
Gn.. 1_· ,_ 
der Freiwilligen Feuerwehren 
Von R. Voßmeier, Bundesgeschäftsführer des DFV -
(Fortsetzung aus Heft 12/81) 

3.0 Maßnahmen 
zur Novellierung 
des Verteilerschlüssels 

So erfreulich es im Dezember 1979 war 
festzustellen, daß trotz der langen Bera­
tungszeit im Gesetzgebungsverfahren 
durch die Novellierung des Feuerschulz­
sleuergesetzes und damit die Wieder­
einführung der Steuerpflicht für die Ver­
bundene Hausrats- und Gebäudeversi­
cherung das Gesamtaufkommen aus der 
Feuerschutzsteuer nach einer damaligen 
Schälzung des Geselzgebers künffig um 
jährlich rd. 40 Mio. DM verbessert wird, 
liegt nun die Befürchtung nahe, daß ab 
1. 1. 1984 keine ausgewogene Vertei­
lung des Aufkommens mehr erfolgt, 
wenn es im Geselzgebungsverfahren 
nicht rechtzeilig gelingl, den § 11 des 
Gesetzes .Zerlegung des Aufkom­
mens" neu zu fassen. In diesem Fall 
würde sich die Verteilung der Feuer­
schutzsteuer nicht mehr wie sonst nach 
der Belegenheil der versicherten Objek­
te, sondern allein nach dem Sitz des 
Versicherungsuniernehmens richlen 
(siehe Pos 3.2). Oie Folge wären teilwei­
se erhebliche Mindereinnahmen für eini­
ge Länder und eine insgesamt unge­
rechte und unbefriedigende Verteilung. 
Bund und Länder hatten seit der Verab­
schiedung des jetzigen Feuerschutzge­
setzes insgesamt vier Jahre Zeit, die für 
ein Gesetzgebungsverfahren notwendi­
gen Vorverhandlungen zu führen; die 
Hälfte dieser Zeit ist aber im wesentli­
chen ungenutzt verstrichen. Für die not­
wendigen Vorverhandlungen zwischen 
den Ländern und für das Gesetzge­
bungsverfahren im Bundestag und Bun­
desrat stehen nur noch zwei Jahre zur 
Verfügung. 

3.1 Neuer Verteltungsmodus wichtig 

Oie Bundesländer und das Bundes­
finanzministerium sind durch die befri­
stete Gültigkeitsdauer des Feuerschutz­
steuergesetzes aufgerufen, einen neuen 
Modus zur .Zerlegung des Aufkom­
mens" (Verteilerschlüssel) zu finden 

und diesen rechtzeitig ins Gesetzge­
bungsverfahren einzubringen. Im Inter­
esse der Verbesserung des Brandschut­
zes in der Bundesrepublik wäre es nicht 
zu vertreten, wenn Länder durch passi­
ves Verhalten eine termingerechte Eini­
gung auf einen neuen Verteilungsmodus 
verhinderten. Es liegen Anzeichen dafür 
vor, daß die notwendige Einigung zwi­
schen den Ländern und mit dem Bun­
desfinanzministerium eine sehr schwie­
rige Beratungsphase erfordert. 

3.2 Veränderungen bel den 
Einnahmen 

Wird die .Zerlegung des Aufkommens' 
nicht fristgerecht mit Gesetzeskraft neu 
geregelt, gibt es in den Ländern erhebli­
che Verschiebungen im Steueraufkom­
men, da dann die Steuereinnahmen al­
lein den Ländern zufließen, in denen die 
Versicherer ihren Verwaltungssitz haben. 
Dieses würde in einigen Bundesländern 
zu erheblichen Mindereinnahmen füh­
ren, und andere Bundesländer erhielten 
demzufolge wesentliche Mehreinnah­
men. Diese letztlichen Auswirkungen 
sind nicht im Sinne des gesamten deut­
schen Brandschutzwesens. 

Sollte es nicht zu einer neuen Vereinba­
rung über den Verteilermodus kommen, 
würden einige Bundesländer - da sie 
nicht den Sitz von Versicherungszentra­
len in ihrem Gebiet haben - erhebliche 
Einbußen haben. Nach einer 1979 er­
folgten überschlägigen Berechnung bei 
Aufkommen durch die privaten Versi­
cherer ergäben die Einbußen für: 

Baden-Württemberg 
Bayern 
Berlin 
Bremen 
Niedersachsen 
Rhelnland-Pfalz 
Saarland 
Schleswig-Holsteln 

rd. 48% 
rd.45% 
rd. 71 % 
rd.56% 
rd. 3% 
rd. 96% 
rd.82% 
rd.98% 

4.0 Forderungen der 
Feuerwehren 

Oie zuständigen Ministerien der Bun­
desländer und das Bundesministerium 
der Finanzen werden aufgerufen, die bis 
Ende 1983 noch zur Verfügung stehen­
de Zeit baldigst dafür zu nutzen, sich auf 
einen praktikablen neuen Verteilungs­
modus zu einigen. Oie Feuerwehren der 
Bundesrepublik gehen davon aus, daß 
die in den Vorverhandlungen beteiligten 
Stellen sich so rechtzeitig auf einen 
neuen Modus einigen, daß Bundestag 
und Bundesrat noch ausreichend Zeit 
für das Gesetzgebungsverfahren haben, 
damit mit Wirkung vom 1. Januar 1984 
ein novelliertes Feuerschutzsteuerge­
setz in Kraft treten kann. Des weiteren 
gehen die Feuerwehren davon aus, daß 
die politischen Parteien des Bundes­
tages und Bundesrates bei der jetzt an­
stehenden Novellierung des § 11 nicht 
erneut in so langwierige und zeitrauben­
de Diskussionen verfallen wie bei der 
Novellierung des Gesetzes in den Jah­
ren 1978/79. 

Oie Feuerwehren weisen mit Nachdruck 
darauf hin, daß das Feuerschutzsteuer­
gesetz als Bundesgesetz erhalten blei­
ben muß und daß der künftige Vertei­
lungsmodus so gewählt wird, daß alle 
Länder, Kreise und Kommunen einen 
ihnen zustehenden Anteil am Aufkom­
men der Feuerschutzsteuer erhalten. 

Oie diesem Sachstandsbericht beigefüg­
ten Anlagen (Tabellen) dienen einer 
sachgerechten Beratung der finanziellen 
Situation im deutschen Brandschutz­
wesen. 

Delegiertenversammlung 
des DFV 

Oie nächste Delegiertenversammlung 
des Deutschen Feuerwehrverbandes fin­
det am Samstag, dem 27. März 1982, 
In Berlin statt. Oie Delegiertenver­
sammlung legte diesen Termin in ihrer 
letzten Tagung fest. Gemäß Satzung 
des DFV wird diese Delegiertenver­
sammlung hiermit bekanntgegeben. 

Deutscher Feuerwehrverband 
Bann, im Januar 1982 
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I Wir sammeln 

Für den Aufbau einer umfangreichen 
Sammlung bittel der Deutsche Feuer­
wehrverband um Zusendung von 
Ärmelabzeichen mit Stadtwappen, wie 
diese bei den Feuerwehren der Bundes­
republik in vielen Gemeinden und Stad-

Schankerlaubnis für Vereine 
an Festtagen 
keine Konkurrenz 

Vereine dürfen an Festtagen Gaststatten 
Konkurrenz machen: Eine vorüberge­
hende Schankerlaubnis für örtliche Ver­
eine und Organisationen an Festtagen 
verletzt die Gastwirte nicht In ihren 
Rechten, sondern allenfalls in ihren 
rechtlich nicht geSChützten Wirtschaftli­
chen Interessen. Diese Entscheidung 
traf das Koblenzer Oberverwaltungsge­
richt (OVG) in einem kurzlich bekannt­
gewordenen Urteil in zweiter Instanz. 
Das Gericht wies damit die Klage eines 
Gastwirtes gegen die Verbandsgemein­
de Bitburg-Land zurück. 

Der Kläger aus dem Landkreis Bitburg­
Prum hatte sich dagegen gewandt, daß 
fur die Kirmestage im September 1979 
der örtlichen Feuerwehr die gastronomi­
sche Betreuung eines Festzeltes erlaubt 
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ten auf dem Dienstrock getragen werden. 
Ferner bittet der DFV um Überlassung 
von Festschriften, die von den Feuer­
wehren aus Anlaß von Jubiläen oder 
anderen Anlässen herausgegeben 
werden. 

worden war. Das Verwaltungsgericht 
Trier hatte die Klage des Wirtes abge­
lehnt, die vorübergehende Schanker­
laubnis sei zu Unrecht erteilt worden. 
Das Gericht begründete seine Entschei­
dung damit, es entspreche ländlichem 
Brauchtum, wenn örtliche Vereine an 
Festtagen auch ein Festzeit bewirtschaf­
ten. Das OVG wies die Klage aus for­
mellen Grunden ab. Die gesetzliche Re­
gelung, auf die der Wirt sein Begehren 
stütze, habe Konkurrenz zu schützen 
(Aktz.: 2 A 10/81). 

Gesucht werden ... 

Fotos von den früheren Vorsitzenden 
des Deutschen Feuerwehrverbandes 

1874-1876 Ingenieur und Kreisbrand­
meister Wilhelm Reutter (Braunschweig) 

Der DFV bittel alle Feuerwehren, von 
den Ärmelabzeichen bzw. den Fest­
schri~en jeweils drei Stück zuzusenden : 
Deutscher Feuerwehrverband 
Postfach 200269 
5300 Bonn 2 

188G-1887 Turnlehrer und Feuerlösch­
direktor Gustav H. Ritz (Dresden) 

188&-1904 Kaufmann, Stadtrat und 
Branddirektor Gustav Schulze 
(Deli tz schi Provinz Sachsen) 

1911-1928 Justizrat und Kreisbrand­
meister Heinrich Lang (Landau/Pfalz) 

192&-1936 Hafnermeister, Gewerberat 
und LandesbranddIrektor Adolt Ecker 
(München) 

Der Deutsche Feuerwehrverband bittet 
die Leser dieser Zeltschri~, einmal in ih­
ren Archiven zu überprüfen, ob sie dem 
Verband leihweise für eine kurze Zeit 
ein Foto dieser zuvor genannten Herren, 
die in den angegebenen Zeiträumen als 
Vorsitzende des Deutschen Feuerwehr­
verbandes tatig waren, ausleihen kön­
nen. Zur Vervollständigung seines Archi­
ves sucht der Verband dieses Material. 
Die zur Verfügung gestellten Aufnahmen 
werden nach Anlertigung eines Repros 
unversehrt umgehend zurückgegeben. 



DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETTUNGS-GESELLSCHAFT 

Noch keine Katastrophe 

Schweres Schiffsw1g1ück auf dem Neckar 
DLRG-Rettungsschwimmer probten den Ernstfall 

Im Rahmen des Mannheimer Herbst­
festes " Kurpfalz im Quadrat" fand u. a. 
eine Rettungsübung auf dem Neckar, 
oberhalb der Kurpfalzbrücke, statt. Die­
ser Standort wurde bei der Vorbereitung 
nicht von ungefähr gewählt, denn er 
liegt in unmittelbarer Nähe des zweit­
größten Binnenhafens Deutschlands und 
in Höhe dichtbesiedelter Wohngebiete 
rechts und links des Neckars. 

Mannheim war in diesen Tagen ganz auf 
"Wasser " eingestellt, denn zeitgleich 
mit dem Herbstfest fand auch der 
"DeutSChe Binnenschiffahrtstag" an 
Rhein und Neckar statt. Zehntausend 
Besucher erlebten auf dem Neckarvor­
land eine eindrucksvolle Demonstration 
in Sachen Katastrophenschutz. Um 
16.00 Uhr kündigten weiße und rote 
Rauchsäulen eine sich anbahnende Ka­
tastrophe an. "Mit geballter Kraft aller 
verfügbaren Rettungsmittel " , so berich­
tete später die lokale Presse, rückten 
die Wasserfahrzeuge der Polizei, der 
Feuerwehr und der Deutschen Lebens­
Rettungs-Gesellschaft (DLRG) an, um 
die brennende Schute aul dem Neckar 
oberhalb der Kurpfalzbrücke zu löschen 
und Menschen in Sicherheit zu bringen. 

Als" Tankschiff" diente ein ausgemu­
sterter Kahn, der für die Übung speziell 
präpariert wurde. Alles sollte so echt wie 
möglich simuliert werden. Dies gelang 
auch hervorragend. Die Wasserschutz­
polizei sicherte innerhalb kürzester Zeit 
die Gefahrenzone ab, um unbeteiligte 
Schiffe der stark frequentierten linie von 
der Gefahrenstelle fernzuhalten. Männer 
der Wasserschutzpol izei Baden-Würt­
temberg gingen in Schutzanzügen an 
Bord des Tankschilies, um die Besat­
zung, die möglicherweise durch das 
ausströmende Gas bewußtlos war, in 
Sicherheit zu bringen. Das Spezialboot 
der Wasserschutzpolizei ist durch einen 
permanenten Luftüberdruck im Inneren 
des Schiffes explosionssicher. Durch 
diesen Überdruck wird das Eindringen 
von Gasen verhindert. 

Dann kam plötZliCh der Hilferul: "Mann 
über Bord!" Die DLRG Mannheim war 
gelordert und mußte nun in Aktion tre­
ten. Bis zu diesem Zeitpunkt hatte das 
Löschboot der Feuerwehr den Tanker 
und die Wasseroberflache schon mit ei­
nem Schaumteppich abgedeckt. Das 

Rettungsschwimmer der OLRG bergen die .. Opfer". 

neue RettungSboot "Shadow" der 
DLRG, das erst vor wenigen Wochen an 
gleicher Stelle seine Jungfernlahrt hinter 
sich gebracht hatte, erlebte nun seine 
erste Bewährungsprobe. Die "Shadow" 
durchpflügte den dichten Schaum mantel 
bis zur Unfallsteile. Dort angekommen, 
gingen sofort DLRG-Rettungstaucher zu 
Wasser. Nach wenigen Minuten war es 
den Tauchern gelungen, das" Opfer" zu 
bergen und sic~er an Bord des Ret­
tungSbootes zu bringen. Noch an Bord 
wurden Erste-Hille-Maßnahmen einge­
leitet, die Rettungsleitstelle über Funk 
inlormiert und das " Opfer" dem Notarzt 
und der Sanitätsorganisation am Ufer 
übergeben. 

Dtese Selten 
erscheinen In 
Verantwortung der 
Deutschen 
Lebens-Retlungs-Gesetlschlft . , V, 

Was hier vor 10000 interessierten Zu­
schauern ablief, dauerte nur wenige Mi­
nuten und war eine Übung. Sie war un­
ter hervorragender Regie der Wasser­
schutzpolizei ausgeknobelt und über­
wacht worden. Aber es war trotz der Ku­
lisse und der Spezialeffekte kein Show­
spektakel, sondern eine unerläßliche 
Übung für den Ernstfal l. Das Zusam­
menspiel zwischen Wasserschutzpolizei, 
Feuerwehr, DLRG und Sanitätsorganisa­
tion funktionierte reibungslos. 

Als Fazit darf die DLRG Mannheim fest­
stellen, daß sie voll in den Katastro­
phenschutz integriert und Vollwertiges 
zu leisten imstande ist. 

Roland Kaiser 
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Frachter kollidierte mit 
Ausftugsschiff 
Alarmübung der DLRG zusammen mit ASS und THW in Dortmund 
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DLR~ReUung~ 
nehmen .. Verunglück· 
'e" auf. Ein Handikap 
für die Im Wasser tr.~ 
benden Personen w .. 
ren die W.uertem~ 
raturen von nur 5 Grad 
IOwie die übefttohen 
Spundwinde am Ufer, 
dl. ein Herausklettern 
aus dem Wasser un· 
möglich machten. 

Abkan.port ein •• 
.. Verletzten" mtt dem 
KNltrophenlChutz­
boot "Westfalen 3", 

Hetfer des ASB Ober­
geben .. Vertetzt." an 
die DLRG-Bootlbesat­
zung. 

Aufmertlsame Be0b­
achter der Obung -
da. Fernseht.am 

Jl'l!a:;;;:;:+::t Rlefen.tahl. 

Einsatzbereitschaff, Zusammenarbeit 
und Wintertauglichkeit probten Anfang 
Dezember im Bereich des Dortmunder 
Industrie-Hafens die DLRG, der Arbei­
ter-Samariter-Bund und das Technische 
Hilfswerk. Insgesamt nahmen 295 Helfer 
mit 16 Rettungsbooten, Sanitätsfahrzeu­
gen und einer Ponton-Ausrüstung teil. 

Ein Unglück größeren Ausmaßes war 
inszeniert worden: Ein mit 200 Kindern 
besetztes Ausflugsschiff kollidierte mit 
einem Frachter. Beide Schiffe sinken, 
schnelle Hilfe ist nötig. Die Dortmunder 
Feuerwehr ist durch Unfälle auf der 
Bundesstraße 1 und durch ein Feuer in 
der Universität gebunden. Glücklicher­
weise sind aber im Bootshaus der Stadt 
Dortmund Rettungs- und Tauchergrup­
pen an läßlich eines Lehrgangs versam­
melt und können gleich eingesetzt wer­
den. Rettungsboote aus den DLRG-Be­
zirken Dortmund, Bochum, Hagen und 
Witten können schnellstens zur Unfall­
steIle eilen 

Das THW hatte mit Pontons das mit dem 
Bug aus dem Wasser ragende Passa­
gierschiff zu markieren. Die in kaltem 
Wasser treibenden Menschen, Verletzte 
und Unterkühlte (es handelte sich um 
DLRG-Taucher), wurden von der DLRG 
geborgen und vom ASB auf einem 
schnell eingerichteten Verbandplatz ver­
sorgt. Schwerer" verletzte" Personen 
wurden mit Sanitätsfahrzeugen in Klini­
ken gefahren. 

Ein WDR-Fernsehteam (Riefenstahl) 
nahm an der Übung teil und berichtete 
ausführlich in der Sendung des 1. Pro­
gramms "Hier und Heute" über die Er­
eignisse. 

Es zeigten sich - wie bei allen vorheri­
gen Übungen auch - Schwachpunkte, 
die nur durch stetes Üben ausgemerzt 
werden können, wie Übungsleiter Gerdt 
Neumann feststellte. Die drei Organisa­
tionen, jede Ist in ihrem Bereich füh­
rend, sind in der Zusammenarbeit bes­
ser zu koordinieren. Bleibt zu hoffen, 
daß in Zukunft für solche Übungen auch 
die Mittel zur Verfügung stehen. 

H.-W. B. 

Nach hartem Einsatz - Entspannung auf 
"Tauchmannsart". 



11 Presseschau 
11 des Inlands 

Bayerns Landtag setzt neues 
Feuerwehrgesetz in Marsch 

Mit guten Wünschen wie "Gott zur Ehr', 
dem Nächsten zur Wehr", aber auch 
"Wasser marsch! " hat der Landtag ein­
stimmig das neue bayerische Feuer­
wehrgesetz verabschiedet. Es ersetzt ei­
ne Regelung, die noch von der Militärre­
gierung im Jahr 1946 erlassen worden 
war. Innenminister Gerold Tandler be­
tonte ebenso wie Sprecher aller drei 
Fraktionen, daß die Grundsätze von 
Freiwilligkeit und Ehrenamtlichkeit auch 
in Zukunft gelten werden. 

Das Gesetz soll den rund 300000 Mit­
gliedern der Freiwilligen Feuerwehren im 
Freistaat zeitgemäße soziale und rechtli­
che Sicherheit bei ihrer gefährlichen 
Aufgabe verschaffen. Um sie zu erset­
zen, wären rund 40000 Berufsfeuer­
wehrleute notwendig. Zur Zeit gibt es im 
ganzen Land nur wenig mehr als 2250 
hauptberufliche Feuerwehrmänner. 

In den vergangenen beiden Jahren 
nahm die Zahl der Einsätze um das 
Zweieinhalbfache auf mehr als 10000 
zu, heißt es in der Begründung des Ge­
setzes. Die Sachversicherer schätzen, 
daß die Feuerwehren fünf- bis sechsmal 
mehr Werte sichern, als die Summe der 
Brandschäden ausmacht: Allein 1979 
rund 265 Millionen Mark. Obwohl das 
neue Gesetz auch Konsequenzen aus 
der Gemeindegebietsreform zieht, blei­
ben die Ortsfeuerwehren trotz gewisser 
Widerstände aus der CSU als Vereine 
erhalten. Das Gesetz trat am 1. Januar 
1982 in Kraft. 

(Süddeutsche Zeitung, München) 

Vier Verordnungen für die 
Versorgung 

Die Bundesregierung hat jetzt die vier 
vorbereiteten Verordnungen für die Ver­
sorgung mit Kraftstoff, leichtem Heizöl, 
Elektrizitat und Gas im Falle einer Ver­
sorgungskrise verabschiedet. Das Bun­
deswirtschaftsministerium weist darauf 
hin, daß diese Maßnahmen ausschließ­
lich für die Krisenvorsorge getroffen 
worden sind. Die aktuelle Versorgungs­
lage sei gesichert. Die vier Verordnun­
gen sind erst anwendbar, wenn die Bun­
desregierung durch eine besondere Ver-

ordnung feststellt, daß die Energiever­
sorgung gefährdet oder gestört ist. Für 
die Benzinversorgung ist im Ernstfall ein 
Bezugsscheinsystem vorgesehen. Für 
Heizöl soll die Menge, die in einem be­
stimmten Zeitraum bezogen worden ist, 
aufgrund der aufzubewahrenden Rech­
nungen gekürzt werden. 

(Frankfurter Allgemeine Zeitung) 

nRettungssanitäter besser 
ausbilden" 

Ein Berufsbild für Rettungssanitäter mit 
einer Ausbildungszeit von mindestens 
zwei Jahren muß nach Ansicht des 
" Berufsverbandes der Rettungssanitä­
ter" geschaffen werden. Auf einer Fort­
bildungsveranstaltung in Marburg, an der 
über 100 Rettungssanitäter aus Hessen 
und anderen Bundesländern teilnahmen, 
wurde die mit derzeit 13 Wochen zu ge­
ringe Ausbildungszeit kritisiert. Durch 
ein flächendeckendes Notarztsystem 
und eine bessere QualifiZierung des 
Rettungspersonals könnten von den et­
wa 200000 Notfalltodesfällen im Jahr 
rund 10 Prozent noch gerettet werden. 
Die Forderung nach einem hessischen 
Rettungsdienstgesetz wurde von einem 
Sprecher des Hessischen Sozial mi niste­
riums mit dem Hinweis auf das Fehlen 
einer bundeseinheitlichen Regelung zu­
rückgewiesen. 

(Frankfurter Rundschau) 

DDR baut in Schulen 
Luftschutzkeller 

Die DDR bereitet die Einrichtung von 
Luftschutzkellern auch in den Schulen 
vor. Jüngste Ostberliner Veröffentlichun­
gen besagen, daß im thüringischen Be­
zirk Suhl Schüler während des Obligato­
rischen einwöchigen Zivilverteidigungs­
lehrgangs in ihren Unterrichtsstätten die 
Einrichtung eines Schutzraumes übten. 
Das sei an der" Mehrzahl der Schulen" 
des Bezirkes geschehen. Gleichzeitig 
mehren sich in DDR-Veröffentlichungen 
Hinweise auf" Beispielschutzräume " in 
Fabriken und Wohngebieten. 

Parallel zur organisatorischen und mate­
riellen Vorbereitung auf den Konfliktfall 
läuft die Einbeziehung nahezu aller Be­
völkerungsgruppen in den Wehrapparat. 
In der August-Ausgabe der Funktionärs­
zeitschrift "Einheit" verlangt der AbteI­
lungsleiter des SED-Zentralkomitees für 
sozialistische Wehrerziehung, Oberst 
Werner Hübner, daß "leder Bürger" 
durch "größere persönliche Anstrengun­
gen zur Stärkung der Landesverteidi­
gung beizutragen " habe. Hubner er­
wähnte dabei ausdrücklich neben Schü-

lern auch die Rentner. Wenn es um den 
Frieden gehe, so Hübner, müsse eben 
jeder "persönliche Konsequenzen" zie­
hen. "Egoismus und Bequemlichkeit" 
würden nicht geduldet. 

Daß die "Luftschutzwelle " auf deutli­
ches Unbehagen stößt und bei den Älte­
ren Erinnerungen an die Zeit vor Aus­
bruch des Zweiten Weltkrieges weckt, 
ergibt sich ebenfalls aus östlichen Veröf­
fentlichungen. Vor allem beteiligten sich 
"Frauen noch nicht im gewünschten 
Maß" an der Ausbildung in den Forma­
tionen der, dem DDR-Verteidigungsmini­
sterium unterstehenden, Zivilverteidi­
gung. 

Die Frauen würden sich noch zu oft dar­
auf berufen, daß sie ihre kleinen Kinder 
nicht allein lassen könnten. Hier weiß 
die SED inzwischen Abhilfe. In Königs­
wusterhausen, einer markischen Kreis­
stadt südlich Berlins, gibt es neuerdings 
das Vorbild einer "Mutti vom Dienst". 
Sie leitet "im Bereitstellungsoblekt den 
besonderen Raum für Kinderbetreu-
ung ". Hier brauchen die alarmierten 
Luftschutzhelferinnen ihre Kinder künftig 
nur noch abzuliefern, ehe sie Einsatzan­
zug und Ausrüstung empfangen. 

Die Ablehnung, auf die das zivile Vertei­
digungsprogramm in der Bevölkerung 
stößt, wird auch durch Einzelheiten be­
legt, die kürzlich über zwei Übungen be­
kannt wurden, die in Wittenberge und 
Wismar stattfanden. Ehe der Probe­
"Luftalarm " in Wittenberge ausgelöst 
werden konnte, mußte die SED-Kreislei­
tung viele "vorbereitende Gespräche" 
führen und in den Wohnbereichen 
"zahlreiche Hausversammlungen " orga­
nisieren. In die Übung war auch die 
Reichsbahn einbezogen. 

In Wismar ging es am sei ben Tag um 
"Schutz von Bevölkerung und der 
Volkswirtschaft nach gegnerischen Ein­
wirkungen". Auch in dieser mecklenbur­
gischen Hafenstadt waren zuvor "Agi­
tatoren der Partei" ausgeschwärmt. Da 
die "Übungslage" offenbar größere Ver­
luste annahm, wurden 9. und 1 O. Klas­
sen (15- bis 16jahrige) "geschlossen als 
Sanitätshelfer eingesetzt". 

Ebenfalls ... übten in Rostock Verkäufe­
rinnen den Ernstfall. Sie wurden aus ih­
ren Geschäften "evakuiert" und in ei­
nem zentralen "eigenen Schutzraum 
des Betriebes" untergebracht. Die Aus­
gabe von Schutzmasken an die Be­
schäftigten" und das Anfertigen behelfs­
mäßiger Atemschutzmittel bildeten einen 
Höhepunkt der Übung. Derartige Mel­
dungen häufen sich in letzter Zeit in den 
außerhalb Ost-Berlins erscheinenden 
Zeitungen. 

(Allgemeine Sonntagszeitung, 
Würzburg) 
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f 
spruch und bringt Verzögerungen mit gen Erdbebenkatastrophen - besonders 
sich. Zieht man diese Tatsache in Be- auch in Süditalien im Herbst 1980 - ge-
tracht, so ist es verstandlieh, daß der Zi- zeigt haben, wollen die meisten Men-
vii schutz heute noch nicht überall genau sehen ihren Wohnort, wenn irgend mög-
nach Gesetz und Konzepllon organisiert lieh nicht verlassen. In Süditalien haben 
und strukturiert ist. sich viele Leute gegen angeordnete 

Presseschau Mit diesen Feststellungen will aber der Evakuationen gewehrt, auch wenn am 

Schweizerische Zivilschutzverband nicht Zufluchtsort recht für sie gesorgt würde. 

des Auslands bestehende Probleme In Abrede stellen. In dieser Lage bietet sich nun der 

So fehlen in vielen kleinen Gemeinden, Schutzraum als bescheidene, aber si-

die erst seit drei Jahren zivilschutzpflich- chere und genügende UnterkunH in un-

tig sind, Organisationen und genügend mittelbarer Nähe oder im eigenen Haus 

Schutzplätze. Im weiteren sind bezüg- an. 

lieh der Ausbildung noch große Anstren- Zivilschutz-Schutzräume kann man sich 
Schweiz: Die bisherigen gungen nötig, und vielerorts fehlen ge- als solide "Kisten" aus Eisenbeton vor-
Leistungen eignete Kaderleute. stellen, welche meist in Kellergeschos-

(Zivilschutz Bern) sen angeordnet sind. Sie sind dafür be-
Der Schweizerische Zivilschutzverband rechnet, bei Atomexplosionen ein Über-
(SZSV) begrüßt die in jüngster Zeit an- leben in einer gewissen Distanz zu er-
gelaufenen Diskussionen um Lücken 

Erdbeben - bietet der möglichen. Beispielsweise schutzt ein 
und Mangel beim Zivilschutz. Seiner 

Schutzraum Sicherheit? normaler Schutzraum gerade noch ge-
Auffassung nach können nur eine stan- gen die Wirkungen einer Megatonnen-
dige kritische Lagebeurteilung und die 

Zivilschutzräume sind für Waffenwirkun- bombe im Abstand von gut 2,5 km Ent-
offene Auseinandersetzung mit der 

gen, für Atomexplosionen berechnet; fernung. Der Luf1druck der Atombombe 
Wirklichkeit zu optimalen Lösungen füh-

aber auch schwere Erdbeben können ih- würde dabei etwa 10000 kg/m' ausma-
ren. Die in Diskussionen und Zeitungs-

nen nichts anhaben. Wer bei einem Erd- ehen, und der Schutz raum würde so ge-
artikeln erwähnten Lücken und Mangel beben nicht verschüttet wurde, kann oh- schüttelt, daß ein Erdbeben im Vergleich 
in der Ausbildung und Organisation ver-

ne weiteres im Schutzraum Zuflucht su- zu diesen Beschleunigungen ganz ne-
schieden er Zivilschutz organisationen 

ehen und ist dort sicher. Wird es einmal bensächlich ist. Auf diese und viele an-
dürfen aber nicht dazu führen, die bis-

möglich, vor kommenden Erdbeben zu deren WaffenwIrkungen ist der schwei-
herigen Leistungen des schweizerischen 

warnen, so kann man die kritische Zeit zerische Zivilschutzraum berechnet; 
Zivilschutzes in den Schatten zu stellen. 

im Schutzraum zubringen und braucht diese hält er aus. 
Hierzu nur einige Beispiele: Zwischen 

dort den Einsturz des Hauses nicht zu Würde bei einem starken Erdbeben ein 1966 und 1980 ist die Zahl der belüfte-
ten Schutzplätze pro 100 Einwohner von 

fürchten. Der Zivilschutzraum ist so ge- Haus über dem Schutz raum zerstort und 

kaum 10 auf fast 80 % angestiegen; in 
baut, daß er ein Überleben unter be- in Trümmern auf die Kellerdecke fallen, 

derselben Zeitspanne wurden über 
scheidenen Bedingungen ermöglicht. so wären die Trümmerlasten wesentlich 

70000 geschutzte Liegestellen in Ope- Bei Erdbeben wird in gewissen Gebie- geringer als die Belastung, auf die der 

rationsstellen, Notspitalern, Sanitatshilfs- ten die gesamte oberflächennahe Schutzraum berechnet ist. 

stellen usw. bereitgestellt, und die Zahl Schicht der Erde "geschuttelt". Die (Dr. W. Heierli im Pressedienst 
der jährlich Ausgebildeten ist in dieser Schwingungen sind langsam (nur weni- des Schweizerischen Zivilschutz-
Periode von 260 auf 7650 angestiegen! ge Schwingungen pro Sekunde), die verbandes, Bern) 

Der Zivilschutz ist föderalistisch aufge-
Beschleunigungen sind mit ungefahr der 

baut, die Gemeinde ist sein Hauptträger. 
Halfte der Erdbeschleunigung bel star-

Das Marschtempo im Aus- und Aufbau 
ken Erdbeben gering, die auftretenden 

des Zivilschutzes wird deshalb in hohem 
Geschwindigkeiten aber relativ groß. 

Maße vom politischen Willen der Kanto-
Gefahrlieh sind bei Erdbeben hauptsäch-

ne und Gemeinden mitbestimmt. Aus 
lieh die horizontalen Bewegungen. Europäische Gemeinschaft: 

dieser Tatsache ergeben sich regionale 
Durch dieses Schülteln der Erde können Gegenseitige Unterrichtung 

Unterschiede. Während die einen heute 
Häuser zum Einsturz gebracht werden, bei Katastrophen 

welt über dem Durchschnitt stehen, sind 
unstabile Bodenschichten können abrut-

die anderen noch in der Aufbauphase. sehen, auf großen Wasserflachen bilden Die EG-Staaten wollen bei Umweltkata-

Der SZSV gibt zu bedenken, daß der sich Wellen. Bei intensiven Erdbeben strophen auf ihrem Gebiet künftig die 

Zivilschutz in der Schweiz im Vergleich 
können im Boden wegen der Setzungen betroffenen Nachbarn unterrichten. Die-

zum Militär nicht auf eine jahrhunderteaI- Risse auftreten, und Gas- und Wasser- se Vereinbarung trafen kürzlich in Brüs-

te Tradition und Erfahrung zurückblicken 
leitungen und andere Leitungen können sei die Umweltminister der Zehnerge-

kann. Er ist eine sehr junge Organ isa-
bersten. meinschaft. Nach lahrelangem Ringen 

tlon, deren Konzeption auf das Jahr Es stellt sich die Frage, wo für diejeni- kamen sie ferner Oberein, durch Sicher-

1971 zurückgeht. 1978 wurde das Bun- gen eine erste Unterkunft gefunden heitsberichte und Alarmsysteme, aber 

desgesetz uber den Zivilschutz in dem werden kann, welche ein Erdbeben eini- auch durch technische Vorkehrungen 

Sinne geandert, daß alle Gemeinden zi- germaßen heil überlebt haben. Zers torte den Schutz der Bevölkerung und der 

vilschutzpflichtig sind und nicht, wie vor- und schwer beschädigte Hauser können Umwelt künftig besser zu gewährleisten. 

her, nur solche mit über 1 000 Einwoh- nicht mehr verwendet werden, und die Die künftige Informations- und Konsulta-
nern. Die Folge davon war, daß die Kan- vom Erdbeben Betroffenen werden es tionspflicht bei Katastrophenfallen betrifft 
tone ihrerseits die Erlasse dem Bundes- auch vorziehen, nicht in anderen, weni- jedoch nicht den Sektor der Atomener-
gesetz anpassen \Jnd Volksabstimmun- ger beschädigten Häusern der Umge- gie, der gesondert in der EG geregelt 
gen durchführen mußten. Dieser demo- bung zu wohnen, aus Furcht vor Nach- werden soll. 
kratische Prozeß nimmt viel Zeit in An- beben. Wie die Erfahrungen bei bisheri- (Kölnische Rundschau) 
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Wissenschaft 
&Technik 

Elektronisches Haus·lnforma. 
tions·System 

Eine Firma im Sauerland stellte jetzt ein 
von ihr entwickeltes Überwachungs- und 
Kommunikationssystem vor, das über 
vorhandene Steckdosen zu betreiben 
ist. 

Die zentrale Einheit des Systems bildet 
eine Wechselsprechanlage, die mit bis 
zu acht Geräten zu einer Ringsprech­
anlage zusammengeschlossen werden 
kann. Das Wechselsprechgerät ist auch 
als Zentrale für verschiedene Steck­
dosen-Melder einzusetzen. Zu dieser 
Zentrale gibt es je nach Bedarf mehrere 
Ergänzungsmöglich keiten: 

• Empfänger für Signale der Melder 

• Geräuschmelder zur Überwachung 
des Babys, eines Kranken usw. 

• Ultraschallbewegungsmelder zur 
Raumüberwachung 

• Rauchmelder für CO, Qualm, Ammo­
niak- und Benzindämpfe 

• Gasmelder für Propan, Butan, Methan. 

Diese Melder lassen sich über einen 
Potentiometer auf unterschiedliche Emp­
findlichkeit einstellen. 

Durch seinen modularen Aufbau wird 
diese Anlage zu einem Multifunktionssy­
stem, das nicht nur eine einfache Kom­
munikation in Haushalt und Büro ermög­
licht, sondern ebenso die Forderung 

nach erhöhter Sicherheit im privaten Be-I ~en Rauchmelder;. die Skizze verdeut-
reich erfullt. licht die Elnsatzmogllchkeiten des Haus-
Unser Foto zeigt einen angeschlosse- Informations-Systems .. 

Störfall·Kommission 
beim Bundesminister des Innern gegründet 

Um die Sicherheit gefährlicher Industrie­
anlagen in der technischen Praxis konti­
nuierlich weiter zu fördern, ist beim 
Bundesminister des Innern jetzt die 
Störfall-Kommission gegründet worden. 
Die Kommission soll grundsätzliche und 
aktuelle Sicherheitsprobleme untersu­
chen und die Methoden und Instrumen­
tarien zur Erkennung und Bewertung 
von Gefahren, die durch Störfälle her­
vorgerufen werden können, verbessern. 
Damit fällt der Kommission die wichtige 
Aufgabe zu, intensiv bei der Feststellung 
und Weiterentwicklung des Standes der 
Sicherheitstechnik mitzuwirken, der in 
Verwaltungsvorschrihen über materielle 
Sicherheitsanforderungen an industrielle 
Anlagen im einzelnen umgesetzt werden 
soll. 

Zum Vorsitzenden der Kommission wur­
de Professor Dr. Ing. Albert Kuhlmann, 
Geschäftsführer des TÜV Rheinland, ge­
wählt. 

Bundesinnenminister Gerhart Rudolf 
Baum erklärte anläßlich der Gründung 
der Kommission: "Die Störfali-Kommis­
sion wird einen wichtigen Beitrag dazu 
leiste", den Sicherheitsstandard gefährli­
cher industrielier Anlagen im Interesse 
der in der Nachbarschaft solcher Anla­
gen lebenden Bevölkerung weiter voran­
zutreiben; hier darf es insbesondere 
auch angesichts immer neuer technolo­
gischer Entwicklungen keinen Stillstand 
geben. Es muß alles getan werden, da­
mit ein Störfall vom Ausmaß der Seve­
so-Katastrophe bei uns, aber auch in 
der gesamten Europäischen Gemein­
schaft soweit eben möglich ausge­
schlossen wird. Mit unseren nationalen 
Rechtsvorschriften, die jetzt auch durch 
die Verabschiedung der sogenannten 

Seveso-Richtlinie der EG ergänzt wor­
den ist, sind wichtige Schritte zur Ge­
währleistung des Schutzes der Bürger 
vor den Gefahren durch Störfälle getan 
worden. " 

Zum 1. September 1980 hatte die Bun­
desregierung - im Vorgriff auf eine sei­
nerzeit nicht erreichbare Regelung im 
Rahmen der Europäischen Gemein­
schaft - die Störfall-Verordnung in Krah 
gesetzt. Sie verpflichtet die Betreiber 
potentiell gefährlicher Anlagen, die erfor­
derlichen Vorkehrungen zur Vermeidung 
von Störfällen und zur Minimierung der 
Auswirkungen etwaiger Störfälle zu tref­
fen. Das Kernstück dieser Verordnung, 
nämlich die vom Betreiber vorzulegende 
Sicherheitsanalyse, wird durch eine dem 
Kabinett gegenwärtig zur Beschlußfas­
sung vorliegende Verwaltungsvorschrift 
konkretisiert, die die Kriterien für die Er­
stellung der Analyse und die Prüfung 
durch die Behörden verbindlich vorgibt. 

Aber auch in der Europäischen Gemein­
schaft konnte inzwischen insbesondere 
aufgrund deutschen Drängens ein 
Durchbruch erzielt und die Vorsorge ge­
gen Störfälle nun für das gesamte Ge­
biet der Europäischen Gemeinschah 
verbindlich vorgeschrieben werden. In 
der Tagung der Umweltminister der EG 
im Dezember 1981 ist es - nach mehr­
fachen ergebnislosen Beratungen in der 
Vergangenheit - gelungen, die soge­
nannte "Seveso-Richtlinie" zu verab­
schieden; sie entspricht dem Standard 
der deutschen Regelung. Diese gemein­
schahliche Rechtsvorschrih mit der Ver­
einbarung über die grenzüberschreiten­
de Kooperation zur Unfallvorbeugung ist 
von besonderer Bedeutung für die Bür­
ger in unseren Grenzgebieten. 
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rungs- und sonstigen Stellen überleben Ablauf der Evakuierung mit "harten" Da-
und ihre Funktionen weiterhin effektiv ten nachzuvollziehen. Die Resultate zei-
ausführen können. Dieser Schutz wurde gen, daß mit diesem System der Pla-
durch die Anlage von tiefen, verbunker- nung ein Hilfsmittel zur Verfügung steht, 
ten Schutzbauten in Stadten und zahl- das bei Verwendung realistischer Rand-
losen Ausweichstellen bzw. Auslage- bedingungen wirklichkeitsnahe Ergeb-
rungsplätzen erreicht. Mit dem Schutz nisse bringt. 

Neue Bücher 
der Führung - von der nationalen Ebene 
bis hinunter zum ,Rayon' - soll die Auf-
rechterhaltung der Führung in der ge- Engine Comp. -
samten Gesellschaft sichergestellt sein. Löschfahrzeug 82 
Ein Zivilverteidigungsproblem von vita-

Von Dennls Smlth lern Interesse für die Sowjets liegt in ih-
Die sowjetische Rüstung rer weiter bestehenden Unfähigkeit, ihre efb-Verlagsgesellschaft mbH, 

Industrieanlagen zu schützen. Obwohl in 6450 Hanau am Maln 
Pentagon-Papier zur sowjetischen der sowjetischen Literatur über die Zivil-

In dem Buch berichtet der bekannteste Rüstung verteidigung immer wieder darauf hinge-

Aus dem Amerikanischen wiesen wird, daß die Schlüsselindustrien Feuerwehrmann der USA, Dennis 

zum Zwecke des Schutzes aufgelockert Smith, aus der Sicht des Praktikers über 
Bernhard und Gräfe Verlag, werden sollten, wurde in dieser Hinsicht das tägliche Leben, die Arbeit und die 
8000 München 38 noch nicht viel getan. Einsatzeriebnisse einer Löschzugmann-

schaft der New Yorker Feuerwehr. Sein 
Am 29. September 1981 präsentierte Die sowIetische Führung hält den Löschzug 82, der im Stadtteil Süd-Bronx 
US-Verteidigungsminister Weinberger Schutz dieser Ressourcen durch ihr Zi- stationiert Ist, ist der meistbeschäftigte 
der internationalen Presse als Antwort vilverteidigungsprogramm für einen un- Löschzug von New York. Er wird monat-
auf die anhaltende Kritik eine Dokumen-
tation seines Ministeriums zum aktuellen 

verzicht baren Bestandteil ihrer Strategie. lieh etwa 700mal alalmiert. 
Hier werden sie noch lange zu hohen 

Stand der sowjetischen Rüstung. Die Investitionen in ihrem Zivil verteidigungs- In seinem Einsatz-Report läßt Smith den 
Studie, die zum Teil bisher geheimge- programm verpflichtet sein." Alltag eines Feuerwehrmannes lebendig 
halten es Material - u. a. erstmals ein Fo- werden, wie er bisher noch nicht darge-
to der SS-20-Rakete - enthält, stellt de- stellt wurde. Das Buch, das weltweit ei-
tailliert Umfang, Gliederung und Bewaff- ne Auflagenhöhe von 11 Millionen Ex-
nung der sowjetischen Streitkräfte sowie Die Evakuierung von emplaren erreichte, bietet Jedem an der 
die Militärdoktrin und die Rüstungsindu- Mississauga Feuerwehr Interessierten eine auf-
strie der UdSSR dar. In einem Anhang schlußreiche und spannende Lektüre. 
wird ferner ein Kräftevergleich Erfahrungsbericht und Auswertung 

USA-UdSSR vorgenommen. Im Hinblick auf deutsche Notfall-
schutzplanung 

Von besonderem Interesse dürfte der in Infektionskrankheiten 
dem Pentagon-Papier enthaltene kurze Herausgegeben vom Bundesminister 

Überblick über den Ausbau der sowieti- des Innern In Deutschland und Touristikgebieten 
sehen Zivilverteidigung sein. Wir zitieren Erarbeitet vom Institut fü r Unfall- Von Dr. Wilhelm Greuer mit freundlicher Genehmigung des Ver- forschung Im TÜV Rheinland 
lages Bernhard und Gräfe: 

Verlag TÜV Rheinland, 5000 Köln 1 
Gustav Fischer Verlag, 

"Die Zivilverteidigung in der Sowjet-
7000 Stuttgart 70 

union ist ein unionsweites Programm Katastrophen und Unfälle besitzen oft- Die Praxis beweist immer wieder, daß 
unter militärischer Leitung. Chef der so- mals eine gemeinsame, aufeinander ab- der medizinische Laie in gesundheitli-
wjetischen Zivilverteidigung ist ein Steil- bildbare interne Struktur. Vor dem Hin- eher Hinsicht ungenügend informiert ist. 
vertretender Verteidigungsminister und tergrund einer vergleichenden Evaku- Seit geraumer Zelt fordern die Ärzte, die 
Armeegeneral. Auf allen Ebenen der so- ierungsanalyse von ca. 220000 Einwoh- Gesundheitserziehung der Bevölkerung 
wjetischen Verwaltungsstruktur - natio- nern der kanadischen Stadt Mississauga voranzutreiben. Auf dem Gebiet der In-
nale Republik, Oblast, Stadt sowie nach einem Chemie-Transportunfall im fektionskrankheiten erscheint dies um 
Stadt- und Landkreis (Rayon) - gibt es November 1979 werden alle die Proble- so wichtiger, als auch heute noch deut-
vollzeitbeschäftigte Zivilverteidigungsstä- me angesprochen, die für die zuständi- sehe Touristen im Ausland an - oft so-
be. Solche Stäbe sind auch In bedeu- gen Behörden und Forschungseinrich- gar tödlich verlaufenden - Infektionen 
tenden Industriewerken und anderen tungen der Bundesrepublik Deutschland erkranken, die bei besserem Informa-
Einrichtungen aufgestellt. Im Frieden von Interesse sind. tionsstand vermeidbar wären. Hierzu 
sind in der Organisation über 115000 Dabei steht die Frage im Vordergrund, werden in diesem knappen und alige-
Menschen hauptamtlich beschäftigt. Im wie die aus der Untersuchung gewonne- meinverständlichen Buch hilfreiche Hin-
Krieg könnte sich ihre Zahl auf über 16 nen Hinweise zunächst auf deutsche weise gegeben. Und: Der Arzt kann bei 
Millionen erhöhen. Die Kosten des Pro- Verhä tnisse übertragen und dann spe- informierten Patienten mehr Verstandnis 
gramms belaufen sich auf umgerechnet ziell für die Notfallschutzplanung bei für seine Maßnahmen voraussetzen 
mehr als zwei Milliarden Dollar im Jahr. kerntechnischen Anlagen genutzt wer- Aber auch dem Arzt selbst wird mit die-
Der Schutz ihrer Führung ist ein vorran- den kennen. Die Analyse der Evaku- sem Buch eine aktuelte Information über 
giges Anliegen der Sowlets. Bei einer ierung liefert Vorschläge für eine Ver- den Stand der Bekämpfung von Infek-
Kriegs-/Krisenwarnung von nur einigen besserung und Erweiterung der Evaku- tionskrankheiten in Deutschland und 
wenigen Stunden erscheint es möglich, ierungsplanung. aller Welt vermillelt, die ihm die Beant-
daß die zur Führung der Sowjetunion er- Unter Einsatz des Evakuierungs-Simula- wortung von Fragen aus dem Pallenten-
forderlichen 110000 Personen in Regie- tionssystems EVAS war es möglich, den kreis vereinfacht. 
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Jürgen Lampe 

Das 
Minimagazin 

Safety first -
im Bergungsdienst 

Hinweis : Die jeweiligen Ziffern in Klam­
mern beziehen sich auf die BVS-Dienst­
vorschrift 111 und zeigen die Fundste ile 
auf. 

-

.... 
• 

SIcherheitshinweis Nr. 31 : Glatte Ansatzstellen, z. B. Stahltelle, sind durch Zwlschentager (Holz, Gummi) rutschsicher zu machen (BVS-OV 111 Nr. 4.4.2.4). 

Sicherheitshinweis Nr. 33: Das Arbeiten mit der Brechstange erfolgt Immer seitlich neben der Brechstange stehend (BVS-OV 111 Nr.4.4.2.7). 



Postvertriebsstuck - Gebühr bezahlt 
Vertrieb : A. Bernecker, 
Postfach 140, 3508 Melsungen 
Vertriebskennzahl G 2766 EX 

Die Gas/Wasser-Gruppe im Instandsetzungsdienst 

Die GaslWasser·Gruppe ist ein Bestandteil des Fachdienstes 
.. Instandsetzung" im Katastrophenschutz mit der Aulgabe. unter 
Aufsicht und in Zusammenarbeit mit den Versorgungsbetneben 
Schaden an Gas- und Wasserrohrnetzen im Mittel· und Nieder­
druckbereich zu beheben und die behelfsmaßige Gas· und 
Wasserversorgung bei gemeindlichen Versorgungsanlagen und 
olfentlichen Einrichtungen sicherzustellen. 

Die Helfer der GW·Gruppe müssen in der Lage sein, auch unter 
extremen Bedingungen selbstandig und fachgerecht eine Rohr· 
verbindung herzustellen. Die richtige Handhabung der Gerate 
und Werkzeuge aus dem neuen Gas/Wasser-Gerätesatz erler­
nen die Helfer in Trupp- und Gruppenführer-Lehrgangen an der 
Katastrophenschutzschule des Bundes In Bad ~euenahr-Ahr­
weller. 

Unser Titelbild zeigt das Ablangen eines verzinkten Stahlrohrs mit 
einem Rohrabschneider. Die Bilder auf dieser Seite geben einen 
Einblick in verschiedene Arbeitsvorgange. Auf dem Foto links 
oben Wlfd mit einem Rohrinnenfraser der Schneidgrat beseitigt. 
Wie auf das vorbereitete Rohrende mit einer Gewindeschneid­
kluppe das Gewinde geschnitten wird. zeigt das Foto rechts oben. 
Sehr sorgfaltig muß der Schneidstahl des spanabhebenden Rohr­
abschnelders eingestellt werden. Er dient zum Trennen elOer 
Gasversorgungsleitung aus Stahl. Ore HandhabLng zeigt unser 
Foto links unten. 


